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'* Bevölkerungsbewegung im Monat Januar. Nach der statistischen 
ForLschrelbung zählte Breslau am 31. Dezember 1921 556 633 Ern* 
wahner. Im Januar wurden 1001 Kinder gebaren. Da die Zahl der— 
Gestorbenen 967 beträgt, ergibt sich ein Geburtenüberschuß von 34 
Köpfen. Von auswärts sind 4369 Personen zugezogen. (Darunter 194 
Haushaltungen und 3783 Einzelpersonen.) Ahnen standen 
fönen gegenüber, die nach auswärts abzogen (171 Haushaltungen 3121 
Einzelpersonen). Es ist somit ein Wanderungsgewinn von 732 Köpfen 
zu verzeichnen. Insgesamt ergibt sich eine Zunahme der Be­

völkerung um 766 Seelen, so daß Breslau nach der Fort* 
ischreibung am 31. Januar 557 3 9 9 Einwohner mLLLe.

3637 Per-

X Breslaus Bevölkerunpsbewegunc, Im Monat 3n!t Fort­
geschriebene Bevölkerung am 30 Jrmi 1922 557 201. Zahl der Ge­
borenen (auslchl. Totgeborenen) 896. Zahl der Gestorbenen (ausschl. 
Totgeborenen) 717. Geburtenüberschuß 179. Zahl der von auswärts 
Zuziehenden 4884 (darunter Haushaltungen 363 Einzelversonen 3814). 
Zahl der nach auswärts Abziehenden (berechnet) 4944 (darunter Haus­
haltungen 248 Einzelpersonen 4234). Wanderungsverlust 60. Be- 
völkerungszunahme 119, so daß Breslau 'ernt 31. Juli 557 320 
Einwohner zählte.___________________________

V\C Dammlung bietet aber auch dem Fachmann eine rasche zuver­
lässige Übersicht über die sich heute von Tag zu Tag weilenden Gebiete 
des geistigen Lebens in weitestem Umfang und vermag so vor allem auch 
dem immer stärker werdenden Bedürfnis des Forschers zu dienen, sich 
auf den Nachbargebteten auf dem laufenden zu erhalten.

3n den Dienst dieser Aufgabe haben sich darum auch in dankenswerter 
Weise von Anfang an die besten Namen gestellt, gern die Gelegenheit 
benutzend, sich an weiteste Kreise zu wenden.

So konnte der Sammlung auch der Erfolg nicht fehlen. Mehr als die 
Hälfte der Bändchen liegen, bet jeder Auflage durchaus neu bearbeitet, 
bereits in 2. bis 9. Auflage vor, insgesamt hat die Sammlung bis jetzt eine 
Verbreitung von fast 5 Millionen Exemplaren gesunden.

Alles ln allem stnd die schmucken, gebalwollen Bände besonders geeignet, 
die Freude am Buche zu wecken und daran zu gewöhnen, einen Betrag, den 
man für Erfüllung körperlicher Bedürfnisse nicht anzusehen pflegt, auch für 
die Befriedigung geistiger anzuwenden.

Wenn eine Verteuerung der Sammlung infolge der außerordentlichen 
Steigerung der Herstellungskosten - sind doch die Löhne aus das Achtzehnfache, 
die Materialien auf das Fünfundzwanzig- bis Fünsunddreißigsache (teilweise 
noch weit darüber) gestiegen - auch unvermeidbar gewesen ist, wie bei anderen 
.billigen" Büchern, z.B. den Neclamheften. so ist der preis doch entfernt nicht in 
dem gleichen Verhältnis gestiegen, und auch jetzt ist ein Bändchen .Aus Natur

BibHotekaPoliteehnikiKrakowskie, ' ^gegenständen.und Geisteswl

b

>. TeubnerLeimig, ft»

100000296016 i der Sammlung ver­
üb postfrei.

Sin vollständige»
sendet der »» «•f't'Ot T--r'r



Jur Volkswirtschaft
sind bisher erschienen:

Theorie der Volkswirtschaft.
Grundzüge der Volkswirtschaftslehre. Von Prof. Dr. <5. tu (Bd. 5-2.) 
Geldwesen. Zahlungsverkehr und Vermögensverwaltung. Von Gustav Mater. 
2. Null. (Bd. 398.)
Grundrtft der Münzkunde. 2. Aufl.

1. Bd.: Die Münze nach Wesen, Gebrauch und Bedeutung. Von Hofrat Prof. Dr. Ä.
Luschin v. Ebengreuth. Mit 56 Abbildungen lm Tezt. (vd. Yt.)

II. Bd.: Die Münze in ihrer geschichtlichen Entwicklung vom Altertum bis zur Gegenwart.
Von Prof. Dr. H. Buchenau. (Bd. -57.)

Statistik. Von Prof. Dr. S. Schott. 2. Auflage, (vd. 442.)

Handelspraxis.
*Kaufmännische Buchhaltung und Bilanz. Von Dr. p. Gerstner. 4. Ausl. Mit 

schematischen Darstellungen. Bd. I.: Allgemeine Buchhaltungs- und Bilamlehre. Bd. II.: 
Buchhalterische Organisation. (Selbstkostenkontrollbuchführung.) (Bd. 506/07.) 
Kausmännisches Rechnen z. Selbstunterricht. Von Studienrat K. D r ö l l. (Bd. 724.) 
Lehrbuch der Rechenvorteile. Schnellrechnen und Rechenkunst. Mit zahlr. llbungs- 

, beispielen. Von Zng. Dr. pkil. Z. B oj k o. (Bd. 739.)
Handelswörterbuch. Von Dir. vr. V. Sittel u.Zustizrat Dr. M. Straus). Zugleich 
fünffprachiges Wörterbuch, zusammengestellt von V. Arm Haus, verpfl. Dolmetscher. 

* (Teubners kleine Fachwörterbücher Bd. 9.) Geb. M. 25.— (Preisänderung vorbehalten.)

Warenkunde.
Wörterbuch der Warenkunde. Von Prof. Dr. M. pietsch. (Teubners klein« Fach­
wörterbücher vd. 3.) Geb. M. 25.— (Preisänderung vorbehalten.)

Wirtschaftsgeographie, Wirtschaftsgeschichte.
^Wirtschaftsgeographie. Von Prof. Dr. F. Helderich. (Bd. 633.)
Antike Wirtschaftsgeschichte. Von Dr. O. Reu rath. 2. Aufl. (8b. 258.) 
Wirtschaftsgeschichte vom Ausgang der Antike bis zum Beginn der ,9. Jahrhundert» 
(Mittlere Wirtschaftsgeschichte). Von Prof. Dr. H. Sieoeting. (Bd. 577.)
Soziale Kämpfe im alten Rom. Von Dr. L. B l o ch. 4. Aufl. (Bd. 22.) 
Geschichte des Welthandels. Von Realgstmnasial-Dtr. Professor Dr. M. G. Schmidt. 
4. Auflage. (Bd. ,,8.)
Geschichte des deutschen Handels feit dem Ausgange des Mittelalters Von Prof. Dr. 
W. Langenbeck. 2.Aufl. Mit 16 Tabellen. (8b.237.)

-schichte des deutschen Bauernstandes. Von Prof. Dr. H. Gerd es 2., verb. Aufl.
Mit 22 Abbildungen im Text. (Bd. 320.)

Die deutsche Volkswirtschaft.
Deutsches Wirtschaftsleben. Auf geographischer Gmndlage geschildert. Von Prof. Dr. 
Chr. Gruber. Veubeardeitet von Dr. H. Reinlein. 4. Auflage. (Bd. 42.)
Die Entwicklung des deutschen Wirtschaftslebens lm lehren Zahrhundett. Von 
Geh. Regierungsrat Professor Dr. L. Pohle. 4. Auflage. (Bd. 57.)
Die neuen Reichstteuern. 3n knapper, überstchtlicher Darstellung mit Beispielen und 
Tabellen für den Gemeingebrauch erläutert. Von Rechtsanwalt Dr. E. Decke. (8b.767.) 
Die Ostmark. Line Einführung in die Probleme ihrer Wittschaftsgeschichte. Hrsg. von 
Prof. Dr. w.Mitscherlich. (Bd. 35,.)
Die deutsche Landwirtschaft. Von Dr.w. Ela asten. 2. Auflage. Mit ,5 Abbildungen 
und , Karte. (Bd. 2,5.)
Das deutsche Handwerk in seiner kulturgeschichtlichen Entwicklung. Von Geh. 
Schulrat Dir. Dr. E. Otto. 5. Auflage. Mit 23 Abbildungen auf e Tafeln. (Bd. ,4.)

I

AAuG 9: Volkswirtschaft. XII. 2,.



Die Wirtschaft des Auslandes.
England» Weltmacht in ihrer Entwicklung vom 17. Jahrh. bis auf unsere Tage. Von 
Prof. Dr. W. La n gen b e ck. 9. Aufl. (vd. 174.)

Verkehrswesen.
Verkehrs«« twirklung ln Deutschland, seit isoo (fortgeführt bis ). Gegenwatt). Bon 
Geh. Hofrar Prof. Dr. tö. £oti. 4. ocrb. Aufl. (vd. 15.)
Das Etfenbahnwesen. Von Eisenbahnbau- und vetriebsinspektor a. Dv Dr.-3ng. E. 
Biedermann. 3., verbesserte Aufl. Mt 62 ftbb. (Bb. >44.)
Klein, u. Strasienbahne«. Von Obering. a. D. Oberlehrer A. Lieb mann. Mt 05 Ab­
bildungen. (vd. 922.)
Da» postwefe«. Von Abteilungsdirektor O. Sieblist. 2. Aufl. (Bd.182.)
Das Telegraphen, und Zernfprechwefsn. Von Abteilungsdirektor O. Sieblist. 
2. Aufl. (vd. 183.)
Die Lunkentelegraphie. Von Telegraphendirektor H. Thurn. 5. Ausl. Mit 51 Ab­
bildungen. (Bd. 107.)
Das Hotelwesen. Von p. Damm-Etienne. Mt 90 Abbildungen. (Bd. 991.)

\

Soziale Kragen.
Die grossen Sorialkste«. Von Or. Lr. Mückle. 4. Aufl. 2 Bände. I.Bd.: Owen, 
Souriet, vroudhon. 11. vd.: Saint-Simon, pecqueur, Buche), Blanc, Rodbertus, Weitling, 
Man, Laffalle. (vd. 209/70.)
Karl Marx. Versuch einer Würdigung. Von Prof. vr.R. Wilbrandt. 4. Aufl. (vd.62l.) 
Dortale Bewegungen und Theorien bis )ur modernen Arbeiterbewegung. Von 
G. Mater. 8. Auflage. (Bd. 2.)
Arbeiterschutz u. Arbeiterbewegung. Von Geh. Hofrat Prof. vr. O. v. I w i e d i n e ck - 
S ü d e n h o r st. 2. Auflage. (Bd. 78.)
Grundzüg« de« Versicherungswesens, (privatverstcherung.) Von Prof. Or.A. Manes. 
9., veränderte Aufl. (Bd. 105.)
Kriegsbeschädiglenfürsvrge. VonMedizinal!. Or.Aebentisch. Direktor eines Kranken­
hauses. Gewerbeschuldir. H. Back» Direktor des Städtischen Arbeitsamtes Dr. p. Schlotter 
u. Prof. Dr. S. Kraus. Mit 2 Abbildungstafeln t. T. (Bd. 523.)

*Kinderfürsorge. Von Prof. Dr. Chr. 0. ftlumfet. (Bd. 620.) 
Bevölkerungswesen. Von Prof. Dr. L. von Bortkiewicz. (Bd.670.)
Innere Kolonisation. Von A vrenning. (vd 261.)
Wohnungswesen. Von Prof. Dr. R. Eberstadt. (Bb. 709.)
Die deutsche Zrauenbewegung. Von Dr. Marie Bernahs. (Bb. 76).)
Die moderne Mittelftandsbewegung. Von Dr. L. Müsse (mann. (vd. 4)7.) 

*Die wirtschaftlichen Organisationen. I. Teil: Sozialpolitische Organisationen. (Be­
ziehungen zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern.) Von Prof, l )r. E. Lederer. 2. Aufl. 
II. Teil: Wittschaftspolitische Organisationen (Kartelle, Trusts, usw. Von Dr.E.Stern- 
Rubarth. (vd. 428.)
Die Konsumgenossenschaft. Von Professor Dr. Z. Staudinger. 2. Aufl. (Bd.222.) 
Die Gartenstadtbewequng. Von Generalsekretär Dr. H. Kampfs weher. 2. Aufl. 
Mit 43 Abbildungen. (Bd. 259.)
Berufswahl. Begabung und Arbeitsleistung in ihren gegenseitigen Beziehungen. Von 
W. 3. Xuttmann. 2. Aufl. Mit 7 Abb. (Bd. 522.)
Die Arbeitsleistungen des Menschen. Einführung in die Arbeitsphysiologie. Von 
Professor Lir. H. Boruttau. Mt 14 S*9. (Bd. 539.)

Die mit * bezeichneten und weitere Bände befinden sich in Vorbereitung.

jhk



709. Band

Das Wohnungswesen
Von

Prof. Dr. Rud. Lberstadt
Berlin

Mt 11 Abbildungen im Text

Verlag und Druck von B.G.Teubner in Leimig und Berlin 1922

Nus Natur und Geisteswelt
Sammlung wissenschaftlich-gemeinverständlicher Darstellungen

f



KRAKOW

T%
IÜUOH'1 lltZIÄ

l-WM&tC

Schutzformel für die Vereinigten Staaten von Amerika: 
Copyright 1922 by B. G. Teubner in Leipzig

Alle Aechte, einschließlich des Überfetzungsrechts^vorbehalten

U A ' , ' A?>
Akc, Nr,

i

CJ
C

<,
*3

IC

t



Vorwort.
Die kurze Vorbemerkung möchte lediglich auf einige Eigenheiten 

des hier behandelten Gebietes hinweisen. Die Wohnungsfrage ist 
keine durch eine einfache Kennzeichnung zu erschöpfende Spezialfrage, 
die Wissenschaft vom Wohnungswesen keine Spezialwissenschaft. Ob­
wohl für die Beurteilung der Wohnverhältnisse in jedem ihrer Teile 
genaue Zachkenntnisse erforderlich find, bildet doch das Wohnungs­
wesen kein Sondergebiet in dem Sinne, daß es, wie dies bei zahl­
reichen Einzelfächern der Fall, abgetrennt und abtrennbar für sich 
erfaßt werden kann. Technik, Volkswirtschaft, Verwaltung, Politik — 
um nur wenige der Hauptgebiete zu nennen — wirken hier zusam­
men, und erst aus ihren Wechselbeziehungen und Verflechtungen er­
gibt sich die Entwicklung des Wohnungswesens.

Unser Gebiet kennt» ferner, obwohl es sich vielfach um scheinbar 
gleichartige Vorbedingungen und Ziele handelt, keine Einheitlichkeit 
der Zustände und Grundlagen. Die Ausgestaltung des Wohnungs­
wesens ist vielmehr bei den einzelnen Nationen wie in den einzelnen 
Zeitabschnitten eine wesentlich verschiedener die Systeme, deren Aus­
bildung wir zu verfolgen haben, stehen sich oft in schroffem Gegen­
satz gegenüber. Ihre Entwicklung endlich verläuft nicht in einer ge­
raden Linie; häufig genug haben wir einen Bruch der Überlieferung, 
nicht minder häufig eine vollständige Umkehrung zwischen der ur­
sprünglichen Absicht und dem tatsächlichen Erfolg der Wohnungs­
politik zu verzeichnen.

Auf dem beschränkten Kaum der vorliegenden Schrift die Darstel­
lung eines so weit verzweigten Gebietes zu geben, begegnet erheb­
lichen Schwierigkeiten, wöge der versuch einer zusammenfassenden 
Schilderung, die von den geschichtlichen Grundlagen bis zur jüngsten 
Gegenwart vorschreiten will, einen freundlichen Leserkreis finden.

Rud. Lberstadt.
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Einleitung.
Unter den drei hauptgebieten menschlicher Lebensführung — 

Nahrung,, K.'eibung, Wohnung — gebührt kulturgeschichtlich der 
Wohnung die erste Stelle. Zu allen Zeiten finden wir, daß der 
Stand der menschlichen Gesittung in erster Reihe abhängt von der 
Lntw'cklung des Wohnungswesens eines Volkes. Haus, Häuslich­
keit und Familienleben erhalten eine ihrer bestimmenden Grund­
lagen durch die wohnform. Gesundheit, Rindererziehung und 
Rinderzahl stehen in enger Beziehung zur Wohnweise. Die Wirt­
schaft des Einzelnen, wie der Haushalt der Gesamtheit werden 
durch die Preisbildung der Bodenwerte, durch die Grundbesitz­
verhältnisse und die Grundbesitzverteilung in hohem Grade be­
einflußt. Ruf die politischen Zustände endlich, wie auf die Ge­
sinnungen und das Verhalten der verschiedenen Volksschichten ge­
genüber Staat und Gemeinde übt bei jedem Volk die Gestaltung 
des wohnungs- und Siedlungswesens entscheidende Wirkungen 
aus.

Dieses gewaltige Gebiet ist indes der Rllgemeinheit meist nur 
unter Schlagworten bekannt, die jeweils eine Einzelheit oder eine 
Linzelmaßnahme als das Wesentliche herausheben und in einer 
einfachen Formel eine „Lösung der Wohnungsfrage" suchen. Eine 
kurze Zeitspanne genügt stet;, um die Wirkungslosigkeit eines 
solchen Programmwortes zu erweisen, worauf dann eine neue 
Forderung, ebenso leicht faßlich und ebenso einseitig wie die 
frühere und bald vergessene, an ihre Stelle tritt. Wer die Be­
handlung der Wohnungsfrage während der letzten Jahrzehnte 
in Deutschland verfolgt hat, wird wissen, welche Unsumme von 
Agitation, Eingriffen und Geldmitteln aufgewandt worden ist, 
ohne daß — trotz bedeutsamer, durch andere Maßnahmen erziel­
ter Fortschritte im einzelnen — eine allgemeine Besserung er­
reicht wurde. Unsere Darstellung möchte demgegenüber versuchen,



der spezialistischen und formalen (Erörterung entgegenzutreten 
und bas Wohnungswesen in seinen Zusammenhängen und Ver­
knüpfungen zu schildern. (Ein zureichendes Urteil über die Woh­
nungsfrage werden wir nur gewinnen, wenn wir die inneren 
Grundlagen betrachten, aus denen die äußeren Erscheinungen 
und Zustände mit Notwendigkeit hervorwachsen.

Unseren Rusgangspunft nehmen wir von der beifolgenden 
Rbb. 1, in der ich die Wohnweise der Völker in einem Überblick, 
nach Staaten getrennt, zusammengestellt habe. Spalte a gibt die 
sogenannte Behausungsziffer, d. h. die Rnzahl der Bewoh­
ner auf ein Wohngebäude und demgemäß die hausform in den 
einzelnen Staaten und Städten. Ein tiefgehender Rbftanb durch­
zieht unsere Tabelle und zeigt die auffälligsten Gegensätze, mit 
denen wir uns zunächst vertraut machen müssen, bevor wir an 
irgendeine Linzelbehandlung des Wohnungswesens herantreten. 
Bei einem Teil der Völker herrschen, wie wir aus unserer Zeich­
nung sehen, in der städtischen Bebauung heute allgemein das Viel­
wohnungshaus und die ITtietsfaferne,, bei anderen dagegen ebenso 
entschieden das Individualhaus, ohne daß wir für diese Schei­
dung eine nach Nasse, Nation oder Klima begründete Rbgren- 
zungslinie angeben können. Ruf der einen Seite stehen die Städte 
von Deutschland, Österreich, Frankreich, denen die Großstädte von 
Holland, Dänemark, Schweden, Norwegen und ein Teil von Neu- 
!}orf Manhattan) hinzutreten- auf der Gegenseite finden wir 
den hauptteil der Niederlande und Belgiens, England, Nord­
amerika. RIs wesentlicher Umstand ist hierbei zu beachten, daß die 
Rusbildung der auffälligen Rbstände unserer Rbb. 1 in derhaupt- 
sache der neuesten Zeit, vornehmlich dem seit 1860/70 ein­
setzenden Rbschnitt, angehört und daß sie sich bei Völkern voll­
zogen hat, für deren Entwicklung im übrigen die gleichen Vor­
bedingungen — Großstadtbildung, Industrialisierung, kapita­
listische Produktion — gegeben sind. (Es ist vielleicht nicht schwer, 
auf Grund des Gegensatzes der allgemeinen politischen Zustände 
unter den Völkern eine Rbgrenzungslinie zu ziehen, die einen ge­
wesen Parallelismus zu der bodenpolitischen Scheidung unserer 
Rbb. 1 Mietskaserne gegen Einfamilienhaus) aufweist.

weder aus bevölkerungstechwschen. noch aus volkswirtschaft­
lichen, noch aus entwicklungsgeschichtlichen Ursachen können wir

Einleitung6
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die Entstehung dieser Gegensätze erklären. Gerade die Länder der 
rasch wachsenden städtischen Konzentration und der fortschreiten­
den Industrialisierung haben während des jüngsten Zeitabschnitts 
die Form de; Einfamilienhauses festgehalten und sie in einem 
mit jeder Zählperiode steigenden Verhältnis durchgeführt, wir 
müssen also die Erklärung für die Entzweiung der Bausysteme in 
anderen Richtungen als den vorgenannten suchen. Zu bemerken 
ist noch, daß mit der Hausform jedes der wohnungspolitischen 
Einzelaebiele. gleichviel welches es fei, unlösbar zusammenhängt. 
Der Bodenpre's wird durch die Bauweise bestimmt; er erreicht in 
Deutschland bei M'e^skasernenbebauung das Sechsfache bis Zehn­
fache der in den Flachbauländern üblichen Baustellenpreise. Für 
die Gestaltung des Realkredits und des Bodengeschäfts ist die par- 
zell'erungsform entscheidend. Wohnungspolitische Mlßstände be­
sonderer Art finden sich oder fehlen je nach dem angewandten 
Bausystem. Richt minder ist auch das Vorgehen jeder Woh­
nungsreform an die gleichen Voraussetzungen gebunden, wenn 
die immer wieder angerufene Baupo'izei den Aufwand größerer 
Rkauerstärken, eines feuersicheren Treppenhauses u. dgl. vor­
schreibt, so ist dies für das Massenmietshaus eine Notwendigkeit, 
für das Einfamilienhaus dagegen ist es sinnlos. Wenn die Forde­
rung der (Querlüftung für jede Kleinwohnung aufgestellt wird, 
so ist dies für das Kleinhaus eine Selbstverständlichkeit, für den 
Grundriß der Rlietskaserne dagegen eine Unmöglichkeit. Die wich­
tige Zugabe einer eigenen Freifläche öder eines Stückes Produktiv­
land ist bei dem Einfamilienhaus allgemein, bei dem Klaffen* 
m'ethaus nicht oder nur in unzureichender Weise durchführbar. 
Auck die Frage des Eigentumsverhältnisse; — ob Innehabung 
des Bodens durch Staat und Gemeinde, oder durch private — 
können wir zunächst nicht in den Vordergrund rücken; denn auf 
dem gle'chen Privatboden steht in Paris, Berlin, Wien die Miets­
kaserne, in Groß-London, Manchester, Bradford, Gent, Lüttich 
und in zahlreichen nordamerikanischen Großstädten dagegen das 
Einfamilienhaus, so daß sich die Regelung des Eigentumsverhält-

2) InnenNaKt ohne Anschlutzgemeinden. 
4) Siedelunasbereich. 5) wäh­

rend der Zählveriode 1905—1910 Eingemeindung größerer Außenbezirke. 
6) Behausungsziffer non_1905.
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fttffes an sich nicht als entscheidend für die Gestaltung der Wahn- 
formen erweist.

Der wesentliche Grundsatz, den wir aus den Zahlen der klbb. 1 
mitnehmen muffen, wird dahin lauten, daß wir bei der Beurtei­
lung der verschiedenartigen Wohnverhältnisse sogenannte allge­
meine Entwicklungsgesetze nur mit Vorsicht und mit Vorbehalt 
anwenden dürfen. Die Gestaltung des Wohnungswesens beruht 
vielmehr auf der Grundlage der nationalen Institutionen, und 
aus deren Verschiedenheit erklärt sich die verschiedene Ausbildung 
in Ländern, die unter sonst gleichartigen Hulturbedin- 
gungen stehen. (Eine Behausungsziffer von 66,13 Bewohnern 
in Thar^ottenburg und von 4.93 in Groß-London; ein Bodenpreis 
von 40 Hl für den (Quadratmeter in Düsseldorf und 5 HL in 
Gent stellen Gegensätze dar. die unmöglich aus den gleichen bo­
denpolitischen Grundlagen hervorgewachsen sein können. Gegen­
über den Tatsachen des städt'schen Siedlungswesenz muß derver- 
such. die eigenartige Gestaltung der Bodenpolitik aus allgemei­
nen Tendenzen und sogenannten „natürlichen Gesetzen" zu er­
klären, als unzulässig und irreführend erscheinen.

(Eine weitere Eigenheit des Wohnungswesens liegt in dem weit­
reichenden, auf kaum einem anderen Gebiet in gleichem Umfang 
anzutreffenden Einfluß, den hier die Vergangenheit unmittelbar 
auf die Gegenwart ausübt. Zunächst zeigt sich dies in dem Ver­
hältnis. oder richtiger Mißverhältnis zwischen dem der Vergan­
genheit entstammenden Gütervorrat und der jeweiligen Neu­
erzeugung. Ziehen wir zum vergleich das Gebiet der beweg­
lichen Güter heran: im Bereich der Nahrungsmittel sind die Be­
stände der Vergangenheit — sagen wir des jeweils um ein Jahr­
fünft zurückliegenden Zeitabschnitts —, die dem Bedürfnis der 
Gegenwart zu dienen haben, gering: im Bereich der Nleidung 
sind sie im allgemeinen nicht von ausschlaggebendem Umfang: in 
den Industrien von Hohle und Eisen werden Gegenwartsleistun­
gen, nicht die vergangener Jahrzehnte, verbraucht. Ganz anders 
auf dem Geb'et des Wohnungswesens, hier ist der aus der Ver­
gangenheit übernommene Gilervorrat entscheidend: hier beträgt 
auch bei normalem Baubetrieb die Ueuerzeugung jeweils nur 
einen kleinen Bruchteil des der Gesamtbevölkerung dienenden 
Dauerbestandes an Wohnungen. In der Zeit vor dem Weltkrieg
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erreichte die jährliche Neubautätigkeit in Großstädten und In­
dustrieorten etwa 2—2y20/o des Wohnungsbestandes, in Klein­
städten und auf dem flachen Lande erheblich weniger.

Nach einer in den Stabten Breslau, Chemnitz, Köln, Elberfeld, Essen, 
Hamburg, Niel, Lübeck im Jahre 1910 vorgenommenen Zählung wa­
ren von 119332 Gebäuden nur 15008 = 12,58o/o in dem letzten Jahr­
fünft 1906/10 errichtet' die übrigen 87,42 o/o entstammten der älteren 
Zeit, älter als 30 Jahre war in Breslau mehr als die Hälfte, in Han­
nover und Elberfeld nahezu die Hälfte, in Hamburg 1/3 der Gebäude, 
wobei zu beachten ist, daß es sich um Großstädte handelt, in denen wäh­
rend des Zeitabschnitts 1880—1910 die Abriß- und Umbautätigkeit 
in der Innenstadt, namentlich in Hamburg, eine überaus starke war.

Die Wohnungsfrage ist somit nicht nur eine Frage des Woh­
nungsneubaues, sondern sie hat, in mindestens gleichem Maße, 
ihr Augenmerk auf den wohnungsbestand zu richten. Gerade die 
Gegenwart mit ihrem dringenden Bedarf an Neuwohnungen muß 
sich dieser Verknüpfungen bewußt bleiben. Jede Maßnahme, die 
wir auf dem Gebiet der Neubautätigkeit treffen, wirkt zurück auf 
die Hauptmasse des Wohnungsvorrats,' sie kann unter Umstän­
den in dem von der Gesamtbevölkerung genutzten Wohnungsbe­
stand Wertbewegungen Hervorrufen, die, wenn wir den Dingen 
freien Lauf lassen, unser Wirtschaftsleben in allen seinen Teilen 
ergreifen und erschüttern.

Die Baukosten einer Kleinwohnung haben vor dem Krieg etwa 5000 
bis 7000 KT. betragen; sie sind bis Anfang 1921 auf 90 000 bis 
105 000 KT. gestiegen. Es bedarf nicht der näheren Ausführung, welche 
Probleme sich aus diesen Abständen für die Grundstücksbewertung, die 
Mietpreisbildung, das Hppothekenkapital u. a. nt. ergeben.

ITtit diesem Hinweis sind indes die Zusammenhänge zwischen 
wohnungsbestand und wohnungsneubau nicht erschöpft. Die 
BUntätigkeit bedarf der Vorbereitung nach jeder Rich­
tung, und sie findet in der Tat Schritt für Schritt auf ihrem Wege 
eine vorgeschaffene und vorbestimmte Entwicklung. Nur selten 
vermag die Neubautätigkeit auf jungfräulichem Boden, und 
noch weit seltener vermochte sie bis in die jüngste Zeit nach selb­
ständigen Planungen vorzugehen. Geländeeinteilung, Straßen­
anlage und vor allem der Bodenwert sind festgelegt, bevor die 
Bautätigkeit beginnt, und die getroffenen Maßnahmen erstrecken 
hier ihre entscheidenden Wirkungen auf Jahre im voraus. Dem 
Bauunternehmer sind regelmäßig die Formen vorgezeichnet, in

1 Einleitungo



denen seine Tätigkeit sich zu bewegen hat. Var allem aber sind es 
die Einrichtungen der Verwaltung auf den verschiedenen Gebieten 
der Bodenpolitik, des Bebauungsplanes, der Bauordnung, des 
Uealkredits und der Siedlungstechnik, denen der bedeutsamste Ein­
fluß zukommt, und aus deren Zusammenwirken sich das eigen­
artige wohnspstem eines Zeitalters ober eines Volkes ergibt. 
Mährend der jüngsten Jahre hat es sich zur Genüge gezeigt., wie 
langsam, auch bei entschiedenstem Eingreifen, die Verhältnisse 
im Wohnungswesen sich ändern und wie stark hier auch gegen­
über äußeren Erschütterungen die überlieferten Zustände und 
Interessen fortwirken. Unsere erste Aufgabe geht demnach dahin, 
die geschichtliche Entwicklung unseres Gebietes zu betrachten, um 
aus ihr die dauernden Grundlagen und die bestimmenden Ein­
richtungen der Bodenpolitik zu erkennen.

I. Grundlagen des Wohnungs- und Siede­
lungswesens.

Ältere Systeme.
Die Einrichtungen, auf denen unser Wohnungswesen beruht, 

reichen in ihrem Ursprung weit in die Vergangenheit zurück, 
wenn wir indes nach der heutigen Gestaltung fragen, so kommen 
in der Hauptsache drei Zeitabschnitte in Betracht, die für die Ent­
wicklung des Wohnungswesens selbständig und schöpferisch tätig 
gewesen sind und deren Einrichtungen entweder durch unmittel­
bares Fortwirken oder durch die in ihnen gegebenen Unregungen 
für uns Bedeutung haben,' sie scheiden sich nach meinen Unter­
suchungen in: 1. der mittelalterlich-kommunale Städtebau, 2. der 
landesfürstliche Städtebau und 3. der jüngste Abschnitt des 
19. Jahrhunderts und der Gegenwart. Unter sich sind diese 
Hauptabschnitte jeweils durch llbergangsftufen verbunden.

Die erste der vorgenannten Perioden setzte ein mit dem ge­
schichtlichen Abschnitt, in dem die Entwicklung des selbständigen 
städtischen Lebens beginnt. Es ist die Zeit, in der sich der neue 
Bürgerstand bildet, zunächst im 12. Jahrhundert durch Errin­
gung der kommunalen Freiheit, dann insbesondere im 13. Jahr­
hundert durch die Ausbreitung der gewerblichen Tätigkeit und 
des Zunftwesens. Damals, in dem gewaltigen und raschen Auf-
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blühen der Städte, das erst in unserer eigenen Zeit ein Gegen­
stück gefunden hat, wurden die rechtlichen und verwaltungsmäßi­
gen Grundlagen der eigentlich städtischen Bauweise ausgebildet. 
Unter den allgemeinen Einrichtungen des Wohnungs- und Sied­
lungswesens, die wir zu betrachten haben, steht die Boden­
erschließung voran,' ihre Bedeutung ist darin begründet, daß 
die für den Hausbau zu nutzende Geländefläche regelmäßig nicht 
identisch ist mit der einzelnen Hausparzelle und daß demgemäß 
eine Aufteilung des Geländes und seine Überleitung in Linzel- 
besitz erforderlich ist. Die Geländeerschließung, die durch die An= 
leaung von Straßen und Einteilung des Grundbesitzes erfolgt, 
zählt zu den wichtigsten Aufgaben des Städtebaues,' wir können 
die Leistungen eines städtebaulichen Systems vor allem danach 
bewerten, we'che städtischen Grundstücks- und Hausbesitzformen 
von ihm geschaffen werden.

Die Stadtanlage der mittelalterlich-kommunalen Periode ist 
weiträumig und in dieser Hinsicht vollständig verschieden so­
wohl von der vorausgehenden Seit, wie von den späteren Ab­
schnitten. Die Annahme, daß das Mittelalter seine Städte eng 
gebaut und in möglichst knapp gezogene Mauern eingezwängt 
habe, ist für die alten Burgstädte vielleicht anwendbar, für den 
hier zu behandelnden Zeitabschnitt jedoch ganz irrtümlich. Die 
im 12 /1Z. Jahrhundert mächtig aufstrebenden Städte suchten das 
Stadtgebiet mit Freiflächen und unbebautem Gelände reichlich 
auszustatten. Höfe. Ücker, Gärten, Weinberge lagen innerhalb der 
Mauer: Klöster mit ihrem umfassenden Grundbesitz wurden in 
die Stadtumwallung einbezogen. Don der Weitsichtigkeit der da­
maligen Städteverwaltung mag es einen Begriff geben, wenn 
ich bemerke, daß Köln bis zum Jahre 1882 fast ganz genau in 
dem Hing eingeschlossen war, den die große Stadterweiterung des 
Jahres 1180 — also volle st eben Jahrhunderte früher — gezogen 
hatte. Das ist ein Unternehmen, das an Größe des Entwurfs ge- 
w'ß dem gewaltigen Dombau gleichkommt. 3n Magdeburg war 
das bis zum Jahre 1870 eingehaltene Gebiet schon um das Jahr 
1100 im wesentlichen festgelegt,' einige Erweiterungen traten 
dann im 1Z. Jahrhundert hinzu. Ebenso waren die auf koloni­
siertem slawischem Boden zu jener Zeit gegründeten Städte all­
gemein weiträumig angelegt.



Die für die Bodenaufteilung erforderlichen Einrichtungen wa­
ren im mittelalterlichen Städtebau durchweg neu herzustellen. 
Vas im Mittelalter entstandene System der Bodenerschließung 
ist indes kein einheitliches, häufig finden wir die weit gezogene 
Randbebauung, die einen großen Geländeblock zunächst nur an 
den äußeren, die Gesamtfläche umschließenden Straßen mit Ge­
bäuden besetzt, während die Aufteilung des Innengeländes all­
mählich und stückweise mit fortschreitender Bebauung, und zwar 
zumeist durch die Grundbesitzer selber, erfolgt, hierbei gelangen 
nun die verschiedenartigsten Aufschließungsformen zur Anwen­
dung, die Wohnstraße, die Hofgasse, der wohngang, die Sack­
gasse und vor allem der wohnhof. Aus dem freien Wechsel dieser 
Formen ergibt sich das vielgestaltige — nur scheinbar willkür­
liche — Bild der mittelalterlichen Stadt. Auch die Aufteilung 
durch den fertig geformten und abgegrenzten Baublock, der meist 
in gleichlaufende Streifen zerlegt wird, ist vorhanden. Bei aller 
Mannigfaltigkeit der Aufteilungsarten bleibt doch das Ziel ein 
einheitliches: jede Form führt zur Kleinteilung des Bodens.

3nt Zusammenhang mit der Bodenaufteilung entwickelten sich 
die städtisch-bürgerlichen hausformen, für die ebenfalls eine 
Neuschöpfung erforderlich war. Nach den für den sozialen Auf­
bau des Mittelalters maßgebenden Grundsätzen soll jeder Bür­
ger, in den vermögenden wie in den minderbemittelten Klaffen, 
mit eigenem hausbesitz ausgestattet werden,' für den hauserwerb 
des Handwerkers und des Arbeiters werden hierbei die Formen 
des Kleinhauses und des städtischen Reihenhauses ausgebildet. 
Aus den Aufteilungsarten ergibt sich ferner in ungezwungener 
Weise die Scheidung der Straßen nach Zweck und Bedürfnis. (Ein 
Straßengerüst stellt die hauptstraßenzüge und Verkehrsstraßen 
her,- aus ihnen zweigen sich die kürzeren und schmaleren Auftei­
lungsstraßen ab, die in den oben erwähnten Formen das wohn- 
gelände erschließen. Die für das Wohnungswesen grundlegende 
Scheidung zwischen verkehrsstraße und Wohnstraße findet in die­
sem Zeitabschnitt allgemein Anwendung. Bei dem lebhaften 
Grundstücksverkehr der aufblühenden Städte gelangen endlich die 
Einrichtungen des Immobiliarverkehrs, des Bodenkredits und des 
Grundbuchwesens in ihren noch heute fortwirkenden Grundzügen 
zur Ausbildung.
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Der Aufschwung des städtischen Wesens im 12. und 13. Jahrhundert 
war bedingt durch große Bewegungen auf politischem, rechtlichem und 
wirtschaftlichem Gebiet, die zu der Ausbildung der städtisch-gewerblichen 
Erwerbsformen führten und den Kufstieg der unteren Volksschichten 
mächtig förderten, wir können den Übergang der Volksmassen aus der 
agrarischen in die stadlgewerbliche Wirtschaft und das hierdurch be­
wirkte rasche Wachstum der Städte in den Urkunden genau verfolgen, 
vgl. zu dem Kufstieg der unteren Ulassen Eberstadt, Der Ursprung 
des Zunftwesens und die älteren Handwerkerverbände des Mittelalters, 
2. stuft., München 1915.

von dem starken Wachstum der Stäöte zeugen die zahlreichen Stadt- 
erweiterungen, die in den aufblühenden Städten allgemein vorgenom­
men wurden, war die bebauungsfähige Fläche der Stadt aufgebraucht, 
so wurde der Mauerring um eine größere Strecke hinausgeschoben, 
wobei man dann häufig die Türme der Innenmauer als monumentale 
Bauwerke erhielt und sie inmitten der erweiterten Stadt stehen ließ 
(Nürnberg, Rothenburg u. a.). Die Leichtigkeit der Stadterweiterung und 
die rasche Folge der städtischen Kusbreitungen während des Mittel­
alters, namentlich im 14. und 15. Jahrhundert, sind erstaunlich. Die 
mittelalterliche Befestigung war einfach; sie konnte noch ohne bedeutende 
Rosten hinausgerückt und neu angelegt werden. In der Stadt Straß­
burg wurden während des Mittelalters vom Jahre 1200 bis zirka 1450 
nicht weniger als vier Stadterweiterungen ausgeführt; in der Neuzeit da­
gegen hat von 1580 bis 1870, während die Bevölkerung sich verdrei­
fachte, das Stadtgebiet fast keinerlei topographische Umänderungen er­
fahren,- s. Hdb. d. Ww., 4. stuft. S. 35; Städtebau in Holland, S. 44 f. 
Die sich rasch ausbreitenden Großstädte waren namentlich die Indu­
striestädte, unter ihnen insbesondere die Städte mit großer Tuchindu­
strie, die das bedeutendste Großgewerbe des Mittelalters bildete.

Die Vorbereitung eines neuen stbschnitts im Bauwesen wird in 
der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts erkennbar, stus drei Rich­
tungen sehen wir die Triebkräfte neuer stnschauungen hervortre­
ten; es ist zunächst die literarisch-systernatisierende Betätigung, 
die ihren Einfluß stetig steigert- ferner die neue Bautechnik, die 
die Formen der Stadtanlage und Stadterweiterung von Grund 
auf verändert,' endlich die stusbildung der neuzeitlichen Staats­
und verfassungsformen, die eine völlige Verschiebung der Rechts­
grundlagen im Städtebau brachten — eine jede dieser drei Rich­
tungen zur stbkehr vom Mittelalter führend.

Mit bewußter stbsicht zeigt sich der Gegensatz zum Mittelalter 
zuerst in den Werken der Literatur- als stusgangspunkt dürfen 
wir die Schriften des Leo Baptista stlberti bezeichnen. Das 
Hauptwerk des stlberti, De re aedificatoria, um das Jahr 1450
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geschrieben, steht allerdings hinsichtlich des Städtebaues durchaus 
noch auf dem Boden des Mittelalters- es ist die beste literarisch-' 
zeitgenössische Schilderung der mittelalterlichen Städtebautechnik, 
die wir besitzen. Aber Alberti strebt weiter,- in seinen Reformfor­
derungen ist er der Verkünder einer neuen Epoche der Baukunst. 
Der erste Grundsatz Albertis lautet: Wiederbelebung der Kunst* 
formen der „großen Vorfahren", d. h. der Römer. Die nunmehr 
einsetzende Zeit der Wiedergeburt, die „Renaissance", ist in ihrem 
Ursprung lediglich eine historisch-nationale Bewegung, die mit 
der Kunst der römischen Antike vor allem die Wiederkehr der 
nationalen Machtstellung ersehnte. Auf die stolzen alten Denk­
mäler wird hingezeigt, deren Geist es neu zu beleben gilt. Aber 
das Vorbild der alten Kunst will streng befolgt sein. Der Bau­
meister soll nach der Vorschrift des Alberti die alten Denkmäler 
nachmessen, zeichnen, aufnehmen und die alten Ordnungen stu­
dieren. Strenge Schulmäßigkeit in der Kunst wird gefordert. Kunst 
heißt hier: Regel und System. Endlich gibt Alberti dem Baumei­
ster auch die Anweisung für die praktische Betätigung: der Bau­
meister soll danach trachten, mit keinen anderen als mit vorneh­
men, fürstlichen Persönlichkeiten zu tun zu haben — auch dies die 
Anschauung eines neuen Zeitabschnitts und vielleicht der schärfste 
Gegensatz zum Mittelalter. Der mittelalterliche Baumeister, zu­
meist eingegliedert in einen zünftig-korporativen verband, stellte 
sich in den Dienst der großen Gedanken seines Zeitalters- der 
Baumeister der Renaissance tritt in den Dienst eines Herrn, der 
ihm zum Auftraggeber wird.

Den für das Römertum begeisterten Architekten war es indes 
nicht vergönnt, den neuen Abschnitt des städtischen Siedlungs­
wesens und der Stadtanlage heraufzuführen. Die Aufgabe fiel 
vielmehr einer völlig verschieden geschulten Richtung zu- es ist 
die des Festungsbauers, d. h. des Ingenieurs, der mit der Aus­
bildung der neuen Kriegs- und Feuergeschütztechnik für lange 
Zeit den maßgebenden Einfluß auf die Stadtanlegung gewinnt. 
Der Festungsbaumeister steht allerdings ebenfalls in scharfem 
Gegensatz zum Mittelalter,- aber er denkt — anders als der 
Renaissancebaumeister — ganz unhistorisch und tritt mit neuen, 
selbständigen Anschauungen hervor. Lei der großen Anzahl der 
Gesichtspunkte, die in der neuen Städtebautechnik zu berücksich-
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tigen waren, mutzte der Festungsbaumeister darauf ausgehen, die 
• Stadt völlig aus dem Neuen aufzubauen. Rls Rnfang und Grund­

lage der Planung dient jetzt die befestigte Umfassung, deren 
äußere Form durch eine geometrische Figur — je nach der Größe 
der Staöt Fünfeck, Rchteck usf. — hergestellt wird. 3n diesen 
Nahmen wird die Stadtanlage eingegliedert, indem die sämtlichen 
Bestandteile des Stadtorganismus, die öffentlichen Gebäude, die
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ctbb. 2. Normalplan einer Stadt (nach Lataneo). Hus: Lberstadt, Handbuch 
des Wohnungswesens. 4. Rufi. S. 60.

Plätze und Märkte, die Bürgerwohnviertel, die militärischen Rn- 
stalten ihre planmäßig zugewiesene Stelle erhalten. Der Gegen­
satz zu dem Mittelalter läßt sich knapp dahin ausdrücken: das 
Mittelalter baute eine Stadt und legte einen Mauerring herum,' 
der neuzeitliche Festungsbaumeister entwirft eine Festungsanlage 
und zeichnet die Stadt hmein.

Die Rbb.2 zeigt uns den Normalplan einer Stadtanlage, wie sie in 
den Schriften der italienischen Baumeister während des 16. Jahrhunderts



allgemein und mit den gleichen Grundzügen vorgeführt wird. Kenn­
zeichnend sind das Straßenjystem, die Laublockeinteilung, die für das 
wohngrundstück verschiedene Abmessungen und Blocktiesen anwendet, 
die symmetrische Platzanlage. Die in diesen Stadtplanungen vertretenen 
Anschauungen gewannen im einzelnen einen bedeutenden Einfluß auf 
die Lautätigkeit. Zur vollständigen Verwirklichung bei der Neuanlage 
einer Stadt gelangten die Normalpläne erstmalig im Jahre 1566 bei 
dem Neubau der Scadt Lavalletta (Neu-Malta).

Neben dem in 5lbb.2 wiedergegebenen Schachbrettmuster wird als 
Grundform der Stadtanlage noch die Strahlenfigur angewandt, 
bei der die Straßen von den Zestungstoren und der Umwallung strahlen­
förmig nach dem Stadtmittelpunkt zusammenlaufen. Der Plan ein^r Nor­
malstadt im Strahlensystem wird im Jahre 1589 veröffentlicht von 
VanielSpeckle, .dem Festungsbaumeijter in Ztraßburg und einem der 
angesehensten Vertreter seines Fachgebietes, der auch bei der Stadt- 
erweiterung von Antwerpen herangezogen wurde.

Die siedlungstechnischen Leistungen sind in diesem Zeitabschnitt 
in den einzelnen Ländern verschieden, gemäß der Verschiedenheit 
der Negierungs- und verwaltungsgrundsätze. In den romanischen 
Ländern, in Italien und namentlich in Frankreich, dient der lan­
desfürstliche Städtebau vielfach dem Bestreben,, das äußere Stadt­
bild glanzvoll zu gestalten und dem Urheber in der Durchführung 
großer Unternehmungen und Prachtbauten ein bleibendes Ge­
dächtnis der Bautätigkeit — den Bauruhm — zu sichern. In 
Deutschland, zum mindesten in den gut verwalteten, nicht schlecht­
hin das französische Vorbild nachahmenden Territorien, galt die 
Bautätigkeit des Landesfürstentums vor allem der Aufgabe, die 
Städte nach den Verwüstungen des 30jährigen Krieges und den 
wiederholten Naubzügen feindlicher Nachbarn aus dem tiefen ver­
fall aufzurichten. Auch hier wurde wohl die Stattlichkeit der äuße­
ren Erscheinung und des Eindrucks selbst bei privatbauten an­
gestrebt,' im Vordergrund aber stand die Vorsorge für das woh- 
nungs- und Siedelungswesen. Die Erfolge der landesfürstlichen 
Bautätigkeit sind außerordentlich große gewesen- bedeutsamer 
noch, wenn man die schwierigen Verhältnisse betrachtet, unter 
denen an der Hebung verarmter und zurückgebliebener Landes­
teile gearbeitet wurde.

3u den in diesem Zeitabschnitt neu gegründeten oder durch Angliede- 
rung umfangreicher neuer Stadtteile umgestalteten Städten zählen Ber­
lin, Magdeburg, Erlangen, Bayreuth, Mannheim, Karlsruhe, Düssel­
dorf, Ludwigsburg, Hanau, Darmstadt, Freudenstadt, Kassel, Braun­
schweig, Neuwied u. a. m. Kaum übersehbar ist ferner die Zahl der 

NNuG 709: Cberstadt, Wohnungswesen
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18 I. Grundlagen des wohnungs- und Siebehmgsroefens
Städte, in denen einzelne Stadtbezirke und namentlich Uleinsiedelungen 
angelegt wurden.

Für das Wohnungswesen und den Wohnungsbau gelangen 
tiefgreifende Neuerungen zur Durchführung. Zunächst ist der 
Grundsatz der Einheitlichkeit der Stadtplanung zu erwäh­
nen. Der landesfürstliche Städtebau erfaßt die Rnlage einer Stadt 
als einheitliches Ganzes, wobei die Planmäßigkeit sich auf die 
Regelung jeder, die äußere Erscheinung betreffenden Einzelheit 
erstreckt. Das Schönheitsideal ist die Symmetrie, die in der 
Richtung der Straßen, in der Raumgestaltung der öffentlichen 
Plätze, wie in der Behandlung der privaten Gebäude ihren Aus­
druck findet.

Für den privaten Wohnungsbau wird die Grundstückseinteilung von 
Gbrigkeits wegen vorgenommen, und zwar in der weise, daß allgemein 
drei Grundstücksklassen entstehen: das Großgrundstück, das regelmäßig 
für den Stockwerksbau genutzt wird und eine Rnzahl vermietbarer Woh­
nungen enthält, wie sie auch für die Unterbringung der Veamtenfami- 
lien erwünscht waren- das Ulittelgrundstück für Gewerbetreibende und 
Handwerkers endlich das Uleingrundstück für die minderbemittelte Be­
völkerung. Die Baustellen für den Häuserbau wurden in den neu ange­
legten oder erweiterten Städten häufig unentgeltlich abgegeben, uni 
Siedler heranzuziehen. (Es entstand damals das (dem Wohnungsbau der 
Gegenwart entgegengesetzte) Verhältnis, daß das zu Baustellen be­
stimmte Gelände einen geringeren wert hatte als der landwirtschaft­
lich genutzte Boden. Zur Hebung der Bautätigkeit wurden besondere Bei­
hilfen bewilligt, teils in barem Gelde, teils durch Lieferung von Bau­
stoffen. Den Siedlern wurden endlich weitgehende Freiheiten hinsichtlich 
der Besteuerung u. a. m. gewährt.

AIs weitere Folge der neuen Planungsgrundsätze ergab sich eine 
veränderte Ruffassung von der Straße und dem Straßenbau, die 
jetzt eine vorher ungekannte Bedeutung gewinnen. Da uns in den 
folgenden Rbschnitten die Zusammenhänge zwischen Straßen­
anlage und wohnform näher beschäftigen werden, müssen wir 
an dieser Stelle die ersten Wandlungen in der Wertung der Straße 
betrachten. Das Straßennetz wird im landesfürstlichen Städtebau 
für das Gesamtgebiet der Stadtplanung einheitlich, geradlin'g und 
gleichartig festgesetzt- zwischen Hauptstraßen und Rufteilungs­
straßen besteht — im Gegensatz zu der voraufgehenden Periode 
— keine grundsätzliche Trennung, weggefallen ist somit die sach­
liche Scheidung zwischen Verkehrsstraße und Wohnstraße, sowie 
die beliebige Rufteilung des wohngeländes durch den einzelnen
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Grundbesitzer - zwei Grundzüge der Siedelungswesens, von denen 
wir oben S. 13 sprachen. $ür lange Zeit blieb der Grundsatz der 
Straßenscheidung dem festländischen Städtebau verloren. Die 
Stadtanlage ist nunmehr vollständig identifiziert mit dem „Stra­
ßennetz", bas die Stadtftäche in geometrische Laublockfiguren auf­
teilt.

Der Zeitgeschmack hatte, wie immer, seinen Hnteil an dieser 
Bewertung der Plankunst. Einem Zeitalter, bas die Geometrie — 
im 17. Jahrhundert die besonders geschätzte Wissenschaft — auf 
das höchste verehrte und mit jeder geometrischen piansigur Sinn 
und Beoeutung verband, mußte in der Tat das Straßennetz eine 
ästhetische Befriedigung gewähren. Justa spatiorum dimensionc 
nobilis urbs — hervorragend durch die rechte Abmessung der 
Flächen — lautete die rühmende Inschrift, die an dem Stadttor 
von Mannheim dem Eintretenden den Sinn des Schachbrettsche­
mas erläuterte. Rein Geringerer als der führende Philosoph (Lax* 
tesius war es, der die geometrische Stadtplanung als das Bei­
spiel für die vollkommene Leistung des menschlichen Geistes auf- . 
stellte, „wie viel schöner", heißt es in seinen Betrachtungen, „er­
scheint die auf einen Zug von dem Ingenieur entworfene neue 
Stadt, gegenüber der Unordnung und Unvollkommenheit (sic) 
der allmählich entstandenen mittelalterlichen Städte."

Die selbständige Schönheit der Straße an sich war entdeckt. Den für 
die Folgezeit gültigen Kanon hat der französische Systematiker Da­
vit er in die Formulierung gefaßt: Les nies les plus helles sont les 
plus droites et les plus larges — ein Satz, der in die deutsche Lehre vom 
Städtebau mit den Worten von Joh. Friedr. p ent her übernommen 
wurde: „Je breiter und gerader eine Straße, um so schöner ist sie." 
Allerdings ahnte das Zeitalter noch nicht, welchen Kultus spätere Ge­
schlechter mit ihrem Liebling in der Stadtanlage treiben würden, vgl. 
zu dem Obigen: Eberstadt, Zur Geschichte des Städtebaues, Ztschr. 
Kunst und Künstler, Iuni/Juliheft 1916 S. 419 f.; ders., Städtebau und 
Siedelungswesen, Die Technik im XX. Jahrhundert, Bö. VS. 1 f.

während sich der festländische Städtebau bis dahin, zunächst 
von Italien, dann von Frankreich geführt, in den oben S. 16 dar­
gelegten Formen entwickelt hatte, machen sich seit Ende des 
18. Jahrhunderts Unzeichen einer grundsätzlichen Umwandlung 
geltend. Line neue Macht begründet ihre Stellung auf unserem 
Gebiet, es ist England. In den Grundlagen wie in den treibenden 
Kräften des Städtebaues vollziehen sich hier tiefgehende verände-

2*



rungen, und das herannahen eines neuen Zeitabschnitts wird er­
kennbar. Wirtschaft und Technik befanden sich in England seit 
der zweiten hä.fre des 18. Jahrhunderts in mächtigem Vorschrei­
ten. Neu waren nunmehr die Anlagen, die in den Städten Eng­
lands geschaffen und bald von den Zeitgenossen auf dem Fest­
lande gerühmt und geschildert wurden- neu vor allem auch die 
Auffassungen- mit denen man an die größeren Aufgaben der 
Bautätigteit herantrat. Allerdings waren auch zunächst nur in 
England die Vorbedingungen gegeben, aus denen die Don keinem 
früheren Zeitalter erreichte Beoeutung des Wohnungswesens her­
vorgehen mußte — die kapitalistisch-industrielle Entwicklung und 
die Bildung des neuen Arbeiterstandes,, dessen Bedürfnisse 
für die Gestaltung des kommenden Abschnitts entscheidend wurden.
2. Die Entwicklung im *9. Jahrhundert und zu Be­

ginn des 2v. Jahrhunderts.
A. Die erste Hälfte des 19. Jahrhunderts.

Die wohnungspolitischen und städtebaulichen Probleme der Ge­
genwart sind eine Zuvehör der neuzeitlichen Bevölkerungsbewe­
gung, einer Bewegung von so gewaltiger Größe, wie sie kein 
uns vorausgehender Zeitabschnitt gekannt hat. Denn sie erschöpft 
sich nicht in einer Wanderungsbewegung, nicht in einer Erobe­
rung, Besiedelung und Verschiebung,- sie entsteht vielmehr aus dem 
gleichzeitigen Zusammentreffen dreiermächtigen Faktoren: 1. Her­
ausbildung neuer Erwerbsformen, 2. außerordentlich starke Be­
völkerungsvermehrung, endlich 3. neue Schichtung und neue Glie­
derung der Volksmassen. Den Ausgangspunkt bildet die Umwäl­
zung der Sndustrietechnik, die das 18.Jahrhundert vorbereitet 
hat und die sich seit Anfang des 19. Jahrhunderts in ihrer vol­
len Wirkung durchzusetzen beginnt. Die Handwerkstechnik und 
der handwerksmäßige Erwerb werden überwunden durch die Fa­
briktechnik und die Großindustrie. Kein Volk ist sich zunächst der 
Bedeutung dieses Vorgangs vollständig bewußt gewesen. Wir hö­
ren wohl von den schlimmen Wirkungen, die diese Zeit, wie jede 
Übergangszeit, hervorbringt. Wir hören von dem Arbeiterelend, 
von dem Fabrikelend, der Ausbeutung, den Krisen. Aber was 
hier Großes, Neues, Dauerndes entsteht, das wird noch nicht 
erkannt.
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Die Industrie mit ihrer Produktionssteigerung zieht feit An­
fang des 19. Jahrhunderts fortgesetzt neue Arbeitermassenheran. 
Zu Zehntausenden, bald zu Hunderttausenden strömen die Ar­
beiterscharen in die Städte und die Fabrikorte, die ihnen zweierlei 
bieten müssen: Arbeit und Unterkunft. Zunächst erscheint der In­
dustriearbeiter als ein nicht klassifizierbarer Neuling. Er verlangt 
Unterkunft, aber nicht nach der Art de; Bürgers und de; Hand­
werkers, für den die Wohnung oder das Haus regelmäßig zu- 
gleich noch die Arbeitsstätte, die Werkitätte, den Geschäfts- und 
Betriebsraum bieten mußte. Der Industriearbeiter arbeitet viel­
mehr in der neuen Fabrik und gebraucht für sich nur die „Klein­
wohnung". Wohl hatte die ältere Zeit einen gewissen Bestand 
an „geringen" Wohnungen für kleine Leute gekannt- aber so 
wenig wie die verfallenen Einrichtungen des Zunftwesens und des 
Merkantilsnstems, oder vielleicht noch weniger als diese, war der 
Stand der Wohnungsproduktion dem mächtig hervortretenden Be­
dürfnis einer neuen Zeit angepaßt.

Zunächst wurden in den rasch wachsenden Städten die vorhan­
denen Gelegenheiten und die Zeitumstände unbedenklich ausge­
nutzt. Die ältere Zeit hatte Freiflächen innerhalb der städtischen 
Grundstücke übriggelassen; auf den Höfen ist Raum genug; die 
Innenflächen der Grundstücke werden zu Kleinwohnungen aus­
gebaut und der einträglichsten, gewinnbringendsten Verwendung 
als Bauland zugeführt. Aber nicht immer macht man sich die 
Mühe, neu zu bauen, verfügbare Baulichkeiten, Schuppen, La­
gerhäuser, Stallungen werden zu Wohnzwecken umgewandelt. 
Altere Bürgerhäuser, zu größeren Wohnungen bestimmt, werden 
in Rleinwohnungen aufgeteilt und zimmerweise abvermietet, 
planlos, regellos wird in den Städten und den Fabrikorten ge­
baut; ohne Vorschrift und ohne Vorkehrung wird der Boden ge­
nutzt. Daß hier etwas Selbständiges neu geschaffen werden müsse, 
kam dem Zeitalter noch nicht zum Bewußtsein.

Die Stärke der Industrialisierung ist während der ersten Jahrzehnte 
des 19. Jahrhunderts nicht bei allen Völkern die gleiche. In England, 
das die neue Technik zuerst ausbildete, ist die Betriebskonzentration am 
weitesten vorgeschritten; ihm zunächst wurden Belgien und Frankreich 
von der Industrie- und Arbeiterbewegung ergriffen, während Deutsch­
land aus wirtschaftspolitischen Gründen noch lange zurückstand. In Bel­
gien bietet sich ein kennzeichnendes Beispiel der neuzeitlichen Bevölke-
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rungsbewegung in der Stabt Gent. Die Bevölkerung der einst reichen 
und gewerbetätigen Stadt war im Jahre 1796 auf 54000 Einwohner 
gesunken, unter denen man insgesamt nur noch 976 Arbeiter zählte; im 
Jahre 1817 waren bereits 50 Baumwollspinnereien und 13 Baumwoll- 
druckereien vorhanden, die in ihren Betrieben allein 16 000 Arbeiter 
— ungerechnet die neu hinzugekommenen Arbeiter anderer Gewerbs- 
zweige — beschäftigten. Die Unterbringung dieser unverhältnismäßig 
großen Zuwachsbevölkerung erfolgte in gedrängtester Ausnutzung. Aus 
Holland beschreibt eine zeitgenössische Schilderung die „geringen Woh­
nungen" in Utrecht' in Lagerschuppen, in Durchgängen, an engen win­
keligen Pfaden wurden Uleinwohnungen eingerichtet. Mißstände größ­
ten Umfanges bestanden in den Arbeitervierteln der französischen Städte. 
Schlechte Behausungen, dichte Zusammendrängung der Bevölkerung wa­
ren kennzeichnend für die Wohnweise der Industriearbeiter. — Die in­
tensivste Vermehrung der Industriebevölkerung hatte während dieses 
Zeitabschnittes in England stattgefunden, vom Jahre 1801 bis zum 
Jahre 1831 vermehrte sich die Zahl der bewohnten Gebäude von 
1 870 476 auf 2 866 595, ein Zuwachs von rund 1 Million Gebäuden 
oder 50o/o des Bestandes in 3 Jahrzehnten. Die Uleinwohnungen, auf 
die die Hauptmasse des Zuwachses entfiel, waren schlecht gebaut; rück­
sichtslose Ausnutzung des Bodens und dichte Anhäufung der Bevölke­
rung bildeten auch hier vielfach das Merkmal der Uleinwohnungs­
bezirke in den Industriestädten.

IHit Recht dürfen mir schwere vorwürfe gegen die unverant­
wortliche Behandlung des Uleinwohnungswesens dieses Zeitab­
schnittes richten. Ls ist indes nicht zu übersehen, daß die Schwie­
rigkeiten für die damalige Zeit in einer doppelten Richtung la­
gen; einmal in der absoluten Größe der Aufgaben, ferner in der 
vollständigen Neuheit der Entwicklung, auf die man unmöglich 
vorbereitet sein konnte. Die Industriestädte und die neuen, rasch 
emporschießenden Industriedörfer waren in keiner Meise darauf 
angelegt, eine massenbevölkerung aufzunehmen; Jahrzehnte muß­
ten darüber hingehen, bevor man die notwendigen Erkenntnisse 
und Erfahrungen auf dem Gebiete der städtischen Bevölkerungs­
anhäufung gewonnen hatte. Vas nächste Ergebnis war, daß die 
städtischen Uleinwohnungen — in den Städten machten sich die 
Mißstände hauptsächlich geltend — ohne Regelung und Vorkeh­
rung lediglich gemäß der gewinnbringendsten Verwendung des 
Raumes angelegt wurden. Die Zusammendrängung steigerte sich 
in gleichem Schritt mit dem Wachstum der Bevölkerung. Zu­
gleich aber
der Periode — mangelten noch vollständig diejenigen Einrichtun-
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gen, die uns heute in städtisch besiedelten Bezirken mit dichter 
Bevölkerung als schlechthin unentbehrlich erscheinen. Der Zeitab­
schnitt von 1800 bis zirka 1840 stellt sich demnach als das erste 
Stadium der neuen Entwicklung des Rleinwohnungswesens dar,- 
er war lediglich eine Übergangszeit mit all den Fehlern und 
Mißgriffen, die einem solchen Abschnitt anhaften.

(Einen Wendepunkt bedeuten die Jahre 1830/32. 3n einem der 
schlimmsten Ausbrüche durchzog die Cholera die dicht bevölkerten, 
schlecht gehaltenen städtischen Bezirke und richtete allenthalben 
die größten Verheerungen an. Der Zug der Seuche ging durch ganz 
Westeuropa, und schwer rächte sich jetzt die Vernachlässigung des 
Städtebaues. Mit Schrecken erkannte man die Gefahren, die für 
die Gesamtheit der städtischen Einwohner aus den Zuständen 
schlecht gebauter, schlecht ausgenutzter, planlos angelegter Wohn­
bezirke entstanden.

8um ersten Male zeigte jetzt die Allgemeinheit Interesse für die 
„Wohnungsfrage". Die Epidemien, die Landesseuchen sind es ge­
wesen, die zuerst eine öffentliche Teilnahme für das Wohnungs­
wesen erweckt haben. Diesen Ausgangspunkt der neueren Woh- 
nungs- und Städtebaupolitik müssen wir wegen des Verständ­
nisses der weiteren Entwicklung festhalten. Der Anteil an dem 
Bleinwohnungswesen bezog sich immer noch nur auf ein be­
schränktes Teilgebiet. Die allgemeinen gesundheitlichen Gefahren 
schlecht gehaltener Wohnbezirke hatte man erkannt — zunächst 
nichts weiter. (Es fragte sich nun, welche weiteren Folgerungen 
aus diesen Erfahrungen in den verschiedenen Ländern gezogen 
würden.

An diesem Punkte trennen sich die Wege der europäischen Völ­
ker in der Entwicklung des Wohnungswesens, wenn auch gewisse 
Scheidungen, wie wir zuvor sahen, sich schon früher angebahnt 
hatten. In England zuerst wurden, als Folge der allgemeinen 
(Erörterungen über die schweren Mißstände im städtischen Woh­
nungswesen, eingreifende Reformen in Angriff genommen. 3m 
Jahre 1844 wurde auf Veranlassung von Sir Robert Peel eine 
parlamentarische Rommission eingesetzt mit dem Auftrag, die ge­
sundheitlichen Verhältnisse in den Städten zu untersuchen. Auf 
Grund des Rommissionsberichts, der in gesundheitlicher Hinsicht 
namentlich bezüglich des Trinkwassers, der Abfuhr und der Rein-



Haltung der Straßen schwere Mängel feststellte, erging im Jahre 
1848 der grundlegende Public Health Act, der in der Tat für 
die Technik des Städtebaues einen neuen Abschnitt einleitet.

Die neue Hygiene des Städtebaues wurde nunmehr in England 
geschaffen mit ihrer bekannten Dreizahl: Straßenpflasterung, 
Trinkwasserversorgung, Kanalisation — alles Dinge, die die vor­
ausgehende Zeit bei der Anhäufung von Volksmassen in städti­
scher Besiedelung nicht oder nur wenig gekannt hatte. Gleich­
zeitig mit den hygienischen Neuerungen wurde aber Schritt für 
Schritt die englische Wohnungsgesetzgebunz ausgebildet, die sich 
von Anfang an mit der Kleinwohnung und der Arbeiterwohnung 
als einem selbständigen Gebiet des Städtebaues beschäf­
tigte. Dies ist der Grund, weshalb wir immer wieder von Eng­
land im Wohnungswesen hören. Die neuzeitliche Technik des 
Städtebaues und der Städtehygiene ist hier begründet und zuerst 
eingeführt worden. 3n technischer Hinsicht mußten wir von dieser 
älteren Entwicklung des Auslandes lernen. Aber — dies ist schon 
hier nachdrücklich hervorzuheben — die in der Gegenwart hervor­
tretenden Bestrebungen der Wohnungsbesserung haben keineswegs 
den Wunsch, englische Einrichtungen schlechthin nach Deutschland 
zu übertragen. 3m Gegenteil, die ältere Generation, die Gegner 
des neuen Städtebaues sind es gewesen, die in geradezu sklavischer 
Nachahmung gedankenlos englische Einrichtungen übernommen 
und nachgebildet haben.

3n Scharen sind unsere Städtebauer seit den vierziger Jahren 
nach England gepilgert, um sich dort mit der neuen Technik des 
Städtebaues vertraut zu machen. Aber nur Äußerlichkeiten — 
„Spezialkenntnisse" — wurden von dort zurückgebracht. Ls bedarf 
nach unserer vorausgehenden Schilderung gewiß nicht des Hin­
weises, wie unbedingt notwendig die Einführung hygienischer Vor­
kehrungen in den Städten war. Der Fehler im festländischen 
Städtebau bestand darin, daß man glaubte, lediglich durch die 
Anwendung der heiligen Dreizahl der Hygieniker, Straßenpflaste­
rung, Wasserleitung und Kanalisation, befriedigende Wohnver­
hältnisse schaffen zu können. Um die Hauptaufgaben des Städte­
baues — Bodenaufteilung, Hausformen, lvohnweise — hat man 
sich hierbei nicht gekümmert. Gerade unter Anwendung der 
älteren hygienischen Anforderungen wurden die ungünstigsten
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wohnformen in unseren Stabten neu eingeführt; auch dies ein 
sprechendes Zeugnis, daß Linzelmaßnahmen im Wohnungswesen 
unzureichend sind.

Daß von den neueren Hygienikern, wie v. Gruber, Kaup, Flügge 
u. a. die Fehler der älteren Zchule heute allgemein verurteilt werden, 
braucht hier kaum bemerkt zu werden.

Die Zustände in Deutschland zeigen uns in diesem Ab­
schnitt, wenn auch die Industrie begreiflicherweise gegenüber den 
westlichen Nachbarländern noch zurückstand, ein allgemeines Auf­
steigen der Volkswirtschaft. Seit den vierziger Jährendes 19.Jahr- - 
Hunderts setzt eine raschere Entwicklung ein, nachdem die Grün­
dung des deutschen Zollvereins (1828/35) erstmalig einen gro­
ßen inneren Markt und die Voraussetzungen für erweiterte Be­
ziehungen geschaffen hatte, während zugleich durch den Eisenbahn­
bau seit 1835 vollständig neue Bedingungen für Gütererzeugung 
und Güterbewegung hergestellt wurden. Line konzentrierte Groß­
industrie war indes erst in geringem Umfang vorhanden- eine 
Verschiebung der Bevölkerung zugunsten der Städte, wie sie da­
mals England längst zu verzeichnen hatte, war noch nicht ein­
getreten.

In den Bezirken mit altüberlieferter Industrie war der eigene 
hausbesitz des Arbeiters allgemein verbreitet- übliche hausform 
war das Einfamilienhaus, öfter auch das eine zweite, vom Eigen­
tümer abvermietete Wohnung enthaltende Kleinhaus. Doch auch 
die für Mietzwecke hergestellten Kleinwohnungen befanden sich 
meist in kleinen Häusern - die großen hausformen wurden gerade 
für die Arbeiterwohnung nur wenig angewandt. Das Massen­
mietshaus war als allgemeiner Typus überhaupt, auch außer­
halb der eigentlichen Jndustriebezirke, vollständig unbekannt.

Die übliche Wohnweife des Industriearbeiters bildete vielfach das 
Dreifensterhaus, d. h. ein Kleinhaus von drei Fenstern Front und ent­
sprechenden Abmessungen, im Obergeschoß öfter eine vermietbare Klein­
wohnung enthaltend, und mit einer Gartenfläche versehen, die der Fa­
milie die Ligenerzeugung von Gemüse und die Haltung von Kleinvieh 
gestattet, vgl. die Abbildung bei Cb er st ad t, Rhein. Wohnverhält­
nisse 5. 47.

wir können das alte Kleinhaus mit Hof und Gärtchen lediglich 
in seiner Eigenschaft als Bau- und wohnungsform mit der Ar­
beiterwohnung unserer Tage vergleichen. (Es ist aber auch not-
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, wendig, die Bedeutung der Mohnweise für die Wirtschafts­
führung in Betracht zu ziehen. Vas Kleinhaus mit zugehören­
der Freifläche bietet, abgesehen von dem hygienischen wert, die 
Möglichkeit einer kleinen Eigenwirtschaft, der für die haushalts- 
bedürfnisse eine wesentliche Bedeutung zukommt, während bei 
dem Vielwohnungshaus und der Mietskaserne die Eigenproduk­
tion allgemein wegfällt. Selbst das halten von Vorräten ist hier 
in nennenswertem Umfang und ohne Gefahr des Verderbs kaum 
möglich - alles, was zur Lebenshaltung gehört, muß gekauft wer­
den. ver Wegfall aller Eigenproduktion zählt zu den bedeutsam­
sten Umwälzungen in der Lebenshaltung des Urbeiters und müßte 
— was indes regelmäßig übersehen wird 
entsprechend berücksichtigt werden.

Für den Urbeiterstand und seine Kleinwohnung war mithin 
in Deutschland, wie auch in den Nachbarländern, ein bestimmter 
Wohnungstypus vorhanden, dem nach der wirtschaftlichen, so­
zialen und bautechnischen Seite wertvolle Eigenschaften zukamen. 
Oie neue Periode des Städtebaues hatte nunmehr die überliefer­
ten wohnformen weiterzubilden und bedürfnisgemäß auszugestalten.

B. Zweite Hälfte des 19. und Beginn des 20. Jahr­
hunderts.

Schärfer treten seit den vierziger Jahren des 19. Jahrhunderts 
die inneren Probleme des neuen Zeitalters hervor. Die Jahre 
1848 49 bilden den äußerlich erkennbaren Drehpunkt, an dem 
sich in den festländischen Staaten die Entwicklung der zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts von der der ersten Hälfte scheidet. 
Die wirtschaftlichen Umwandlungen machen ihre Folgen, die po­
litischen Umwälzungen machen in stürmischen Uusbrllchen ihre 
Forderungen geltend. Ruch auf unserem Gebiet naht die Über­
gangsperiode der Vorbereitungen und Erwägungen ihrem Ende,' 
die Zeit kommt heran, die die entscheidenden Grundlagen einer- 
neuen Entwicklung herstellt und einen neuen Abschnitt des Städte­
baues, den dritten in der Reihenfolge unseres Städtewesens, ein­
leitet.

Die Führung des neuen städtebaulichen Abschnitts fiel in den 
festländischen Staaten — wie oft genug bei der Regelung unserer 
Verwaltungseinrichtungen - an Frankreich. Mährend man aus
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England die vorerwähnte neue Technik der Städtehygiene ent­
nahm, wurde für die äußere Gestaltung der Stadtanlage und 
der hausformen Frankreich maßgebend, das in den fünfziger 
Jahren des 19. Jahrhunderts ein geschlossenes System des neuen 
Städtebaues entwickelte. Bereits seit den vierziger Jahren hatte 
sich die Notwendigkeit städtebaulichen Eingreifens in Paris, Lyon 
und den französischen Jndustriebezirken immer mehr herausge­
stellt. Die Sanierung der schlechtesten Stadtteile unter Anwendung 
der Niederlegung und Enteignung — übrigens eine alte, schon im 
18. Jahrhundert aufgestellte Forderung — wurde erörtert. Durch 
die Säuberung verwahrloster und unterwertig gewordener Wohn­
bezirke sollte eine Besserung des Nleinwohnungswesens ange­
bahnt werden, wenn es int übrigen zunächst die traurigen sani­
tären Zustände der Arbeiterbezirke waren, die die allgemeine Auf- 
merksamkeit auf die Wohnungsfrage gelenkt hatten, so gesellten 
sich jetzt noch politische Momente hinzu, um die Städtebaubewe­
gung in Fluß zu bringen. Die Arbeiterschaft hatte sich organisiert 
und trat als Stand, als gesonderte Klaffe auf, ihre Forderun­
gen in politischen Bestrebungen verfechtend, volkswirtschaftliche, 
politische und hygienische Faktoren drängten somit auf eine Neu­
gestaltung im Städtebau.

vorbereitende und einleitende Schritte wurden noch unter Louis 
Philipp unternommen. Zu größeren Unternehmungen im Be­
reich des Wohnungswesens und des Städtebaues kam es indes erst 
unter Napoleon III. Bei meinen Untersuchungen über den neu­
zeitlichen Städtebau werde ich immer wieder auf den Einfluß 
dieses merkwürdigen, in seinen städtebaulichen Bestrebungen lange 
nicht genug beachteten Mannes hingewiesen. 0b es sich handelt 
um die Aufgaben der Jnnenstadtsanierung, um das System der 
Stadterweiterung, um die Bodenkapitalisierung' ob um die An­
regung zum Bau von Arbeitervierteln, zur Errichtung von Werks­
wohnungen, zur Begründung gemeinnütziger Baugesellschaften — 
immer gehen die Fäden auf die Zeit und die Umgebung Napo­
leons III. zurück. Oer Ursprung des im 19. Jahrhundert zur all­
gemeinen Geltung gebrachten Systems, seiner großen Ziele und 
seiner verhängnisvollen Fehler, ist hier zu suchen.

Napoleon III. erkannte im Städtebau das Gebiet, das seinen 
wirtschaftspolitischen, wie seinen staatspolitischen Bestrebungen
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die weiteste Entfaltung gestattete. E; ist nicht richtig, wenn nach 
vielverbreiteter Annahme Eugen haußmann als der eigentliche 
Schöpfer des neuen Paris angesehen wird- er war nur der, aller­
dings verständnisvolle und tatkräftige Gehilfe des Kaisers. Der 
Urheber de; gewaltigen Werkes ist Napoleon III. selber; der 
Plan der städtebaulichen Neugestaltung war entworfen, die grund­
legenden ersten Maßnahmen waren bereits verfügt, als hauß- 
mann zur Durchführung berufen wurde. Die Formen, unter denen 
der Neubau von Paris unternommen wurde — es handelt sich 
um ein vollständiges System der Bodenpolitik — entsprechen durch­
aus der napoleonischen Nkaxime. die dahin ging: eine dünne so­
ziale Oberschicht, die man reichlich und freigebig verdienen lietz, 
mit ihren Interessen an die Regierung zu ketten; durch Förde­
rung der kapitalistischen Unternehmung aber der arbeitenden 
Klasse Gelegenheit zu Arbeit und Geldverdienst zu schaffen. An 
den eigentlichen bautechnischen Betrieb schlossen sich die ergänzen­
den Einrichtungen, die für den neueren Städtebau auf dem Fest­
lande kennzeichnend sind, die Hypothekenbanken, die Grundstücks­
unternehmungen, die Finanzinstitute, Einrichtungen, die später­
hin als Zubehör des neuen Städtebausystems von anderen Län­
dern übernommen wurden. Ein Zeitabschnitt regster spekulativer 
Betätigung im Städtebau setzte ein, wenn auch in Frankreich 
bei der geringeren Schärfe des französischen Hypothekenrechts 
die organisierte Grundstücksspekulation nicht den Umfang anneh­
men konnte, wie späterhin in Deutschland.

Mit Staunen sah man, was hier unternommen wurde; wie die 
alte Baumasse einer Millionenstadt durch Niederlegung und Auf­
bau, durch ein weitgreifendes System von Verkehrswegen neu 
gestaltet wurde; wie in einem gigantischen Werk Unsummen von 
werten umgewandelt, und, durch den Städtebau um ein viel­
faches vermehrt, neu geschaffen wurden. An die Neuanlegung der 
Altstadt schloß sich die Stadterweiterung, die sich konzentrisch um 
die Innenstadt lagerte, von baumbepflanzten weiten Ringstraßen 
durchzogen, und durchweg, gleich den Innenbezirken, die stattlich­
sten breiten Straßenzüge aufweisend. Großzügige, auf die äußere 
Prachtentfaltung angelegte Städtebilder boten sich allgemein dar.

Paris war die bewunderte neuzeitliche Großstadt. Wenn, wie 
oben bemerkt, England die neue Technik der Städtehygiene darbot,
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so wurde für die äußere Anlage der Stadt, für den Straßenbau, 
die hausformen und die monumentale (Bestallung Paris öas ein­
flußreiche Vorbild der festländischen Großstadt. Das „Imposante", 
die Aufwendung großer Mittet in der Straßenanlage, in der 
Platzgestattung uno in den hausfassaüen wuroe zur Geschmacks­
richtung im Städtebau, die in Köm wie in Berlin, in Amster­
dam wie in Wien übernommen und fortgebildet wurde. „Groß­
städtisch" wurde für den festländischen Städtebau gleichbedeutend 
mir großen ^ausformen und äußerem Aufwand.

Wohnungspolitisch und städtebaulich waren die Eigenheiten die­
ses Systems durch die gegebenen Umstände bestimmt. Den Aus­
gangspunkt bildete der Eingriff in die alten Stadtteile, in denen 
die iqlitnmften der oben S. 22 erörterten gememschäoUchen Miß­
stände herrschten; es handelte sich hier zunächst um die Jnnen- 
stadtsanierung — berechtigterweise eine Aufgabe des In­
genieurs. hier allerdings galt es, rücksichtslos durch das Ge­
lände durchzuschneiden, breite, kostspielige Straßenzüge zu schaf­
fen, dem verkeqr leistungsfähige Wege zu bieten, hier war in der 
Tat der Straßenbau die Hauptsache. Das Ge-ände war ferner in­
folge seiner Lage hochwertig; der preis steigerte sich nochmals 
durch die hohen Kosten der Straßenanlage; hier waren die Stock­
werkshäufung und die großen hausformen angebracht. Der Feh­
ler bestand darin, daß man dieses imponierende und allgemein 
bewunderte System zur Schablone des Städtebaues machte und es 
gedankenlos auf die Stadterweiterung und die Neubaube­
zirke übertrug.

Eine vollständige und folgenschwere Verkennung der woh- 
nungs- und siedelungspolitischen Aufgaben liegt dieser Auffassung 
zugrunde, die auf dem Festlande jahrzehntelang alleinherrschend 
gewesen ist und noch heute ihren schädlichen Einfluß behauptet. 
Während der städtebaulichen Umwälzungen des 19. Jahrhunderts 
wird die Innenstadt zur Geschäftsftadt und zum Verkehrszentrum 
umgestaltet (sog. Litybildung), wogegen die städtische Ausbrei­
tung der Wohnbevölkerung zu dienen hat, wie sie sich aus Grund 
der neuen W.rtschafts- und Erwerbsverhältnisse in den Städten 
entwickelte. Innenstadt und Stadterweiterung verlangen somit 
nicht gleichartige, sondern ihrer Natur nach gegensätzliche 
Behandlung; sie bilden solche Gegenstücke, daß nahezu jeder städte-



bauliche Grundsatz, der für das erste Gebiet zutrifft, für das 
zweite Gebiet abzulehnen ist.

Zunächst wurde durch die allgemeine Anwendung des „impo­
santen" Systems der naturgemäße, siedelungstechnische Unter­
schied zwischen Innenstadt und Stadterweiterung verwischt. Die 
Stadterweiterung wurde nichts anderes als ein minderwertiger 
Rbklatsch der Innenbezirke. Das Straßennetz wiederholte sich in 
den Außenbezirken; ein Bebauungsplan war zumeist nichts wei­
ter als ein Schema von Baublockfiguren. Ferner wurde der not­
wendige Gegensatz in der Behandlung der Großwohnung und 
der Kleinwohnung aufgehoben. Rls die Körnt der Bodenauftei­
lung galt lediglich das Großgrundstück, das für die großen und 
herrschaftlichen Wohnungen brauchbar, für die Kleinwohnung 
dagegen völlig ungeeignet ist und nur in der Form des Vielwoh­
nungshauses genutzt werden kann.

Rls wesentlicher Grundzug erscheint in dem hier geschilderten 
System ein Streben, das ich als den „Kultus der Straße" be­
zeichnen mochte, von der Straße aus und für die Straße wurden 
die Städte gebaut. Der großstädtische Städtebau war nunmehr 
eigentlich nur Straßenbau. Damit aber wurde die Straße einer 
ihrer wichtigsten Rufgaben entfremdet, der vorteilhaftesten, besten, 
billigsten Rufteilung von wohngelände zu dienen.

Rber noch ein zweites Ergebnis wurde hierdurch herbeigeführt­
es ist die Ruftreibung der Bodenpreise. Der Kultus der Straße 
bietet das erste Mittel, um — infolge der Uberwälzung der 
Straßenkosten auf die Baustelle — die Verteuerung des Bodens 
und somit den Zwang schlechter Bauformen hervorzubringen. 
Die teure Straße verlangt als Gegenleistung die Zusammendrän- 
gung der Bevölkerung durch Stockwerkshäufung, während äußer­
lich die Straße eine stattliche Bauweise vortäuschte, entstanden das 
Vielwohnungshaus und die Mietskaserne mit ihren schlechten 
Wohnverhältnissen, wie sie die pariser Kleinwohnung aufzeigt, 
und denen als notwendige Begleiterscheinung die ungünstigen 
Wirkungen für die Wohnungsproduktion und die Bodenpreisbil­
dung hinzutraten. Die schädlichste Entwicklung wurde hierdurch 
festgelegt, ein pseudo-monumentaler Städtebau und ein in allen 
Teilen unbefriedigendes Wohnungswesen.
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2. Die 'Entwicklung im 19. Jahrh, und zu Beginn der 20. Jahrh. Z i

Wir erkennen nunmehr in allgemeinen Grundzügen die mäch­
tig-wirkungsvollen Maßnahmen, die die Scheidung im Wohnungs­
wesen hervorbrachten, von denen uns unsere Rbb. 1 $. 7 vorweg 
Kenntnis gab. (Es bleibt uns noch übrig, den Einfluß des neuen 
Systems auf einzelne Staaten des Festlandes zu betrachten.

Rn erster Stelle wurde Belgien in den Einflußbereich des neuen 
französischen Städtebaues gezogen. Die Landeshauptstadt Brüssel 
hatte seit langer Seit in Paris das städtebauliche Muster erblickt,- 
zudem waren in Brüssel für die Rltstadt und Innenstadt ent­
sprechende Rufgaben der Städtereinigung und Umgestaltung 
durchzuführen, wie sie Napoleon in Paris unternommen hatte. 
Mit Hilfe eines dem pariser Dekret nachgebildeten Enteignungs­
gesetzes wurden umfangreiche Unternehmungen der Sanierung 
von Stadtbezirken, der Niederlegung von Häuservierteln und der 
Neuanlegung von großstädtischen Stratzenzügen durchgeführt. 
Eine ähnliche Periode der Bautätigkeit, wie in Paris, nur im 
Maßstab entsprechend verkleinert, entwickelte sich in Brüssel.

Der Einfluß des französischen Städtebaues ist indes in Bel­
gien vollständig nur in den beiden Hauptstädten Brüssel und Rnt- 
werpen, ferner in einzelnen Bezirken der Provinzialgroßstädte 
durchgedrungen; das Land als Ganzes hat die überlieferte Siede­
lungsweise bewahrt und fortgebildet. Diese Entwicklung ist zu 
einem erheblichen Teil eine Folge der nationalen Siedelungspoli- 
tik, die feit 1869 schrittweise durch Gesetzgebung und Verwaltung 
zu einer umfassenden programmatischen Einrichtung ausgebaut 
wurde. Rls ein Land, dessen maßgebende Parteien — trotz schärf­
ster politischer Gegensätze — auf dem Boden des wirtschaftlichen 
Individualismus stehen, sucht Belgien eine Hauptaufgabe sozialer 
Fürsorge darin, den arbeitenden und minderbemittelten Volks­
schichten den Erwerb eigenen Grundbesitzes zu erleichtern und da­
durch ihre wirtschaftliche Festigung zu erreichen. Eine das ganze 
Land durchziehende Organisation von Kreditgesellschaften wurde 
geschaffen, die dem Rrbeiter einen weitgehenden, mit Lebensver­
sicherung verbundenen Kealkredit gewähren und ihm bei geringer 
Rnzahlung und vorteilhaft geregelter Rbzahlung zum Besitz 
eines Kleinhauses verhelfen. Ferner wurde das in Belgien beson­
ders dicht ausgebaute Netz staatlicher und öffentlicher Verkehrs­
mittel durch billige Fahrpreise und geeignete Verbindungen sp-



stematisch in den Dienst des Rleinwohnungswefens gestellt. Die 
Wirkung der bodenpo-itischen Maßnahmen ist eine günstige ge­
wesen, wenn auch, wie allseitig zugegeben wird, noch erhebliche 
M.ßstände im Meinwohnungswesen zu beseitigen sind. Durch die 
Verkehrspolitik wurde der einseitigen Verteilung der Bevölkerung, 
trotz starker Entwicklung der Industrie, entgegengewirkt. Mithi.se 
der Wohnungskredite wurden in knapp zwei Jahrzehnten rund 
100 000 Eigentümer (in einem Lande von 7y2 Millionen Einwoh­
nern) neu angesiedelt.

„Die neuerdings oft erörterte ablehnende Stellung Belgiens zur So­
zialpolitik ist nur verständlich, wenn wir die Gestaltung der Bodenpoli­
tik betrachten, die nach belgischer Auffassung das Hauptstück sozialer 
Fürsorge zu bedeuten hat" - Eberstadt, Brüssel und Antwerpen, Jena 
1919, S. 134.

Auch in Holland geriet die Gestaltung der städtischen Ausbrei­
tung während der sechziger Jahre des letzten Jahrhunderts in 
den Großstädten Amsterdam, Rotterdam und Haag vollständig 
unter den Einfluß der in Paris und Brüssel ausgebildeten An­
schauungen. Vas Retz der breiten kostspieligen Straßen und der 
imposant gedachten Ringstraßen gelangte vielfach zur Anwen­
dung. Bei der sich als notwendiges Ergebnis hieran anschließen­
den Einführung der gedrängten Bauweise wurde das überlieferte 
schmale vreifensterhaus in den Großstädten durch Auffetzen von 
Stockwerken zu einem Mehrwohnungshaus entwickelt,- eine Um­
wandlung, für die sich der alte Grundstückstypus kaum eignet. 
M.tzstände ergaben sich für das Rleinwohnungswefen nach ver- 
schierenen Richtungen,- die Herstellung der Rieinwohnungen ver­
lief vielfach in wenig befriedigenden Formen. Ein bedeutsamer 
Umschwung im Rleinwohnungswefen knüpft sich an das im Jahre 
1901 erlassene, durch spätere Zusätze fortgeführte Wohnungs­
gesetz, das zu den umfassendsten neueren Regelungen des Woh­
nungswesens zählt und nach den verschiedensten Richtungen gün­
stige Wirkungen hervorgebracht hat. Nicht minder bedeutsam als 
die durch das Wohnungsgesetz angeregte Betätigung für das 
Rleinwohnungswefen erscheint indes der Umschwung der Anschau­
ungen, der sich in den Fachkreisen Hollands hinsichtlich der Be­
handlung des Städtebaues neuerdings zu vollziehen beginnt. Der 
schematische Straßenbau mit seiner fehlerhaften Bodenaufteilung
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wird seitens der neueren Schule der Städtebauer und Wohnungs­
politiker in Holland verworfen. Dem Vordringen schlechter Bau= 
formen wird tatkräftiger widerstand entgegengesetzt, und selbst 
mitten im Bereich der Stockwerkshäufung und des gesteigerten Bo­
denpreises wird die Rückkehr zu günstigen Formen des Rleinwoh- 
nungsbaues angebahnt. z

In Deutschland geht nunmehr die in dem vorigen Abschnitt Jy 

gekennzeichnete wirtschaftliche Aufwärtsbewegung seit den sech­
ziger Jahren und namentlich seit 1870 in einen stärkeren Auf-" 
schwang über, der zunächst hauptsächlich den Städten und den In­
dustriezentren zugute kommt. Das Wachstum der Städte ist nach 
1870 zeitweise ein ungestümes. Deutschland trat in diese Ent­
wicklung mit den überlieferten Einrichtungen und Bauformen, die 
wir zuvor erwähnt haben,' während des neuen Zeitabschnitts 
wurde dagegen ein abweichendes System des Städtebaues und des 
Wohnungswesens zur Ausbildung gebracht, das die Bodenverhält­
nisse völlig umgestaltet und mit seinen mächtigen Wirkungen auf 
jedes Gebiet der wirtschaftlichen, sozialen und innerpolitischen 
Zustände hinübergreift.

Deutschland zeigt die vielbemerkte Eigenheit, daß es, im Gegen­
satz zu anderen Ländern, wie Belgien, Holland und England bis 
in die jüngste Zeit kein eigentliches wohnungsgesetz besessen hat.
Der erste Eindruck könnte deshalb dahin gehen, daß die bodenpoli­
tische Gesetzgebung hier eine minder umfangreiche wäre, als 
in den vorgenannten Staaten und daß die eigenartige, alles Über­
lieferte umstürzende Entwicklung sich frei von selber eingestellt 
habe. Das gerade Gegenteil ist jedoch der Fall. Der Apparat der 
Gesetzgebung und der Verwaltung ist vielmehr in Deutschland im 
Bereich von Wohnungswesen und Städtebau in umfassendster 
weise entwickelt und gesteigert worden. Die Einwirkung der Ge­
setzgebung übertrifft sowohl an Umfang wie an Schärfe weitaus 
die der zuvor erörterten Länder,' die verwaltungstechnischen Ein­
richtungen besitzen hier ferner eine Ausdehnung, wie sie ander­
wärts nicht annähernd bekannt ist.

Die drei hauptgebiete, auf denen sich die Praxis des Wohnungs­
wesens vor allem aufbaut, sind Bebauungsplan, Bauordnung, 
Realkredit. Rach allen drei Richtungen wurden die entscheidenden 
Grundlagen in Deutschland seit den siebziger Jahren des 19. Jahr-

NNuG 709: Eberstadt, Wohnungswesen

2. Die Entwicklung im 19. Jahrh, und zu Beginn des 20. Jahrh. ZI

3



Hunderts geschaffen und alle drei Gebiete empfingen ihre Rege­
lung in dem Geist der damals und noch lange später herrschenden 
Anschauungen: das Spezialistentum, dem Kenntnis und Verständ­
nis der Zusammenhänge und der Lndwirkungen abgehen- der 
Doktrinarismus, der seine vorgefaßten Lehrbegriffe der Wirklich­
keit auferlegt- und der Schematismus, der die vielgestalteten Tat­
sachen unter die Herrschaft seiner Gleichmacherei zwingt. Der 
Name „Wohnungsgesetz" fehlt allerdings in diesen alles erfassen­
den Gesetzen und Verordnungen, und mit Recht,- denn man re­
gelte das Wohnungswesen, ohne das Gebiet und seine Bedeutung 
überhaupt zu kennen.

Die wichtigsten der hierher gehörenden Gesetze und Verordnungen 
sind: Das preußische Baufluchtliniengesetz vom 2. Juli 1875 (ähnliche 
Gesetze und Verordnungen ergingen in den meisten Bundesstaaten): 
preußische Hypothekenordnung vom 5. Mai 1872; Bauordnungen der 
siebziger Jahre, vgl. Handbuch des Wohnungswesens, 4. Rufi. $. 278, 
327 und 374. Der Bebauungsplan (Stadtbauplan) enthält, wie hier 
erwähnt sei, die Gesamtheit derjenigen Festsetzungen, die sich auf die 
Rufteilung des städtischen Baulandes durch die Straßenzüge, durch 
öffentliche Plätze und durch Verkehrslinien beziehen. Durch den Be­
bauungsplan werden demnach insbesondere festgestellt die Zahl und die 
Rnlage der Straßen, sowie die Einteilung der einzelnen für den Häuser­
bau dienenden Geländeflächen. Rn die durch den Bebauungsplan geschaf­
fenen allgemeinen Rbgrenzungen muß die Rufteilung der einzelnen 
Grundstücke für den Häuserbau sich anschließen. — Die Bauordnung 
regelt den eigentlichen Häuserbau und gibt Vorschriften über Bauhöhe, 
Stockwerkszahl, Freiflächen, Mauerstärken, Treppenanlagen, Beschaffen­
heit der Räume u. a. m.

Die praktische Durchführung der städtischen Bodenentwicklung 
war allenthalben im wesentlichen in die Hand der Gemeinden ge­
legt. wiederum, wie in der Blütezeit des Mittelalters, fiel den 
städtischen Verwaltungen die hohe Aufgabe zu, für eine starke 
Volksvermehrung und für zuströmende Bevölkerungsmassen Un­
terkunft zu schaffen. Die rechtliche wie die ökonomische Stellung 
der zur Ausführung berufenen Verwaltungen war günstiger als 
je zuvor. Niemals in irgendeiner unserer früheren Perioden ha­
ben die städtischen Verwaltungen unter ähnlich vorteilhaften recht­
lichen und wirtschaftlichen Bedingungen gearbeitet. (Eine weit­
gehende, fest organisierte Selbstverwaltung war geschaffen und mit 
den wichtigsten bodenpolitischen Befugnissen ausgestattet. Kapital 
und Kredit flössen in unerschöpflichen Mengen dem Boden zu.
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Die Grundrente stieg unaufhörlich und ergab für die Spekulation 
einen Reichtum von Milliarden. Die Möglichkeit war gegeben, 
eine günstige Entwicklung der Bodenverhältnisse herbeizuführen.

Das tatsächlich erzielte Ergebnis zeigte sich uns, soweit die 
Siedelungsweise in Betracht kommt, in der Zusammenstellung 
unserer flbb. 1, in der sich das neudeutsche Baushstem von selber 
deutlich genug abhebt. 3n dieser Übersicht sind wohl noch erheb­
liche Unterschiede unter den Städten Deutschlands wahrnehmbar. 
Die Gegensätze erscheinen indes nicht mehr in der Form der ehe­
maligen Scheidung von Nord und Süd - zwischen Hamburg, Berlin 
und München besteht heute hinsichtlich der Unterbringung der 
Hauptmasse der städtischen Bevölkerung kein grundsätzlicher Un­
terschied mehr. Line Sonderstellung hat sich vielmehr das nord­
westliche Gebiet Deutschlands gewahrt, das durch eine etwa von 
Bremen nach Uoblenz gezogene Linie abgegrenzt wird und in 
der Rheinprovinz seinen Mittelpunkt findet. Die hausformen, 
aus dem alten schmalen Dreifensterhaus fortgebildet, haben hier 
eine selbständige Entwicklung aufzuweisen, wenn auch die zuvor 
erörterte überlieferte Form des Rleinhauses in der Mehrzahl der 
Städte verschwunden und unter dem Einfluß der allgemeinen 
Einrichtungen des Städtebaues dem vielgeschossigen Haustppus 
gewichen ist.

Heben dem vorgenannten geschlossenen Gebiete gibt es, wie kaum 
hervorgehoben zu werden braucht, noch andere Landesteile in Deutsch­
land, in denen sich selbständige Formen des Rleinwohnungsgebäudes 
auch in den Städten — von dem flachen Lande ist hier noch nicht die 
Rede — erhalten haben.

Das Siedelungsshstem, das in der Stockwerkshäufung seinen 
äußerlichen Ausdruck findet, hat sich in Deutschland allgemein 
durchgesetzt, von den neueren charakteristischen Erscheinungen ist 
kaum eine unserer Großstädte frei geblieben. Nirgends aber hat 
sich die Entwicklung in solcher Schärfe vollzogen, wie in Berlin, 
einem Mittelpunkt, von dem aus sowohl das Baushstem unserer 
jüngsten Periode, wie auch die damit verbundenen eigenartigen 
Geschäftsformen namentlich feit 1870 in entscheidender Weise be­
einflußt worden sind, hier wurde auch als Typus der neueren 
städtischen Bauweise in Deutschland die Mietskaserne ausgebildet, 
die von Berlin ausgehend sich die meisten deutschen Großstädte 
unterworfen hat.
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Ist dieses Bausystem auf natürliche Weise und zur Befriedi­
gung eines gegebenen Bedürfnisses entstanden, dann ist es un­
abänderlich, und wir sind widerstandslos diesen schlechten Zu­
ständen preisgegeben, handelt es sich aber um ein durch freien 
Eingriff nur zugunsten bestimmter Interessen geschaffenes Sy­
stem, so ist die Möglichkeit und damit auch die Notwendigkeit einer 
Abänderung erwiesen. Der Nachweis der willkürlichkeit der ent­
scheidenden Maßnahmen muß geführt werden, wenn wir nicht 
nur Anklagen vorbringen, sondern, neue Forderungen mit Aus­
sicht auf Erfolg aufstellen wollen.

Die Ausbildung der Mietskaserne zu dem allgemeinen Typus 
der Berliner Bebauung fällt in die Zeit nach 1860. Bei dem 
größeren Wachstum der Stadt hielt man für das weite, noch 
gänzlich unerschlossene Gebiet der Stadterweiterung die Aufstel­
lung eines allgemeinen Bebauungsplanes für notwendig, der in 
den Jahren 1861 bis 1863 — zunächst als ein Entwurf — durch 
den späteren Stadtbaurat der Stadt Berlin ausgearbeitet wurde. 
In dieser neuen Planung der Bodenaufteilung ging man mit be­
stimmtem Ziel und systematisch vor. Zur Grundlage des Bebau­
ungsplanes wurde das System der kostspieligen, imposanten Straße 
angenommen, das seine gleichartigen, am Reißbrett entworfenen 
Linien von Straßen und Baublockfiguren in endloser Wiederho­
lung über das Gefamtgelände einer Millionenstadt zog. Die Bau­
blöcke selbst aber wurden planmäßig zur Anlage von Miets­
kasernen eingeteilt, die das Schema der gesamten Bodenparzellie­
rung abgaben.

Abb.3 gibt einen Berliner Vaublock wieder, der — unter den neueren 
— zu denen mittleren Umfangs (145 m Tiefe) zählt. Die Gegend ist ein 
reines Wohnviertel (Arbeiterviertel). Die einzelnen Grundstücke haben 
eine Tiefe von 70—80 m; sie müssen durch zweifache, z. T. dreifache Hin­
terhausbebauung (Hofwohnungen) ausgenutzt werden, von den Woh­
nungen liegt nur ein geringer Teil nach den übermäßig (221/2, 26 und 
34m) breiten Straßen, die lediglich*dem vorteil der Bodenspekulation 
dienen. Die Mehrzahl der Wohnungen befindet sich auf den Hofen. Aus 
diesem Grundstückszuschnitt folgt weiter der ungünstige Hausgrundriß, 
der für die Kleinwohnung vollständig untauglich ist.

Durch dieses Aufteilungssystem werden mit zwangsläufiger 
Folge die Bodenentwicklung, der Bodenwert, die Bauformen, die 
Wohnweise und die Besitzverhältnisse bestimmt. Beginnen wir
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flbb. 3. Bebauungsplan und (Brunöftüdsaufteilung. Stabterroeiterung Berlin.

mit dem Straßenschema unserer Planung: Werden die Stra­
ßen nur mit kostspieligem Aufwand und in einem Abstand 
angelegt, der 200 m von Straße zu Straße beträgt, so entstehen 
Grundstücke, die eine Tiefe von 200:2, ----- je 100 m haben und 
durch Massenm'etshäuser mit Hofwohnungen ausgenutzt werden. 
Zugleich wird durch die teuere Straßenanlage, deren Kosten auf 
die Anlieger abgewälzt werden, der Bodenpreis auf eine höhe 
gesteigert, die den Flachbau ausschließt. Wird jede Straße ohne 
Rücksicht auf ihre Bedeutung schablonenmäßig in großer Breite 
von 22 m und darüber bemessen, so werden die Häuser allgemein 
bis zur Maximalhöhe (vier bis fünf Wohngefchosfe) gebaut, und 
der preis des Bodens erhöht sich entsprechend betn Wert der viel- 
geschossigen Überbauung. Die Parzellierungsweise hat endlich die 
Wirkung, daß die Zahl der Grundstücke außer allem Verhältnis zu 
der Zahl der Haushaltungen gebracht wird und infolge des Miets­
kasernentypus nur auf je 30 bis 40 Familien ein Grundstück 
entfällt, so daß in einfachster Form der Individualbesitz am Boden 
aufgehoben ist. Cs entsteht eine einseitige Preisentwicklung des 
Bodens, und ein Stand von nur nominellen Hausbesitzern wird 
gebildet. — Die Zusammenhänge dieses Systems stehen unter sich
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in der Wechselwirkung eines Zirkelschlusses, in dessen Erklärung 
man an beliebiger Stelle einsetzen samt; wir können 3.B. ebenso­
gut bei der Straßenbreite beginnen: werden alle Straßen in 
großer Breite von 22 bis 25 m und darüber angelegt, so ergibt 
sich von selbst, daß solche Straßen wegen der großen Kosten des 
Straßenlandes, des Straßenbaues und der Pflasterung nur in 
weiten Bbständen etwa von 200 m angelegt werden können. Da 
die hohen Kosten solcher Straßen auf das Baugelände abgewälzt 
werden, so ergibt sich wiederum die Notwendigkeit der vielge­
schossigen Überbauung, da ein niedriger Bau die hohen Straßen­
kosten nicht ertragen kann. Der Preis des Bodens steigt also, wie 
oben, auf den der vielstöckigen Überbauung entsprechenden wert 
und wird durch die anschließenden Einrichtungen noch auf einen 
weit höheren Stand getrieben. Die weiteren Folgen des Systems 
für das Bauwesen, den Noalkredit, die Mietpreisbildung ergeben 
sich in automatischer tDeife-X-

während somit die Formen der Bodenerschließung festgelegt 
waren, wurde der „Wille zur Mietskaserne" seitens der Verwal­
tung noch besonders deutlich kundgegeben. Man wollte die Miets­
kaserne namentlich deshalb, weil man in ihr die dem Arbeiter* 
stände angemessene Behausungsform erblickte. Die Auffassungen 
und die Ziele, von denen man sich bei den für die städtische 
Entw-cklung entscheidenden Maßnahmen leiten ließ, wurden von 
dem Urheber des Berliner Bebauungsplans in einer städtebau­
lichen Schrift „über öffentliche Gesundheitspflege" dargelegt. Die 
Schrift wurde im Jahre 1868 verfaßt; die auf die Kasernierung 
bezüglichen Erörterungen wurden im Jahre 1893 in Berliner 
Zeitungen neu abgedruckt, zur Verteidigung des damals scharf 
angegriffenen Mietskasernensnstems — ein Beweis, daß die Ein­
führung der Mietskaserne durch den Bebauungsplan von 1861/63 
in jeder weise auf Vorsatz und Absicht beruhte; und ferner, daß 
die tatsächlich vollzogene Entwicklung, trotz der schlimmen Er­
gebnisse, im Jahre 1893 von den leitenden Stellen gebilligt und 
„unentwegt" fortgeführt wurde.

vgl. die Wiedergabe der Textstellen in meinem Handbuch des Woh­
nungswesens, 4. Aust., S. 307. Die Schrift (Verfasser Stadtbaurat 
hobrecht) ist lesenswert für jeden, der sich über die vordem in unseren 
maßgebenden Verwaltungskreisen herrschende Auffassung Rechenschaft

I. Grundlagen des TDobnungs« und Siedelungswesens38



geben will. Die Berliner Arbeiterschaft wird in einer Reihe von Typen 
geschildert, deren gemeinsames Kennzeichen die Abhängigkeit von den 
Inhabern der „herrschaftlichen Wohnungen" ist. Line schärfere Verur­
teilung der Mietskaserne läßt sich kaum finden, als sie in den Worten 
ihres Verteidigers ausgesprochen ist, mit ihrer knappen Charakterisie­
rung des Bausystems und ihrer ungeheuerlichen Verkennung und Her­
abdrückung des Standes der werktätigen Bevölkerung. Eine min­
derwertige Bauform für untergeordnete Kostgänger aus 
dem hinterhause — das sollte die Mietskaserne nach den Absich­
ten ihrer Urheber sein und das ist sie geworden.

Zur Veranschaulichung der Bauweise entnehmen wir — unter Um­
gehung der Bauten der 70er Jahre — unser erstes Beispiel der Zeit, 
der ein großer Teil des heutigen Bestandes an Urbeiterwohnungen an­
gehört,' es ist die der 80er Jahre. Die Ubb. 4 zeigt die durchschnitts­
gemäße Hofwohnung des nördlichen Berliner Urbeiterviertels (zwi­
schen Gartenstraße und Brunnenstraße). Die Däuser unserer Ubb. 4 
stehen in einer der weiten, die stolze Breite von 30m aufweisenden 
Strafen des mit Kleinwohnungen dicht besetzten Wohnviertels, welche 
volkswirtschaftliche Wirkung diese breite Straße hat, wissen wir aus der 
obigen (E.örterung; den bautechnischen Erfolg mag man aus der Ubbil- 
dung entnehmen, wir sehen hier, wie der „Kultus der Straße" (oben 
S. 30) in der Praxis wirkt. Die Hofgebäude enthalten die ti pischen Woh­
nungen von Stube und Küche, sowie Stube, Kammer und Küche. Die 
Mieterschaft gehört durchgängig zu der anständigen, schwer arbeitenden 
Bevölkerung mit dem normalen Einkommen ihrer Klasse. Im einzelnen 
mag die Unlage der Massenwohnungen dieses Typus etwas abweichen, 
nach der einen Richtung einen kleinen Vorzug, nach der anderen einen 
Nachteil bieten. Im allgemeinen gibt unsere Ubbildung die $orm der 
Kleinwohnung in den Däusern wieder, die zu den älteren, nicht in der 
jüngsten Bauzeit geschaffenen Bauten gehören und einen großen Teil 
des heutigen Wohnungsbestandes ausmachen. In unserem Beispiel fehlt 
bereits die schlimmste Form der Hofwohnung, die Keller-hofwoh- 
nung. Die Schöpfungen der Hygiene sind, wie erwähnt sei, in diesen 
Wohnungen natürlich längst angewendet. Wasserleitung und Wasser­
klosett (für mehrere Familien gemeinsam) sind in jedem Stockwerk vor­
handen.

In den folgenden Jahrzehnten hat die Entwicklung unseres Städte­
baues, wie der gesamten Volkswirtschaft große Fortschritte gemacht. 
Die Bodenwerte und die Mieten sind gewaltig gestiegen. Für die Her­
stellung und Uusstattung der Wohnungen standen ganz andere Summen 
zur Verfügung- die Leistungen könnten die besten sein. Zugleich haben 
Baupolizei und Hygiene stark eingegriffen und ihre Anforderungen in 
den Bauordnungen von 1887s. dem Baugewerbe auferlegt, was er­
reicht wurde, zeigt uns Ne Rbb. 5, die Mietskaserne mit Kleinwohnungen 
nach der neuen Bautätigkeit.

Die Rbb.5 (vgl. hierzu den Grundriß Rbb.6) stellt das Günstigste dar, 
das die Mietskaserne nach Durchführung der baupolizeilichen Beschrän-
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Rbb 4. Berliner lliietsfajerne. Bauzeit zi.ka 1885.
Rtts: (Eberftabt, Handbuch des Wohnungswesens. 4. Rufl. $. 301.

kungen zu bieten vermag. Das nächste Ergebnis gegenüber den älteren 
Bcmten ist der Wegfall eines Stockwerks — fünf Geschosse statt sechs Ge­
schosse —, die Verbreiterung des Hofes und im Inneren die Verbreite­
rung der Treppen. Lin Neubau, insbesondere von Kleinwohnungen, 
macht ferner immer einen besseren Eindruck als ein Gebäude, das 
einige Jahrzehnte heruntergewohnt ist. Das System ist im übrigen gänz­
lich unverändert das alte geblieben. (Db wir Nufriß oder Grundriß be­
trachten, es ist die Kasernierung in ihrer abstoßendsten Form, die jedes 
Gefühl der Häuslichkeit ertötet.
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Abb. 5. Neue Berliner Mietskaserne.
Aus: (Eberftaöt, Handbuch des Wohnungswesens. 4. Ausl. S. 302.
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Die Kafernierungsformen außerhalb Berlins weisen gegenüber 
dem Berliner Typus manche Abweichungen auf, durch die indes 
die Einwendungen gegen die wohnungsform als solche nicht berührt 
werden. Der Hamburger „Vierspänner" mit seinem engen, durch 
die Verbreiterung in den neueren Bauordnungen nicht wesentlich 
verbesserten Schlitz oder Lichtschacht, die Massenmietshäuser der 
übrigen deutschen Großstädte zeigen allgemein die gleichen Miß-



stände einer fehlerhaften Wohn- und Siedelungsweise, während in 
der Wiener Mietskaserne nach Grundriß, Zimmerzahl und Ge­
samtanlage vielfach noch schlimmere Verhältnisse als in den deut­
schen Großstädten bestehen.

Line der bedenklichsten Folgen der nunmehr in Deutschland ein­
geführten Bauweise der Stockwerkshäufung und der Kasernie­
rung besteht darin, daß jetzt — und noch auf Jahrzehnte hinaus 
— der selbständige Charakter des Kleinwohnungswesens, das das 
Normalgebiet des neuzeitlichen Städtebaues bildet und dem 
die überwiegende Mehrzahl sämtlicher Wohnungen angehört, von 
den Technikern nicht erkannt wurde. Auch die in Frankreich aus­
gebildeten und gläubig übernommenen Einrichtungen waren, wie 
wir wissen, auf die Lauformen des Großhauses und des Vielwoh­
nungshauses zugeschnitten. Bemerkenswert erscheint demgegen­
über die Behandlung des Kleinwohnungswesens in der französi­
schen Wissenschaft selber durch einen ihrer angesehensten Vertreter 
in jenem Zeitabschnitt, LeonceReynauld,der in seinem Lehr­
buch der Architektur die Arbeiterwohnung bespricht. Die Darle­
gung Reynaulds — im Jahre 1868, gleichzeitig mit der vor­
erwähnten Berliner Schrift erschienen — ist nichts anderes als die 
schärfste Verurteilung des in den französischen Städten bereits 
durchgeführten neuen Bausystems, das die Kleinwohnung im ge­
häuften Stockwerksbau des Großhauses unterbringt und nach der 
hygienischen wie nach der sozialen Seite gleich unbefriedigend ist. 
Als zuträgliche Lösung für den Kleinwohnungsbau fordert Ret)= 
nauld die Erbauung von Kleinhäusern für eine oder zwei Familien 
im Reihenbau oder in der Form des Wohnhofs. Reynauld war 
indes, wie hier hinzugefügt fei, der erste und letzte Franzose, 
der sich gegen die fehlerhafte Form des Wohnungsbaus gewandt 
hat. Die französische Wissenschaft der Gegenwart ist unentwegte 
Anhängerin des „imposanten" Städtebaues.

Wir hatten in diesem Abschnitt nur die Entstehung der Sy­
steme der Bodenaufteilung und Wohnungspolitik zu schildern und 
die Ursachen der tiefen Scheidung, die sich in der zweiten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts unter den Völkern ausbildete, darzulegen. 
Wenn hierbei wohl vielfach die Linzeleinrichtungen des Woh­
nungswesens zur Sprache kamen, so blieb doch unser Hauptziel,
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die inneren Grundlagen und die zeitgeschichtlichen Zusammen­
hänge darzulegen. Ruch für unsere weiteren (Erörterungen wollen 
wir die Ergebnisse dieses Abschnitts festhalten- der Wohnungs­
politiker sollte sich in der Kritik wie in den positiven Forderungen 
stets die Frage vorlegen: was ist auf unserem Gebiet ab- 
änderlich, und was muß als unabänderlich gelten, 
verfehlt sind die Bestrebungen — auch die bestgemeinten — die 
eine naturgemäße Entwicklung umbiegen oder aufhalten wollen- 
verhängnisvoll andererseits sind die Maßnahmen, die eine künst­
liche, nur zugunsten eines bestimmten Interessenkreises geschaffene 
Entwicklung zu erhalten suchen. RIs ein Widerspruch zu den natür­
lichen Bedingungen, gekünstelt und fehlerhaft in seinen Einrich­
tungen, die gesamte Volkswirtschaft und Verwaltung durchdrin­
gend, zeigt sich uns das System, das im kontinentalen Städtebau 
der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts durchgeführt wurde. Für 
die minderbemittelten Klassen sind die Wirkungen als ungünstig 
allgemein anerkannt,- indes weit schlimmer noch — das haben die 
Vorgänge der jüngsten Zeit erwiesen — sind die Wirkungen für 
die oberen Klassen, denen scheinbar ein großer materieller Vor­
teil erwuchs. 3nt vergleich zu den zuvor betrachteten großen 
Schöpfungen früherer Zeitabschnitte fehlt diesem System vor allem 
der Grundgedanke, daß die Bodenpolitik der Eingliederung der 
Bevölkerung in die Staatzgemeinschaft zu dienen hat,- es hat zu 
der Abkehr der Volksmassen vom Staatsverband geführt.
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II. Wohnungszustände.
Das Sondergebiet der unternormalen Wohnungen.

wie auf den meisten Gebieten der sozialen Frage sind es auch 
in der Wohnungsfrage — begreiflicherweise, dürfen wir hinzu­
fügen — die Mißstände, nicht so sehr die normalen Zu­
stände, die das öffentliche Interesse wachrufen und sich der 
Wahrnehmung zunächst aufdrängen, wenn wir zuvor erwähnten, 
daß die allgemeine Teilnahme für das Wohnungswesen in früherer 
Zeit erst erweckt wurde durch die Verheerungen der Landesseuchen 
(oben $.23), so dürfen wir für die Gegenwart wohl bemerken, daß 
es heute zumeist die Schilderungen des Wohnungselends und der



schlechtesten Behausungen sind, durch die die Allgemeinheit auf 
die Wohnverhältnisse aufmerksam gemacht wird. Uuch wir wollen 
in unserer Darstellung dieser Betrachtungsweise folgen und bei 
der Erörterung der Wohnungszustände die Wohnverhältnisse der 
(nicht normalen) Unterschicht an den Unfang stellen, wenn wir in­
des diesen weg des Vorgehens wählen, so geschieht dies lediglich 
aus praktischen Erwägungen und zu dem Zweck, die Darstellung 
des weiten Gesamtgebietes zu vereinfachen. (Es gilt hierbei genaue 
Abgrenzungslinien zu ziehen, um uns von Fehlschlüssen und Ver­
allgemeinerungen frei zu halten.

Gewiß haben wir kein Kecht, an der Not, an den Entbehrungen 
und an den Schädigungen der unzureichenden Unterkunft achtlos 
vorüberzugehen,- im Gegenteil, wir müssen diesen schlimmen Teil 
des Wohnungswesens erst recht ins Auge fassen, wir müssen uns 
nur bewußt werden, daß es sich hier um ein gesondertes Gebiet 
handelt, dessen Grundlagen und Cntwicklungsbedingungen wir 
getrennt zu untersuchen und zu erklären haben und dessen Er­
scheinungen wir nicht, wie dies regelmäßig geschieht, zu allgemei­
nen Urteilen über den Stand des Wohnungswesens verwenden 
oder erweitern dürfen, wir scheiden demnach zunächst von dem 
hauptgebiet der normalen Wohnung, mit dem unsere Dar­
stellung als ihrem eigentlichen Gegenstand sich irrt wesentlichen 
zu beschäftigen hat, das Sondergebiet der unternormalen 
Wohnung.

Indem wir der unternormalen Wohnung hier die Eigenschaft 
eines Sondergebietes zuerkennen, ist damit bereits gesagt, daß es 
sich nicht um eine vereinzelte und nicht um eine vorübergehende 
Erscheinung handelt, sondern um einen dauernden, und wie wir 
sehen werden, wich igen Bestandteil des Wohnungswesens, wir be­
gegnen der gleichen Entwicklung, die zu der Entstehung der unter­
normalen Wohnung führt, in jedem Lande, und zwar in den alten 
Kulturländern wie in den jüngeren Staaten der neuen Welt, fer­
ner ebenso in den Ländern der Mietskaserne wie in denen des Ein­
familienhauses. In England und in den Niederlanden, wie in 
Nordamerika und Australien find einzelne Städte in großem Um­
fang mit Verfallswohnungen behaftet. In Deutschland sind die 
verwahrlosten Wohnungen allgemein verbreitet,' sie finden sich 
in Berlin wie in Hamburg, in Königsberg wie in Frankfurt, in
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München wie in Düsseldorf. Gerade die mit den glänzendsten 
Straßen- und platzamagen ausgestatteten Städte sind es, die an­
dererseits den schlimmsten wohnungsverfall aufweisen.

3n 6er Literatur, wie in 6er Gesetzgebung unö in 6er Praxis ist bie 
unternormale Wohnung wohl am eingehenbsten in (Englanb behanbelt 
worben. fjier finöet sich auch für eine bestimmte Kategorie biejer Woh­
nungen ein bejonberer viel gebrauchter Ausbruck,' man nennt sie slums; 
unter ben Slums jinb solche Wohnungen zu verstehen, bie nicht burch 
ihre ursprüngliche Anlage, sonbern burch bie Art ihrer Benutzung unter­
wertig geworben sinb. Das Eigentümliche bes Slum-dwelling ist bie Ver­
wahrlosung ber Wohnung, ber wohnungsverfall. Der Slum ist 
keineswegs eine für bie Armen unb (Elenben gebaute Wohnung,' son­
bern er hat stets bessere Zeiten gekannt unb ist erst burch Ursachen unb 
Vorgänge, bie sich meist nachweisen lassen, zu einer schlechten Behausung 
geworben. Auch bie Bewohnerschaft bilbet burchaus nicht eine einheit­
liche Klasse, sonbern setzt sich aus ben verschiedensten Schichten (unter 
ihnen namentlich stabt- unb lanbesfrembe Zuwanberer) zusammen. (Es 
ist deshalb nicht richtig, bie Slums als Arme-Leute-Wohnungen, Elenbs- 
wohnungen ober bgl. zu bezeichnen,- bie richtige Bezeichnung unb Über­
setzung bürste vielmehr lauten: Verfallswohnungen. Der wohnungs­
verfall unb bie Wohnungsverwahrlosung kennzeichnen ben Slum. The 
sium is not built; it develops, (Eberstabt, Housing, Nelsons En- 
cyclopaedia of Industrialism, S. 279.

Die allgemeinen Ursachen, die unter den verschiedensten Vor­
aussetzungen gegenüber dem normalen Wohnungswesen auf die Her­
ausbildung der unternormalen Wohnung hinwirken, haben wir zu 
scheiden in sachliche und in persönliche. Die sachlichen Ursachen er­
geben sich aus dem Bau der Städte und seiner Entwicklung - die 
persönlichen aus der Zusammensetzung der Bevölkerung.

wir haben zuvor darauf hingewiesen, daß in unseren Städten 
jeweils der weitaus größere Teil der vorhandenen Bauten älte­
ren Jahrgängen entstammt (oben S. 9). Das alte Wohngebäude, 
wenn es ungenügend unterhalten und von einer schlechteren Mie­
terschaft besetzt wird, gerät rasch in Verwahrlosung, von dieser 
Umwertung und Umbildung werden namentlich die zentralen 
innenstädtischen und altstädtischen Bezirke betroffen, wir sind ge­
wohnt, die neuere Entwicklung der Innenstadt allgemein unter 
einem bestimmten Gesichtspunkt zu betrachten, nämlich dem der 
„Citpbildung". Das viel gebrauchte Schlagwort hat uns lange Zeit 
über die große wohnungspolitische Bedeutung der Innen­
bezirke getäuscht. Nur ein Bruchteil der Innenstadt wird selbst
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in unseren bedeutendsten Großstädten zur reinen Geschästsstaöt 
umgewandelt, kn der eine an Zahl geringe Wohnbevölkerung zu­
rückbleibt. Unmittelbar aber an die reinen Geschäftsbezirke und Ge­
schäftsstraßen schließen sich dicht bevölkerte, eng bewohnte innen­
städtische Bezirke an, eng besiedelte Quartiere mit einer Bevölke­
rung der verschiedensten Bestandteile, den guten sowohl, wie den 
unerwünschten Elementen der städtischen Einwohnerschaft ange­
hörend. Gerade in der Innenstadt und im Bereich der höchsten 
Grundrente finden wir die billigsten Wohnungen in unseren 
Städten,- in zahlreichen Städten sind Wohnungen der unteren 
Preisstufen nur in den zentralen und altstädtischen Bezirken in 
größerem Umfang anzutreffen,- hieraus ergibt sich die wichtige 
Leistung dieser Wohnungsklasse für den städtischen Wohnungsmarkt.

Die Bevölkerungsschichten, die in diesen altstädtischen und unterwer­
tigen Wohnungen Unterkunft finden, zeigen allerdings, wie zuvor be­
merkt, die verschiedenartigste Zusammensetzung. Zunächst zählen hierher 
diejenigen Erwerbstätigen, die mit Rücksicht auf Arbeitsverhältnis und 
Gewerbebetrieb gezwungen sind, in der Innenstadt Wohnung zu neh­
men, ferner diejenigen Familien, die eine höhere Miete nicht erschwin­
gen können oder die — ein bedauerlicher, aber häufig festzustellender 
Umstand — wegen Uinderreichtums in besseren Mietshäusern keine Auf­
nahme finden. Einen starken Beitrag zu der Besetzung minderwertiger 
Wohnungen stellen weiter die Zuwanderer, die aus Gebieten niedrigerer 
Kulturstufe und billigerer Arbeitslöhne in die Städte einströmen,- sie 
bringen ihre niedrigeren Ansprüche und schlechten wohnsitten mit und 
sind in großem Umfang die Träger des Wohnungsverfalls und Be­
nutzer der verwahrlosten Wohnungen. — Endlich ist nicht zu übersehen, 
daß unsere Städte in einem gewissen Maß volksteile enthalten, die un­
ter die Richtlinie ihres Standes herabsinken und die Verfallswohnungen 
aufsuchen.

Das 19. Jahrhundert fand bei dem starken Bevölkerungs­
zuwachs in den altstädtischen Bezirken die Wohnungszustände vor, 
die wir oben Z. 21 f. zu schildern hatten. Der Kampf gegen die 
Wohnungsmißstände begann, und er wurde geführt unter dem 
Zeichen der Gesundheitspflege und mit den Mitteln der Sanie­
rung, d. h. der Niederlegung gesundheitsschädlicher altstädtischer 
Gebiete. Kein Zweifel, daß bei diesen Eingriffen Bedeutendes 
geschaffen wurde- indes über der Betrachtung der Gesundheits­
schädlichkeit übersah man zunächst die wohnungspolitische Lei­
stung der abgerissenen Gebäude- es war eine naturgemäße 
Folge, daß vielfach in der Beseitigung des alten ein neuer Not-
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stand, ein Mangel an billigen Kleinwohnungen, herbeigeführt 
wurde. Rber ein zweiter Umstand drängte sich alsbald der Wahr­
nehmung auf: die aus den Rbrißbezirken ausgetriebene Bevölke­
rung der untersten Schichten suchte den Nächstliegenden — bis 
dahin etwa mittelguten — Bezirk auf, um sich dort niederzulassen 
und brachte hier in kurzer Frist die gleichen Mißstände der woh- 
nungsverwahrlosung hervor, die man eben erst unter großen 
Kosten in dem gesäuberten Gebiet abgetan hatte. Es war eine 
Sisyphusarbeit.

Ruf Grund der gemachten unbefriedigenden Erfahrungen ge­
langten während der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts neue 
Ruffassungen in dem Kampf gegen die Verfallswohnung zur Rus- 
bildung. Zunächst wurden (namentlich in England, Belgien und 
in den Niederlanden) die Grundsätze aufgestellt, einen Teil der 
sonst für Sanierungen eingesetzten Mittel zu verwenden, um in 
den städtischen Rußenbezirken billige Wohnungen herzustellen, 
sowie den Bau von städtischen Verkehrsmitteln zu fordern und 
hierdurch der nur durch die billigeren Wohnungsmieten in der 
Innenstadt festgehaltenen Bevölkerung den Wegzug in die Vor­
orte zu ermöglichen. Rndererseits wurde den wohnbedürfnissen 
der durch ihren Beruf an die zentralen Bezirke gebundenen Be­
völkerung (s. oben) durch den — in einzelnen Ländern im Wege 
der Gesetzgebung vorgeschriebenen — Grundsatz Rechnung getra­
gen, daß bei Sanierungen für einen Teil der niedergelegten 
Wohngebäude in dem gesäuberten Bezirk selbst oder in dessen un­
mittelbarer Nachbarschaft durch Schaffung neuer wohngelegen- 
heit Ersatz geboten werden müsse.

Größere Sanierungen, bei denen die Grundsätze des Neubaues innen­
städtischer oder vorstädtischer Kleinwohnungen zur Rnmenbung kamen, 
wurden neuerdings durchgeführt in den Städten Hamburg (sog. Gänge­
viertel), Frankfurt a. Main, Straßburg, Stuttgart, Elberfeld,' London, 
Birmingham, Liverpool, Manchester, Glasgow, Sheffield,' Brüssel (Rue 
des vers), Rmsterdam u. a. m.

wenn bereits auf Grund der im 19. Jahrhundert gezeitigten 
Ergebnisse die ursprüngliche Rnnahme, daß die unternormale 
Wohnung schlechthin durch Niederlegung verwahrloster Bezirke 
zu beseitigen sei, sich als unzureichend und zu einem erheblichen 
Teil verfehlt erwiesen hatte, so hat die im (Befolge des Weltkriegs 
allenthalben hervorgetretene Wohnungsknappheit jedem vorgehen
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halt geboten, dar zu einer Minderung des vorhandenen Woh­
nungsbestandes führt, wir sehen vielmehr, daß die jüngste Ent­
wicklung, durch Notwendigkeit gezwungen, vielfach die entgegen­
gesetzte Richtung einschlägt. Behausungen, die unter normalen 
Verhältnissen keinen oder keinen einwandsfreien Mieter gefun­
den hätten, werden von den in Wohnungsnot befindlichen Fa­
milien bezogen.

Das Elend der Verfallswohnung wurde uns aus früheren, un­
ter weit günstigeren Verhältnissen arbeitenden Zeitabschnitten 
als ungelöstes Problem überliefert. Den überkommenen Zchwie- 
rigkeiten sind in unserer eigenen Zeit, namentlich in Deutschland, 
neue Erschwerungen hinzugetreten. Ls wäre bedauerlich, wenn 
der Kampf gegen die unter normale Wohnung unter dem Druck 
der heutigen Wohnungsnot erlahmen würde,' daß er durch die 
gegenwärtigen Umstände erschwert wird, müssen mir allerdings 
anerkennen. Um so mehr müssen wir diejenigen Mittel anwenden, 
die als durchführbar und wirkungsvoll gelten können: vorbeu­
gende Maßnahmen, die die Wohnungsverwahrlosung verhin­
dern, wohnungspflege, Instandsetzung untauglich gewordener 
Wohnungen, wenn wir die unternormale Wohnung nicht und 
jedenfalls nicht in absehbarer Zeit beseitigen können, so gilt es 
doch, mit allen verfügbaren Mitteln dahin zu streben: die woh­
nungspolitische Leistung unseres Iondergebietes, die unentbehr­
liche billigste Wohnung, in brauchbarem Zustand zu erhalten.

Unter die vorbeugenden Maßnahmen ist vor allem die wohnungs- 
aufsicht zu rechnen, die sich zu einer Einrichtung von hervorragender 
Bedeutung entwickelt hat) die Aufsichtsbehörden bestreben sich nament­
lich, Mißstände in der Wohnungsbenutzung zu beseitigen, weiter kommt 
die Tätigkeit der Hausbesitzer in Betracht) von der Rrt, wie die Haus­
besitzer ihre Grundstücke verwalten oder verwalten lassen, hängt die 
Entwicklung eines Hauses in hohem Maße ab. — Zur Instand- 
setznng untauglich gewordener Wohnungen werden seitens der Ge­
meinden vielfach Darlehen an Hausbesitzer gegeben. In Holland besteht 
die Einrichtung seit längerer Zeit) in deutschen Ztädten werden neuer­
dings gleichartige Maßnahmen mit Erfolg angewendet. In Berlin wur­
den in der kurzen Zeit von Dezember 1918 bis Hprit 1919 2630 Woh­
nungen mit 6500 Räumen durch Zuschüsse an Grundbesitzer in bewohn­
baren Zustand gesetzt. Ruf die Instandsetzung von Wohnungen richten 
sich insbesondere die Bestrebungen von Gctavia Hill, London, deren 
vorbildliche Tätigkeit zu der Begründung von vereinen für wohnungs- 
pflege geführt bat.
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2. Das normale Wohnungswesen.
A. Die Baus und wohnrveise.

Als das Hauptstück des Wohnungswesens und des Städtebaues 
ist, nach Ausscheidung des zuvor besprochenen Sondergebietes, die 
typische und normale Wohnung zu betrachten, auf die sich die all­
gemeinen Einrichtungen der Bodenpolitik beziehen. Lin übersicht­
liches Bild von dem Stande des normalen Wohnungswesens er­
halten wir durch die sog. Behausungszisser (Anzahl der Bewoh­
ner auf ein bebautes Grundstück), die uns anzeigt, welche Ge­
bäudeform in einer Stadt vorherrscht und wie die Bodenauftei­
lung beschaffen ist. Aus unserer Gesamtübersicht oben S.7 wol­
len wir die dort genannten deutschen Großstädte herauslösen und 
die Einzelheiten der Bauformen sowie deren fortschreitende Aus­
gestaltung in vier Zählperioden von 1895 bis 1910 besprechen- 
s.Tab.l. Die Tabelle ist eingeteilt in fünf Gruppen und zeigt 
uns, welcher Bruch der Entwicklung und welche Gegensätze noch 
während der letzten Jahrzehnte irrt deutschen Wohnungswesen 
nachweisbar sind.

Durch unsere Zusammenstellung wird eine Reihe von Irrtü­
mern, die über die Ursachen der schlechten Wohnungszustände 
verbreitet werden, berichtigt. Es ist eine häufig vorgebrachte An­
nahme, daß die Festungseigenschaft der Städte eigentlich 
schuld sei an der unbefriedigenden Gestaltung unserer Wohnver­
hältnisse. Die Behauptung wird durch unsere Tabelle in bündig­
ster weise widerlegt. Nach der Zählung von 1895 standen damals 
ziemlich an der Spitze unserer Liste mit den günstigsten Ziffern 
Köln und Straßburg, Städte, die seit sieben Jahrhunderten ohne 
Unterbrechung in ihre Festungswälle eingeschlossen sind. Gerade 
unsere ältesten und bisher bedeutendsten Waffenplätze nehmen 
demnach zwei der besten Stellungen in der Liste ein. Den Schluß 
mit den schlechtesten Ziffern bilden dagegen die offenen Städte 
Berlin und Tharlottenburg, die teils niemals, teils nicht seit ihrer 
neueren Entw cklung Festungen gewesen sind. Ihnen zunächst steht^ 
Breslau, dessen großstädtisches Wachstum ebenfalls keinerlei Be= 1 
Ziehungen zu der Periode vormaliger Befestigung hat. Die Fe­
stungsstädte Köln und Straßburg, wie Magdeburg, Königsberg 
und Posen zeigen ferner eine beachtenswerte Gestaltung der 8e-
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Tabelle 1. Behausungsziffern 1895—1910.

11. Wohnungszustände50

Einwohner 
1910

Ruf 1 Gebäude Bewohner 
1895 | 1900 | 1905 | 1910Städte

4. | 5. 1 6.1. 2. 3.
I 1. 1—10 Bewohner

— I 7,84 | 7,74 |
2. 10—20 Bewohner

14,23 13,96 13,48
17.30 17,44 16,25
17,82 18,71 18,75
16,90 18,73 18192
18,35 18,87 —
14,76 15 82 16,41

16,97 16,10
20,13 19,48 19,65

— 21,06 19,46
18,69 20,00 20,09

3. 20—30 Bewohner
| 19,27 20,36 20,98

19,49 —
20,13 20,83 23,92

— 22,16 23,75
21,06 20,34 21,47

I — 27,84 27,64
4. 30—55 Bewohner

— 30,14 30,29
31.31 32.83 35,23
30,29 32.42 30,31

— 28,68 —
30,02 38,54 37,34

— 36,61 36,53
33,59 35,59 36,81
51,22 53.29 51,97
39,44 39,12 49,00

5. über 60 Bewohner
— 60,07 64,78

I 71,15 77,00 77,54

1. Bremen. . . 247437 I 7,83

2. Crefeld . . .
3. Rachen . . .
4. Frankfurt a. ITT
5. Essen....
6. Elberfeld . .
7. Löln ....
8. Siraßburg. .
9. Rltona . . .

10. Stuttgart . .
11. Düsseldorf. .

129406
156143
414576
294653
170195
516527
178891
172628
286218
358728

12,69
16,64
17,09*)
17,61
18.02
18,05
18,25
18,59
18.61
19,11l)

12. Hannover
13. Nürnberg
14. halle. .
15. Mannheim
16. Danzig .
17. Leipzig .

302375
333142
180843
193902
170337
589850

20,04
20.48 
21,07 
22,27')
22.49 
27.39

18 Chemnitz .
19. Magdeburg
20. Königsberg
21. Dresden. .
22. Stettin . .
23. München .
24. Hamburg .
25. Breslau. .
26. Posen . .

287807
279629
245994
548308
236113
596467
931035
512105
156691

30,35
31,08')
32,31
34,56
36,27
36,59
38,66

51,80

27. Eharlottenburg
28. Berlin . . . .

1) In der Zählperiode 1905—1910 hat eine Veränderung des Ge­
meindegebiets durch Eingemeindung stattgefunden, infolge deren die 
Behausungsziffer durch Einbeziehung der neuen Bezirke zunächst — 
d. h. bis zur Einführung des binnenstädtischen Baufqftems — herab­
gedrückt wurde. Über die Ziffern der Grundstücks- bzw. Gebäude­
zählung vgl. Handbuch, 4. Rufi., S. 168.

66,13
75,90

305978
2071257



hausungsziffer- in den älteren Zählperioden, in denen die neueren 
Festungsauflassungen noch nicht oder erst in ihren Anfängen wirk­
sam waren, ergeben sich niedrigere Ziffern als in den späteren 
Zählungen. Die Stadlerweiterungen und die Zufuhr neuen Bau­
landes bringen mithin — in nur scheinbar widerspruchsvoller 
weise, tatsächlich in notwendiger Folge des angewandten neuen 
Bausystems — ein Anwachsen der Behausungsziffer, wir werden 
späterhin sehen, daß auch die Zusammendrängung durch die 
Hohenausnutzung des Bodens in den offenen Städten außer­
ordentlich viel stärker ist als in den Festungsstädten. Mit der über­
lieferten Festungseigenschaft unserer Städte sind also die Wohn­
verhältnisse in keinen allgemeinen oder systematischen Zusammen­
hang zu bringen.

Nach einer anderen Richtung aber bedarf die Gruppe 2 unserer 
Tabelle noch der näheren Betrachtung - die Gruppe umfaßt näm­
lich unsere großen, rasch und gewaltig anwachsenden Industrie­
städte. hier standen 1895 Krefelö, Nachen, Barmen, Essen, Llber- 
felb, Dortmund, Düsseldorf- sie zeigten bei stärkstem Wachstum 
damals die verhältnismäßig besten Ziffern und haben zum 
Teil noch heute gegenüber anderen deutschen Großstädten die be­
friedigenderen Wohnverhältnisse aufzuweisen.

(Es ergibt sich hier, wie vollständig irrtümlich die Behauptung 
ist, das Anwachsen der Industrie sei an unseren eigenarti­
gen Wohnverhältnissen schuld. Ein Blick auf die Ziffern in den 
mächtigen, rasch wachsenden Industriestädten von England, Bel­
gien und Nord-Amerika (oben S. 6) hätte allerdings schon ge­
nügt, um die Fehlerhaftigkeit dieser Annahme zu beweisen, von 
der das gerade Gegenteil zutrifft. Die deutschen Industriestädte, 
die sich eine tüchtige kommunale Verwaltung und eine den An­
forderungen des Meinwohnungsbaues entsprechende Bauweise be­
wahrt haben, weisen eine sich günstig abhebende Gestaltung des 
Wohnungswesens auf. — während der letzten Jahre sind aus an­
deren Gegenden Deutschlands die bekannten neueren Erscheinun­
gen in die Industriebezirke vorgedrungen - es sind dies — wie z. B. 
die Vorschriften des Straßenbaues und der Bauordnung, die Ein­
führung des preußischen Grundbuchs — allgemeine verwaltungs­
mäßige Einrichtungen, deren sich der einzelne Bezirk nicht erweh­
ren kann und die, wie kaum betont zu werden braucht, mit der in-
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dustriellen Entwicklung als solcher in keinem Zusammenhang 
stehen.

Zu der Sonderstellung Bremens (bas für die Gberklassen an dem Ein­
familienhaus festhält) ist zu bemerken, daß hier das Uleinhaus sich auch 
füx die mittleren und unteren Schichten der Bevölkerung lange gehalten 
hatte, aber neuerdings, namentlich in den unteren ItTietpreisftufen, viel­
fach zum Mehrwohnungshaus umgebildet worden ist.

Die vorausgehenden Zahlen sind die Durchschnittswerte einer 
jeden Stadt. In den deutschen Städten ist indes — mit wenigen 
Ausnahmen — kein gleichartiger haustppus vorhanden, der 
dieser vurchschnittszifser entspricht. Unsere Ziffer ist vielmehr für 
Deutschland das Ergebnis eines Durchschnitts aus den älteren 
kleineren und den in dem jüngsten Zeitabschnitt eingeführten gro­
ßen hausformen. $ür Berlin zeigt demgegenüber Tab. 2 die Ver­
teilung der Bevölkerung nach den verschiedenen einzelnen haus- 
typen und zugleich den hier besonders beachtenswerten Entwick­
lungsgang innerhalb der Jahre 1861 bis 1910.
Tabelle 2. prozentuale Verteilung der bewohnten Grund­

stücke in Berlin.
1—5 6—10 11—20 21—30 31—50 über 50

Wohnungen

33,5 30,1 29,2 5,9
24,1 23,4 34,8 12,8
13,0 12,8 28,3 21,2 21, 3,6

Aus der Tabelle ergibt sich, daß der haustppus von 1—5 
Wohnungen noch im Jahre 1861 in Berlin der vorherrschende 
war, und daß erst seit 1875 die Mietskaserne vordringt. Seitdem 
geht die Tendenz dahin, die Abmessungen der Spekulationsgrund­
stücke in den Neubaugebieten immer mehr zu vergrößern. Fast die 
gesamte Bevölkerung wohnt jetzt in Mietskasernen. Der Anteil 
der Grundstücke mit 1—5 Wohnungen ist von 33,5% im Jahre 
1861 auf 13% im Jahre 1910 zurückgegangen, und selbst dieser 
geringe Bruchteil begreift, wie das Statistische Amt hervorhebt, 
„nicht ausschließlich eigentliche Lin- bis Fünffamilienwohnhäuser, 
sondern es befinden sich darunter auch nicht wenige Grundstücke, 
die hauptsächlich gewerblichen Zwecken dienen, zugleich aber Woh­
nungen für Angestellte (Portiers usw.) enthalten". Die willkür-
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lichkeit der Umwälzung des großstädtischen Wohnungswesens tritt 
hier in eindringlichster Weise hervor.

In Hamburg umfaßt das kleine und mittlere Grundstück mit 1—30 
Bewohnern, dem die hausformen von dem Einfamilienhaus bis zum 
vier- und Lechswohnungshaus angehören, noch im Jahre 1885 66 o/o 
aller Grundstücke - in dem kurzen Zeitraum von 25 Jahren bis 1910 ist 
sein Anteil auf 50o/o der Grundstücke und 15,7% der Bevölkerung ge­
sunken. Zur hauptform der Neubautätigkeit entwickelt sich die Grund­
stücksgröße von 31 bis 100 Bewohnern,- ihr gehört der bevorzugte Ty­
pus des Hamburger Kleinwohnungsbaus an, der sog. „Vierspänner", 
der auf jedem Geschoß vier Kleinwohnungen, bei fünfgeschossiger Be­
bauung also 20 Kleinwohnungen enthält. Die gleiche Entwicklung zeigt 
sich in anderen deutschen Großstädten, in denen das Eindringen des 
Massenmietshauses sich während des jüngsten Zeitabschnitts vollzo­
gen hat.

Die Wohnungsaufnahme westfälischer Städte von 1905 ergibt dagegen 
hinsichtlich des Gebäudeumfanges, daß 72,88% sämtlicher Gebäude der 
Größenklasse von 1—3 Wohnungen angehören,- 9,79% der Gebäude 
enthalten vier Wohnungen und genau der gleiche Prozentsatz entfällt 
noch auf die Gebäude mit 5 und 6 Wohnungen, von hier ab fallen die 
Zahlen rasch- Gebäude mit 10 und mehr Wohnungen wurden nur noch 
1,63% gezählt. Im einzelnen zeigt es sich, daß das große Mietshaus 
von 10 Wohnungen und darüber in Hagen, Bochum, Witten eine grö­
ßere Bedeutung (4—8% der Gebäude) gewinnt.

Betrachten wir auf Grund der folgenden Tab. 3 die Höhen­
ausnutzung (Stockwerkshäufung), so stehen wieder die o f f e n e n 
Städte Berlin, Lharlottenburg und Breslau an der Spitze,- hier 
sind (1910) 20,29, 17,97 und 20,06% der Wohnungen im vier­
ten Stock und darüber gelegen. Dagegen zeigen die Zestungsstädte 
Köln, Königsberg, Magdeburg, Posen, eine unvergleichlich ge­
ringere Höhenausnutzung, deren entsprechende Ziffern nur 0,23, 
4,30, 3,34 bzw. 6,18% sind (vgl. oben S. 6, Erörterung zu 
Tab. 1). Rechnet man selbst noch das dritte Stackwerk hinzu, so 
machen in Berlin die im dritten und vierten Stockwerk und dar­
über belegenen Wohnungen 43o/o der Gesamtzahl aus- in Köln 
dagegen nur 15%, in Magdeburg 18%, in Straßburg 21%, in 
Königsberg und Posen 23%. (Es zeigt sich auch hier auf das 
deutlichste, daß die Bodenspekulation einen vielfach stärkeren 
Wall um die Städte zieht und die Bevölkerung viel 
enger einschnürt als eine Zestungsmauer.

Bemerkenswert sind die vergleichzziffern für verschiedene 
Zählperioden, soweit sie in unserer Tab. 3 vorliegen. Die Zahlen
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Tabelle 3. Die Wohnungen nach der Stodroerfslage sowie vor­
der-, bzw. Vorderhaus- und Hinlerwohnungen. (3n proz. der

Gesamtzahl.)

11. Wohnung Zustände54

Jahr K.1) E?) II. III. IV.2) M.S?) G.h. v?) I).3)Stabt

56,1 43,917,26 0,61
20,29 0,37
14,82 1,63
20,06 1,21 
13,05 1,33
17,97 1,07
2,33 8,72
0,23 11,44 

13.06 3,00
0,02 8,46
0,76! 24,41

1. Berlin . ... 1890 7,70 15,89 18,49 19,85 20,19
1910 3,29 14,91 18,43 20,87 22,21

2. Breslau .... 1890 4,63 16,84 21,36 21,24 19,48
2,43; 16,61 19,57 20,50 21,28
2,33 20,73 19,37 19,45 18,74

1910 0,78 21,35 19,93 20,06 19,91
1890 0,09 18,22 24,46 24,7! 12,85
1910 0,70 30,24 27,60 26,48 14,75
1910 2,24 18,30 23,441 22,82 20,14
1900 0,11 22,22 25,31 18,32 1,66
1910 0,04 32,65 28.331 25,80 12,42

16.67 27,23 24,19 18,71
1910 0,07 23,65 27,30 24,45 18,93
1890 4,10 17,45 34 84 25,17 11,41
1910 2,64 24,75 29,78 25,94 14,71

9. Hamburg . . . 1910 4,95 22,81.22,96! 22,09 16,72
10. Hannover . . . 1890 0,06 19,90 26,26 22,46 14,92

1910 0,18 23,24 26,05,23,55 Ix,57
1890 8,13 16,03 37,73 19,10 6,32
1910 2,25 24,42 24,70 22,03
1890 3,56 28,03 29,94 22,36

1,64 20,69 27,85 27,26 
19,17 25,35 24,49

1910 0,34 44,01 33,07 17,50
1890 1,12 16,64 35,38 24,56
1910 0,44 24,16 30,37 26,16

22.68 28,34 24,34
1910 0,37 17,24 26,02 25,39
1910 0,07 20 89 27,90 24,68
1895 9,64 19,10 27,14 19,71

48,451,6

1910
44,555,53. Lharlottenburg

4. Löln................

5. Dresden ....
6. Essen................

7. Frankfurt a. M.

8. Halle................

1895
41,858,2

5,78,62 94,3 
2,82 79,4 4) 20,6
1,00

3,55,63 96,5 
5,94 97,9 
2,55 86,1

2,1
13,97,541895

3,155,60 4,31
0,05 76,2 23,8
2.05 84.0 16,0
3,43 81,2 18,8
0,54 83.8 16,2
1,65 87,7 12,3

83,9 16,1
94,2 5,8

0.89 6,10
2,18 2,86

10,47 4,69
5,36 10,47
8,41

0,3911. Kiel................

12. Königsberg . .

13. Leipzig.............
14. Lübeck.............
15. Magdeburg . .

16. Mannheim . .
17. München
18. Nürnberg . . .
19. Posen................

20. Schöneberg . .
21. Straßburg. . .

0,29 4,56
17,07 9,53 4,32 3,10
11,80 1,86 2,45 1,32
18,26 4,30 0,16
21,08 9,60 1,46 0,45

4,95 0,13 11,53 11,96
15,83 4,42 2,05
15,03 3,34 3,27
17,73 6,91 2,80
21,60 9,38 2,05
18,43 8,03
13,71 5,14 1,76 0,59

3,13 24.86 25,33 i 23,26 17,24 6,18 0,42 0,08
0,89 20,57 j 19,69 I 20,14 20,50 18,21 0,94
0,48 28,54 28,18 i 21,27 14,34 6,59 6.48 4,93

1910
88,8 11,2
87.3 12,7

67.3 32,7

1910 0,31

1910
17,582,5

90,5 9,5
17,083,0
31,2u8,81910
41,059,01910

88,4 11,61910

Zusammengestellt nach Zeitschr. d. Kgl. preuß. Statist. Bureaus, 42. Zahrg.. 1932, $. 185 
u Statist. Zahrb. deutscher Städte. XVI, S. 444 u 455; XXI, S. 860 f. 

Dachwohnungen wurden gezählt int Zähre 1895: Frankfurt a. M. 3,11, Hannover 0,02, 
Essen (1900): 18,27, Altona 0,004, Halle 3,03, Posen 3,12, Kiel 6,66%. Lreppenzahl, 

d. h. Stockwerkslage, jedoch nicht angegeben.

I) K. = Keller; E.--- Erdgeschoß: M. S. = in mehreren Stockwerken; G. h —(Gan­
zes Haus umfassend. — 2) IV. Stock und höher gelegen. — 3) v. bzw. h. — bei den 
Städten Nr. 1, 3, 4, 15 und 20 vorder- bzw. Hinterwohnungen; bei den andern Num­
mern Vorderhaus- bzw. Hinterhauswohnungen; wo die Unterscheidung nach Vorder­
haus- und Hinterhauswohnungen erfolgt, werden auch diejenigen Wohnungen als „Vor­
derwohnungen" gerechnet, die nach dem Hof gelegen, aber von- der Vorderhaustreppe 
aus zugänglich sind. — 4) Löln würde für 1910 96,5 % vorder Haus Wohnungen ergeben.

geben hier fast durchgängig — etwa mit Ausnahme von Essen — 
ein ungünstiges Bilö der Bauweise. Allgemein verstärkt sich wäh­
rend der jüngsten Zählungsabschnitte die Stockwerkshäufung. Ls



ergibt sich wiederum, daß diese Entwicklung zur gedrängteren Be­
bauung und zur systematischen Anlage der Hinterwohnung sich 
in den Neubaubezirken, d. h. auf an sich billigerem Außen- 
gelände vollzieht. Die Neubauten in den Stadterweiterungsgebie- 
ten und auf dem reichlichen Boden des Außenkreises bringen hier 
nicht eine Milderung, sondern eine Verschärfung der Mißstände 
der Bevölkerungsanhäufung.

Hinsichtlich der Bodenausnutzung in den westfälischen Stabten zeigt 
dagegen die obenerwähnte Wohnungserhebung von 1905, daß nicht we­
niger als 89,91 % sämtlicher Gebäude eine Höhe von nur 1—3 Ge­
schossen haben,' nur 10,09% haben mehr als drei Geschosse. Der Zlach- 
bau herrscht also noch allgemein vor und wird erst neuerdings von der 
Stockwerkshäufung bedrängt.

Überblicken wir die Ergebnisse dieses Abschnitts, so tritt die 
jeder natürlichen und wirtschastsgemäßen Entwicklung widerspre­
chende Tatsache hervor, daß die Zusammendrängung der Bevölke­
rung in Deutschland am stärksten ist in den offenen Städten, auf 
ursprünglich billigem Boden und in den Neubaubezirken, ferner 
zeigt es sich, daß der Flachbau in Deutschland als die überlieferte 
und in einzelnen Gebieten noch jetzt nicht verdrängte Bauform 
anzusehen ist. Die geschichtlichen und verwaltungstechnischen Dar­
legungen des voraufgehenden Abschnitts I S. 26 f. werden durch 
die Statistik bestätigt. Bei dem systematischen Vordringen derStock- 
werkshäufung in den deutschen Städten handelt es sich um eine 
örtlich fremde Erscheinung des jüngsten Zeitabschnitts, die als 
willkürliche Einrichtung von außen in Bezirke und Städte einge­
führt wurde, in denen sie bis dahin nicht oder nur ausnahmsweise 
bekannt war.
B. wohnungs anlag e. rlNetverhältnisse. Wohnungs­

benutzung.
Das Material für die Darstellung der Wohnungszustände wird 

uns zu einem großen Teil durch die Statistik geboten, deren wir 
auf unserem Gebiet sowohl für die Gewinnung selbständiger Er­
kenntnis, wie zur Erläuterung der Ergebnisse der Einzelforschung 
bedürfen. Die Statistik kann jedoch die Vorgänge nur erfassen, 
insoweit sie unter eine zahlenmäßige Einheit zu bringen [mb; 
hierbei ist indes gegenüber der Einheit der Zahl für unsere fol­
genden Erörterungen die Verschiedenheit der tatsächlichen Zu-
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stünde des Wohnungswesens zu berücksichtigen. Durch die zahlen­
mäßige Summierung wird häufig gerade die Ungleichartigkeit 
der Entwicklung, die es zu ermitteln gilt, verwischt, während der 
beliebte vergleich ungleichartiger Zahlen stets zu Mißverständ­
nissen und Irrtümern führt. Zu den öfter gerügten Mängeln bei 
der Anwendung statistischer Zahlen seien folgende Beispiele er­
wähnt :

$üx die Beurteilung der Wohnweise gilt als wesentlich das zahlen­
mäßige Verhältnis zwischen überbauter Fläche und Freifläche. 
Doch gerade hier gibt uns der Zahlenvergleich ein unzutreffendes Bild. 
In Berlin, der am intensivsten bebauten Stadt, sind von der Gesamt­
bodenfläche nur drei Zehntel tatsächlich überbaut,' sieben Zehntel sind 
unüberbaut und entfallen auf Hofflächen, Straßen und sonstige Frei­
flächen. Nach vollständigem Husbau der noch vorhandenen Bauplätze 
wird das Verhältnis der bebauten zur nicht überbauten Fläche wie 
361/4°/o zu 633/4o/0 sein. Berlin ist somit, so paradox es klingt, nach dem 
Zahlenverhältnis der Flächenausnutzung als — eine weiträumig ge­
baute Stadt anzusprechen. Die Erklärung fällt nicht schwer,' die über­
mäßig breiten Straßen dienen nur dem Vorteil der Bodenspekulation, 
die unter diesem Bausystem die Stockwerkshäufung allgemein anwenden 
und auf den Baugrundstücken die Bevölkerung in der schlimmsten weise 
zusammendrängen kann. Allgemein läßt sich sagen, daß in den Städten, 
die den größten Prozentsatz unüberbauter Flächen aufzeigen, die un­
günstigste Wohnweise besteht, wie auch die neueren Bebauungspläne, die 
mit großen öffentlichen Freiflächen prunken, regelmäßig schlechte, an­
fechtbare wohnformen anwenden. — Zur Nennzeichnung der Wohn­
verhältnisse wird ferner die Belegungsziffer der Wohnungen Herange­
zogen, deren Entwicklung in Deutschland seit Jahrzehnten bis zum 
Eintritt der jüngsten Wohnungsnot einen Rückgang aufwies. Die 
hieran geknüpften Schlußfolgerungen sind indes irrtümlich und ent­
springen einer einseitig-fehlerhaften Anwendung der Statistik,' denn die 
Minderung der Belegungsziffer in den Wohnungen beruhte nicht auf 
einer Besserung des wohntypus, sondern vor allem auf dem rapiden 
Rückgang der Geburtenhäufigkeit. Bei den hierdurch eintretenden Ver­
schiebungen mag sich sogar geradezu eine Verschlechterung der Wahn- 
verhältnisse ergeben, wenn nämlich an Stelle der Rinder Familienfremde 
(Schlafleute usw.) in die Wohnung aufgenommen werden,' s. unten 
5. 59. — Auch die Statistik des Verhältnisses von Einkommen und woh­
nungsmiete kann (worauf gerade von den Verfechtern des vorherrschen­
den deutschen Bausystems hingewiesen wird) zu ungenauen Folgerungen 
Anlaß geben; für die unterste Stufe der wohnungsmiete wird in der 
Cat das Verhältnis des Mietaufwandes zu dem Einkommen nicht immer 
zu allgemeinen Schlußfolgerungen verwendbar sein.

(Ein wertvolles Zahlenmaterial bietet uns die Tabelle 4, in der 
ich zwei Zahlenreihen verbunden habe, 1. die prozentuale ver-
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teilung der Mohnungen nach der Zahl der lvohnräuine; 2. die 
prozentuale Verteilung der Bevölkerung innerhalb der ein­
zelnen Größenklassen der Wohnungen. Die Tabelle gibt uns dem­
nach sowohl den Anteil der einzelnen Wohnungsgrößen einer Stadt^ 
wie auch die — hiervon häufig stark abweichende — Verteilung 
der Bevölkerung unter die verschiedenen Wohnungskategorien. Zu 
bemerken ist, daß die Tabelle nach den neueren Grundsätzen der 
Statistik aufgenommen wurde, die jeden abteilbaren Raum (auch 
die Rüche) als Wohnraum zählt und den früheren, nicht allgemein 
(namentlich nicht für West-Deutschland) anwendbaren Begriff des 
„heizbaren Zimmers" aufgegeben hat. Line Wohnung von zwei 
„wohnräumen" stellt indes bei der Verschiedenheit des Grund­
risses in Berlin, Magdeburg, München eine ganz andere wohn- 
form dar als in Essen, Aachen, Lübeck. Ferner ist je nach der haus- 
form — Massenmietshaus, Mehrwohnungshaus, Rleinhaus — 
die Wohnungsanlage eine verschiedene.

Im einzelnen ist zu den Zahlen der Tab. 4 zu bemerken:
Der Anteil der Wohnung von einem wohnraum erscheint in der 

Tab. 4 als ein recht großer,' durchgängig aber ist hier die Bewohner­
zahl eine viel niedrigere als es dem Verhältnis zu der Zahl der woh- . 
nungen entsprechen würde. Die Ursache liegt — was kaum der Hervor­
hebung bedarf — darin, daß die einräumige Wohnung in erheblichem 
Umfang von einzelstehenden Personen oder von kleinsten Haushaltungen 
besetzt wird, wenn auch allerdings leider in nicht geringer Zahl viel­
köpfige Familien in solchen Behausungen wohnen. Die zweiräu-- 
mtge Wohnung nimmt nach der Zahl der Wohnungen die erste Stelle 
ein in Städten mit Mietskasernenbebauung, wie Berlin, München und 
Posen, ferner in den rheinischen Städten Düsseldorf und Aachen, sowie 
in Regensburg, wobei indes allgemein (mit Ausnahme von Posen) die 
Quote der Bewohnerschaft dieser Wohnungsgattung hinter dem Anteil 
an der wohnungszahl zurücksteht, von großer Bedeutung ist die drei­
räum ige Wohnung, der in 14 Städten (Breslau, Charlottenburg, 
Köln, Dortmund, Dresden, Essen, Halle, Kiel, Lichtenberg, Magdeburg, 
Ueukälln, Schöneberg, Stettin, Wilmersdorf) die erste Stelle des Anteils 
an den Wohnungen wie an der Bewohnerschaft zusteht, während sie die­
sen Rang in Chemnitz hinsichtlich der wohnungszahl, in Berlin, Mün­
chen, Düsseldorf, Aachen hinsichtlich der Bewohnerschaft einhält. Die 
vierräumige Wohnung hat' den stärksten Ankeil in Hamburg, Leip­
zig, Linden, Lübeck für beide Quoten, in Altona hinsichtlich des Woh­
nungsanteils und in Chemnitz hinsichtlich der Bewohnerschaft. Line Son­
derstellung nimmt Hannover ein, insofern hier die fünfräumige Woh­
nung sich an der Spitze der Anteilsziffern für Wohnungen und Bewohner 
behauptet.
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Bei den Wohnungen von fünf und mehr Bäumen treten große Ab­
stände hervor, die um so bemerkenswerter sind, als in vielen Zöllen die 
betreffenden Itädte unserer Tabelle lediglich einseitig entwickelte Teil­
gemeinden einer größeren Iiedelungseinheit sind. Betrachten 
wir z. B. die Einheit Groß-Berlin, so zeigt sich, daß Neukölln und Lich­
tenberg nur 9,16 bzw. 9,69o/o der Einwohnerschaft in größeren Woh­
nungen zählen, während der entsprechende Anteil in Eharlottenburg 
rund 40o/o, in Ichöneberg 44%, in Wilmersdorf gar 57% beträgt. Eine 
solche Einseitigkeit des Ziedelungswesens erscheint wenig erwünscht- sie 
widerlegt auch die vielfach vorgebrachte Behauptung von der „sozialen 
Mischung" der Einwohner in der Mietskaserne. Es ist bekannt, daß west­
liche Nachbargemeinden von Groß-Berlin in den Verträgen über Ge­
ländeerschließung die Anlage von Kleinwohnungen verboten und durch 
Aufschließungsverträge den Bau von..Wohnungen bis zu drei wohn- 
räumen schlechthin untersagt haben. — Über die seitens einer Berliner vor- i 
ortgemeinde geschlossenen Verträge, die die Errichtung von Arbeiter- ! 
Wohnungen untersagen, vgl. meine Abhandlung preuß. Jahrb. B. 144, 1 
f).3, S.448. 1

$ür das Deutsche Reich gibt eine Zählung vom 31. Mai 1918, die sich 
auf sämtliche Gemeinden von mehr als 5000 Einwohnern, sowie auf 
kleinere Gemeinden von wohnungspolitischem Interesse (Industrieorte) 
erstreckte, die Verteilung aller Wohnungen nach drei Größenklassen, 
sowie die der Kleinwohnungen nach der Zahl der Bäume. Es bestätigt 
sich hierbei, daß die Bäumezahl an sich — ohne Berücksichtigung des 
Haustypus und des Wohnungsgrundrisses — kein hinreichendes Urteil 
über die Wohnverhältnisse gestattet; Hdb. d. Ww., 4. Bus!., $. 184.

Die Entwicklung des Wohnungswesens unter dem heutigen Bausystem 
zeigt für Berlin folgende Ziffern: nach der Grundstücksaufnahme von 
1905 bestanden 4452 Wohnungen mit 7295 Bewohnern nur aus einer 
Küche; von diesen hatten 143 eine Bewohnerschaft von 5—12 Personen. 
2119 Wohnungen mit 5696 Bewohnern hatten kein heizbares Zimmer; 
hierunter waren 187 Wohnungen aus einem einzigen unheizbaren Zim­
mer bestehend mit 5—11 Bewohnern. 34254 Wohnungen mit 53 963 
Bewohnern bestanden nur aus einem heizbaren Zimmer ohne jeden Ne­
benraum; 645 dieser Wohnungen hatten eine Bewohnerzahl von 5—10 
Personen. Wohnungen der fjauptform von einem heizbaren Zimmer mit 
Küche ohne weitere Nebenräume waren 189018 mit 620 138 Bewoh­
nern vorhanden; unter diesen wurden 41 346 gezählt mit 5—13 Bewoh­
nern. Hierzu treten noch 25 585 Wohnungen der gleichen Form von 
einem heizbaren Zimmer und Küche, jedoch mit 1—2 nicht heizbaren 
Nebenräumen und einer Bewohnerschaft von 101717 Personen. Insge­
samt umfaßt diese Unterstufe der Wohnungen, die nur ein heizbares 
Zimmer oder nur unheizbare Zimmer besitzen, im Jahre 1905 788 809 
Bewohner. In diesen Bäumen wohnten 25 424 Familien mit Zchlafleu- 
ten, 3609 Familien mit Zimmerabmietern und 108 mit Ichlafleuten und 
Zimmerabmietern zugleich. In den Wohnungen von 1—2 Bäumen 
allein wurden 4246 Zimmerabmieter und 35 754 Lchlafleute gezählt.
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(Statist. Jahrb., 31. Jahrg., S. 145; Grundstücksaufnahme von 1905, 
S. 57 und 94). — Nach der Zählung von 1910 befanden sich in den Woh­
nungen von 1—2 Räumen (Stube und Rüche) 20 545 Haushaltungen mit 
Schlafleuten, 3143 mit Zimmerabmietern und 36 mit Schlafgängern und 
Zimmerabmietern zugleich, bei der Wohnung von drei Räumen (Stube, 
Rammerund Rüche) waren die entsprechenden Ziffern 28272,14090 und555.

In der jüngsten Berliner Rufnahme vom 31. ITtai 1918 weist gegen­
über dem Jahre 1905 die einräumige Wohnung eine starke Vermehrung 
auf; sowohl die aus einem Raum ohne Rüche (Wohnküche) wie die nur 
ausweinet Rüche ohne weiteren Raum bestehenden Wohnungen haben zu­
genommen. Rus diesem Umstand ergibt sich, daß hier gegenüber dem 
oben geschilderten Stande von 1905 keine wohnungstechnische Verbesse­
rung stattgefunden hat; andererseits wird man aus den Zahlen nicht un­
bedingt guf eine allgemeine Verschlechterung schließen müssen, insofern 
es sich bei der einräumigen Wohnung z. T. um Rbvermietung an allein­
stehende Personen handeln mag. Die Wohnung von Stube und Rüche 
behauptet in absoluten Ziffern ihre alte Stellung, zeigt indes keine 
weitere Zunahme, wobei allerdings zu bemerken ist, daß infolge des Weg­
falls des Begriffs „heizbares Zimmer" eine Verschiebung der mit einem 
nicht heizbaren Nebenraum ausgestatteten Rleinwohnung nach der (Ober­
stufe eingetreten ist. Hinsichtlich der Mietpreise umfassen Mai 1918 die 
Stufen von 300 bis 500 M. mit 200 000 Wohnungen bereits den Haupt­
teil der eigentlichen Rleinwohnung. Line größere Bedeutung besitzt 
noch die Stufe von 600 bis 800 M. Seit Mai 1918 hat auf dem Gebiet 
der Rleinwohnung und der kleinen Mittelwohnung, wie bekannt, eine 
erhebliche Preissteigerung stattgefunden, so daß die Zahlen von 1918 
in dieser Beziehung überholt sind. von wesentlicher Bedeutung ist end­
lich, daß die Berliner Rleinwohnung an sich einen wenig günstigen woh- 
nungstypuz darstellt; vgl. unten.

Für München gibt Prof. Max v. Gruber folgende Zahlen: „30o/o 
der gesamten Münchener Bevölkerung leben in Wohnungen mit ein und 
zwei ,wohnräumen' (Zimmer, Kammer, Rüche), 48o/0 mit ein, höchstens 
drei wohnräumen. In den eigentlichen Rrbeitervierteln, wie im ^.Be­
zirk steigen die prozentzahlen auf 52 bzw. 77o/0. Lin viertel aller Mün­
chener hat weniger als 14 cbm Schlafraum; im 18. Bezirk müssen rund 
39o/o sich mit einem so geringen Luftkubus begnügen. Ein viertel aller 
Münchener Wohnungen sind ,Teilwohnungen', d. h. Bruchteile einer §a- 
milienwohnung. Rund 59% aller einräumigen, und 490/0 aller zweiräu- 
migen Wohnungen sind derartige Teilwohnungen. Rund 80000 Men­
schen wohnen so in München. Dazu kommt noch, daß in den Bezirken, wo 
die breiten Schichten wohnen, ein großer Teil der Wohnungen Schlaf­
gänger zu beherbergen hat. Dies trifft im 15. und 16. Bezirk bei rund 
einem Sechstel aller Wohnungen zu. Rm grellsten werden die Wohnungs­
zustände vielleicht durch die Tatsache beleuchtet, daß rund 17 000 Mün­
chener unter Bettmangel leiden (Bericht v. 7. Juli 1908). — Die Not­
stände im Münchener Wohnungswesen nach einer Rufnahme des Jabxes 
1920 schildert Dr. (Epstein, Zeitschr. f. Wohnungswesen in Bayern,
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März 1921, $. 28 f. Wohnungsüberfüllung, Untermischung von Per­
sonen verschiedenen Geschlechts und Hlters, Bettenmangel, engste Berüh­
rung mit Kranfen zählen zu den häufig festgestellten Erscheinungen, 
„wer beruflich Gelegenheit hat, diese Wohnungen zu besuchen, kann 
nur mit Schrecken daran denken, daß in diesen mit wasserdampf ge­
sättigten, mit den Ausdünstungen von Menschen erfüllten, meist dunkeln 
und oft beim besten willen nicht sauber zu haltenden Räumen Menschen 
atmen, Frauen gebären, üäter von der Arbeit rasten und Rinder heran­
wachsen sollen."

hinsichtlich de5 Mietpreises ist es schwierig, einen einheit­
lichen Maßstab, wie ihn die Statistik gebraucht, in zureichender 
weise zu gewinnen. Selbst bei gleichartigem wohnungstppus zei­
gen die preise der Wohnungen innerhalb jeder einzelnen Stadt 
nach Lage und Alter der Gebäude, nach Stockwerkshöhe und In­
standhaltung große Abweichungen. Bei interlokalen vergleichen 
tritt die uns zum Teil bereits bekannte Verschiedenheit der ört­
lichen wohnform hinzu. Die Statistik kann im allgemeinen nur 
die Durchschnittsziffern der einzelnen Städte zusammenfassen 
und die tatsächlichen Unterschiede und Gegensätze nicht oder nur 
wenig berücksichtigen.

Immerhin lassen sich aus den statistischen Zahlen, und nament­
lich aus den fortlaufenden Ziffern der Zählperioden innerhalb 
der gleichen Stadt, bestimmte Richtungen der Mietpreisentwick- 
lung feststellen. Die Mieten zeigen in Deutschland bis zum Jahre 
1914 ein starkes und stetiges Ansteigen. Die Mietssteigerungen 
erfolgen vielfach ohne jeden Zusammenhang mit den bevölke­
rungspolitischen, bautechnischen und wirtschaftsgemäßen Voraus­
setzungen, öfter sogar im geraden Gegensatz zu diesen, d. h. bei 
Rückgang der Bevölkerungsvermehrung, bei Zunahme der Bau­
tätigkeit, bei sinkenden Arbeitslöhnen. Ferner ergibt es sich, 
daß die Wohnungsverteuerung am stärksten ist in den Städten mit 
Mietskasernenbebauung.

(Ein umfangreiches Material über die Entwicklung der Rleinwoh- 
nungsmieten in Deutschland und dem Auslande wird in den jüngsten 
Untersuchungen des Vereins für Sozialpolitik (Schriften, Bb. 145, I. u. 
II. Teil, Leipzig 1914s.) mitgeteilt. Die Erhebungen beziehen sich haupt­
sächlich auf den Zeitraum von 1890/1910 und gehen im einzelnen bis 
1912. Für den Abschnitt 1890/1910 zeigt sich in den verschiedenen 
Großstädten allgemein eine Mietssteigerung von 30—35%; in München 
ist für die Zeit von 1895 bis 1912 eine Steigerung von 50% zu ver­
zeichnen, wovon auf den Zeitraum 1905/12 allein 30% entfallen. Die
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Mietserhöhungen dieses Zeitabschnittes fallen zusammen mit einer all­
gemeinen Steigerung der Kosten der Lebenshaltung. Im Großherzogtum 
Dessen betrug (nach dem Bericht des wohnungsinspektors 1913) die 
Steigerung 1910/12 in einer großen Rnzahl von Gemeinden 25—3373% 
und erreichte in einzelnen Fällen einen noch höheren Satz. — In West­
falen hat der Bericht des Kleinwohnungsvereins für das Jahr 1908 
eine Zeit wirtschaftlichen Rückgangs zu verzeichnen,- trotzdem ergab sich 
„eine empfindliche Steigerung der Mieten bei sinkenden Lohn­
sätzen". vgl. über Mietssteigerung bei rückläufiger Konjunktur Handbuch 
des Wohnungswesens, 4. Ruft., S. 154. — Rus den Mietpreiserhebun­
gen, die eine Reihe von Großstädten und die Zeitfolge von 1890—1905 
umfassen, geht ferner hervor, daß die Mietverteuerung in Deutschland 
aus dem Osten kommt. Richt der Westen mit seiner hochentwickelten In­
dustrie, seinen im allgemeinen höher stehenden Löhnen, seiner teureren 
Lebenshaltung, seiner wohlhabenderen Bevölkerung hatte in jenem Zeit­
abschnitt die teuersten Mieten,- sondern diese finden sich im Osten. Der 
Berliner Vorort Neukölln mit einer überwiegenden Rrbeiterbevölke- 
rung und zahllosem Proletariat zeigte höhere Mietziffern als — Köln 
mit seiner gemischten und wohlhabenden, z. T. sogar reichen Einwohner-
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i schaft. Die Mieten in Breslau und Posen stehen durchschnittlich ebenso 
hoch wie in Hannover, wir sehen auch hier, daß die Mißstände der Woh­
nungsverteuerung in Deutschland nicht auf natürliche Vorgänge zurück­
zuführen sind, sondern daß sie auf bestimmten bau- und verwaltungs­
technischen Einrichtungen beruhen.

wegen der Entwicklung im Ruslande im gleichen Zeitabschnitt vgl. 
Karl v. Tpszka, Löhne und Lebenskosten, Schriften des Vereins für 
Sozialpolitik, Bd. 145, III. Teil, S. 278: „Im Gegensatz zum englischen 
Rrbeiter, dessen Lebenskosten infolge des Rückgangs der Mietrenten im 
letzten Jahrzehnt geringer gestiegen sind als die Haushaltskosten allein, 
ist der deutsche Rrbeiterhaushalt durch die Steigerung der Mietpreise 
besonders im letzten Jahrzehnt, noch beträchtlich mehr belastet worden" ; 
s. auch a. a. O. S. 211. Die Gestaltung der Mietwerte in Frankreich er­
gibt nach v. Tpszka, a. a. CD. S. 48, in dem auf einen Bewohner ent­
fallenden Mietbetrag in den 22 Jahren 1878—1900 eine Steigerung 
von 19 Fr. oder zirka 10%. — In Belgien ist der Stand der woh­
nungsmieten ein wesentlich niedrigerer als in Deutschland,' s. Eber- 
stadt, Neue Studien, Bd. I. Die Mieten in Holland sind trotz neuerer 
Erhöhungen selbst in den Großstädten mit Stockwerksbau erheblich, in 
den Städten mit Flachbau bedeutend niedriger als in Deutschland. Un­
günstige Mietsverhältnisse finden sich dagegen in den wiener Miets­
kasernen. Bei der Bewertung der niedrigeren Mieten der Flachbaulän­
der sind außerdem die Vorzüge der Wohnweise — günstigere wohnform, 
private Freiflächen — in Betracht zu ziehen.

Unter den Nieinwohnungen ist ein großer Teil mit einer über­
mäßigen Bewohnerzahl belegt. (Eine mechanische Grenze für die 
Personenzahl, die in unbedenklicher weise in einem Raum unter *



gebracht werden kann, läßt sich schwer ziehen. Einerseits ist die 
Größe des Raumes zu berücksichtigen. Andererseits ergibt die 3u- 
sammendrängung der Insassen einer Wohnung eventuell mit Fa­
milienfremden in einer geringen Anzahl von Räumen unter 
allen Umständen sittlich und gesundheitlich schlechtere Bedin­
gungen als die Verteilung der Bewohner auf eine größere Un­
zahl, wenn auch kleinerer Räume. 3nt allgemeinen pflegt man in 
Deutschland eine Belegung von fünf Personen für je einen Raum 
als höchstzahl zu bezeichnen, während in England bereits eine 
Belegung mit mehr als zwei Personen auf den Raum als Uber­
füllung gilt.

vgl. hierzu R. Ruczynski, Wohnungsfrage, Bericht 39. Ver­
sammlung Der. f. öfftl. Gesundheitspflege. Einen genauen Einblick in 
die großstädtischen Wohnverhältnisse gewähren die Erhebungen der 
Krankenkassen. Die jährlichen Wohnungserhebungen der allgemeinen 
Ortskrankenkasse Berlin (bearbeitet von Ulbert Rohn) behandeln die 
Wohnverhältnisse der Rassenmitglieder in regelmäßigen Veröffentlichun­
gen. — 3n einer Sdjnft von Alb. 5 üd ekum wird hingewiesen auf die 
sexuellen Dinge, die die Rinder in der Mietskaserne beobachten und 
nachahmen. Verfasser schildert (Großstädtisches wohnungselend, 3. Aufl., 
5.42) die „unbegreifliche Verderbtheit", zu der die Rinder in der Um­
welt des Massenmietshauses verführt werden. Die Ausführungen ver­
dienen besondere Beachtung, weil sie einen schweren Mißstand hervor­
heben, der nur bestimmten großstädtischen Wohnungsverhältnissen eigen­
tümlich und, wie die Erörterungen a. a. O. zeigen, wohl vermeidbar ist.

3n den Rleinwohnungen besteht eine weit verbreitete Bettenno 1. 
vielfach ist für Personen, deren Trennung nach Alter oder Geschlecht 
erforderlich ist, kein eigenes Bett vorhanden. Der Mißstand ist teilweise 
auf Armut, in großem Umfang aber lediglich auf Mangel an Raum für 
die Aufstellung der Betten zurückzuführen, vgl. die Erhebung der Ber­
liner Drtskrankenkasse 1916 s.; Bericht des hessischen Wohnungsinspek­
tors für 1909, 5. 31 und die 5childerung von v. Grub er oben 5.60.

Die Unlage der Aborte ist in den Vielwohnungshäusern oftmals eine 
unzureichende und die Benutzung durch eine Mehrzahl von Familien fin­
det sich überaus häufig. 3n Berlin betrug im Jahre 1910 die Zahl der 
Wohnungen mit gemeinsamem Abort noch 47% der Gesamtziffer; 
da diese Einrichtung in der Hauptsache nur bei der Rleinwohnung be­
steht, ist der auf diese Wohnungsgattung entfallende Prozentsatz be­
trächtlich hoher.

Zu den schwersten 5chädigungen in den Rleinwohnungsverhältnissen 
zählt das 5chlafgängerwesen. Wegen der Berliner und Münchener Zu­
stände vgl. oben 5.59; in Hamburg ist der Prozentsatz der Wohnungen 
mit 5chlafgängern in den fünf Jahren von 1900—1905 von 19,35% auf 
21,82% gestiegen.
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C. Gesundheitliche Verhältnisse.
hausform und Wohnweife haben den wesentlichsten Einfluß 

auf die gesundheitlichen Verhältnisse der Bevölkerung. Der jüngste 
Abschnitt des Städtebaues fällt, wie wir zuvor sahen, zeitlich 
zusammen mit der Ausbildung der hygienischen Einrichtungen, 
und wir können für seine Anfänge wohl geradezu dre neue Städte­
hygiene als das gegebene Rennzeichen ansetzen. Um so wider­
spruchsvoller mag es danach erscheinen, daß die neuere Reform 
des Wohnungswesens in Deutschland ihre schwersten Rümpfe ge­
rade gegen solche Stellen zu führen hatte, die sich mit der Be­
rufung auf die Hygiene deckten. Der scheinbare Widerspruch er­
klärt sich zur Genüge aus der früher geschilderten Entwicklung des 
Wohnungswesens im 19. Jahrhundert. 3n den festländischen Staa­
ten verband sich (im Gegensatz zu England) die Einführung der 
Städtehygiene mit dem Eindringen der schlechtesten Bau- und 
wohnformen (oben S. 24/25). Die hygienischen Einrichtungen 
wurden vielfach zu Surrogatmaßnahmen, die die Miets­
kaserne und die Stockwerkshäufung erträglich machen sollten, 
während die gesundheitliche Bedeutung des wohn- und Siede- 
lungswesens völlig verkannt wurde.

Noch in der jüngsten Zeit wird von den Befürwortern der Stockwerks­
häufung die große Zahl der hier notwendigen behördlichen Eingriffe 
als ein Vorzug angesehen und es wird geradezu behauptet, daß „hygie­
nisch" die Mietskaserne günstiger sei als das Rleinhaus, weil — bei die­
sem minder strenge baupolizeiliche Vorschriften gelten, hinsichtlich 
seiner Logik steht der Satz auf der hohe der Behauptung, daß ein gesun­
der Mensch weniger wohl ist als ein Rranker, weil der Gesunde we­
niger Medizin gebraucht. Daß das Ansehen der Hygiene durch solche 
mißbräuchlichen Behauptungen nicht gefördert wird, ist kaum der Be­
gründung bedürftig. Demgegenüber erübrigt sich fast der Hinweis, daß 
die neuere Städtehygiene eine Schöpfung der Länder mit Uleinhaus­
system ist und daß sie hier, eben als vorbeugende Maßnahme, ihre 
vollen Erfolge gezeitigt hat.

3u den gesundheitlichen Hauptforderungen, die im Interesse der 
Erwachsenen und namentlich der Rinder zu stellen sind, gehört die 
leichte Erreichbarkeit der freien Luft und die Bewegung außerhalb 
der geschlossenen wohnräume. Der Begriff einer zureichenden 
Wohnweife umfaßt nicht nur eine gewisse Zahl von Quadratme­
tern überbauter Fläche, sondern er erstreckt sich naturgemäßer-
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weise auch auf die die Wohnung umgebenden Luftverhältnisse, 
hieraus ergibt sich auch für das gesundheitliche Gebiet die Bedeu­
tung der Bauformen. Der Erfüllung der obigen Forderung steht 
das System der Stockwerkshäufung in einer doppelten Richtung 
entgegen- die Bauform als solche und der mit der Stockwerkshäu­
fung verbundene gesteigerte Bodenpreis verhindern die Zuteilung 
privater Freiflächen zu den einzelnen Wohnungen - die Stockwerks­
lage erschwert das verlassen der Wohnung und verhindert die Be­
aufsichtigung der Rinder. Die Anordnung öffentlicher Freiflächen
— so notwendig sie im übrigen bei wirtschaftlichem Maßhalten ist
— vermag in keiner Weise für eine fehlerhafte Anlage der Wohn- 
formen Ersatz zu bieten.

Gegenüber den Fachgenossen, die sich seither zumeist auf dem Gebiet 
der Surrogatmaßnahmen bei Stockwerkshäufung betätigten, haben na­
mentlich Alfred Grotjahn, F. Raup, DT. v. Gruber neuerdings 
den gesundheitlichen wert des Bausystems vorangestellt. In knapper 
Formulierung wird die gesundheitliche Bedeutung der wohnweise von 
(L Flügge gekennzeichnet: „Die Besiedelungsdichte und das 
wohnen in hohen Stockwerkshäusern, das dem Großstädter 
reichlichen Aufenthalt'und Bewegung im Freien unmöglich macht, ist 
als hauptsächlichste Ursache für die Verschlechterung der 
Konstitution der Großstädter anzusehen." (Sperrdruck des 
Originals),' Großstadtwohnungen und Kleinhaussiedelungen. Jena 1916, 
S. 123.

3u den Krankheiten, die ärztlicherseits mit unzureichenden 
Wohnverhältnissen in Verbindung gebracht werden, zählt die 
Rhachitis — Knochenerweichung, Verkrümmung — die sich bei 
Kindern in Stockwerkswohnungen häufig, im Kleinhaus dagegen 
selten findet. Der Zusammenhang mit dem Bausystem ist bei dieser 
Krankheit, einem der schlimmsten Schädlinge städtischer volksent- 
wicklung, nach verschiedenen Richtungen festgestellt.

Die Rhachitis wurde in den eingehend geführten Untersuchungen 
als „eine ausgesuchte Großstadtkrankheit" bezeichnet. Es handelt sich 
indes, wie die einschlägigen medizinischen Arbeiten im einzelnen zei­
gen, nicht um eine Großstadtkrankheit schlechthin, sondern lediglich 
um ein in Verbindung mit einem schlechten wohnungssystem auftreten­
des Übel. Alfred Grotjahn kennzeichnet die Zusammenhänge fol­
gendermaßen: „Zu meinem größten Erstaunen wurde ich gewahr, daß 
die Krankheit, die sich in Berlin und seinen Vororten an der DTehrzahl 
der sorgfältig gekleideten Proletarierkinder schon im vorübergehen 
diagnostizieren läßt, mit verschwindenden Ausnahmen unter den zer­
lumpten Rangen des Londoner Arbeiterviertels vollkommen fehlt. 

stltiKB 709: Eberstadt, Wohnungswesen
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vielmehr weisen die Rinder einen ganz vortrefflichen Ernährungszustand 
auf, sind rotwangig und kräftig in allen ihren Bewegungen. Das Lon­
doner Arbeiterkind ist eben trotz der ungeheuren Große der Stadt in 
viel höherem Maße Freiluftwesen als die deutschen Rinder in den mit 
Mietskasernen bebauten Groß- und Mittelstädten Deutschlands, die mit 
Treppen und Rorridorabschlüssen dem Rinde den weg ins Freie erschwe­
ren und namentlich den eigentlich selbstverständlichen Aufenthalt des 
kleinen Rindes in Hof und Straße immer erst zu einer Rktion machen, 
die wegen ihrer Umständlichkeit kaum täglich und dann nur für kurze 
Zeit ins Werk gesetzt wird. (Es ist sicher kein Zufall, daß man in den 
schottischen Großstädten, die in deutscher Rrt mit hohen Mietskasernen 
bebaut sind, auch wieder zahlreiche rhachitische Rinder antrifft." So­
ziale Pathologie. Berlin 1912, S. 371. Vgl. hierzu die Darlegungen von 
Südekum, Großstädtisches wohnungselend, S. 32, Mey (in erster 
Linie kommt der Rufenthalt in geschlossenen und überfüllen Raumen in 
Betracht), Ginder, v. Hansemann, Georg Levy, Lanzen-, 
d orf und Ras s o witz (mangelhafte Luftzufuhr in den Wohnungen 
der wiener Mietskasernen Ursache der Rhachitis).

Untersuchungen über das Gedeihen der Rinder und die Sterblichkeits­
ziffern unter verschiedenen Wohnverhältnissen — Rleinhaus, Stock­
werksbau, beschränkte und größere Räumezahl der Wohnung — werden 
mitgeteilt von I. Raup, Handwörterbuch der sozialen Hygiene II, 
5. 821 f. Bei den auf die größere oder kleinere Zahl der wohnräume be­
züglichen Ziffern ist indes, im Gegensatz zu den vorerwähnten gleich­
artigen systematischen Umständen, die Verschiedenheit der Einkom- 
menverhältnisse zu berücksichtigen, worauf Raup a. a. (D. S. 824 hin­
weist. vgl. die Statistiken über die günstigen Sterblichkeitsziffern in 
Kleinwohnungen von Ulm und in Gartenstädten, Grotjahn soziale 
Pathologie, 5. 629.

Für die Frage der Säuglingssterblichkeit, ein Hauptstück des 
Bevolkerungsproblems, ist neben dem Einkommen und der Lebenshal­
tung der Eltern als subjektivem Faktor die Wohnung als objektiver 
Faktor in Betracht zu ziehen. Die Beziehungen zwischen Wohnungstypus 
und Säuglingssterblichkeit wurden zuerst hervorgehoben von Dr. Mei- 
nert, Dresden, in einer im Jahre 1888 veröffentlichten Rbhandlung. 
vgl. auch prausnitz, Säuglingsernährung, S. 109. Eine Untersuchung 
von Dr. h. Liefmann und Dr. RI fr et) Lindemann über die Lokali­
sation der Säuglingssterblichkeit in Berlin und ihre Beziehungen zur 
Wohnungsfrage (Medizinische Ktinif 1912, Nr. 26, 27 und 28) ergab, daß 
die Bezirke niedriger Sterblichkeitsziffer die Rltstadt (trotz einer nicht 
geringen Geburtenzahl) und der Südwesten nebst Tiergartenviertel sind 
mit 16,3%, 10o/o und 15 o/o der Lebendgeborenen,- die Bezirke mit höch­
ster Sterblichkeitsziffer sind — die Stadterweiterungsbezirke, Gesund­
brunnen und Wedding, also Neubaugebiete, mit 31,2 und 24,7%. 
„Die Peripherie der Stadt, d. h. also das Bausystem der letzten 
Jahrzehnte, zeigt die allergrößte Mortalität." während fer­
ner in Berlin im Jahre 1910 nur 48,4% der Wohnungen in hinterhäu-
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jern lagen, beträgt der Anteil der Hinterwohnungen an der Säuglings­
sterblichkeit 70o/o. Die Verteilung nach der Stockwerkslage zeigt „ein 
gleichmäßiges Ansteigen der Sterbefälle mit der höhe der Stockwerke".

Beziehungen zwischen Rinderzahl und Wohnung ergeben 
sich nach zwei Richtungen,- einmal hinsichtlich der Unterkunft kin­
derreicher Famuien, ferner hinsichtlich der Einwirkungen der 
Wohnverhältnisse auf die Geburtenhäufigkeit.

Die Klagen über die Schwierigkeiten, die den kinderreichen Familien 
in den Großhäusern gemacht werden, sind so allgemein, daß sie kaum 
mehr der (Erläuterung durch Beispiele bedürfen. Der hausvesitzer im 
Vielwohnungshaus wünscht aus verschiedenen Gründen keine Familien 
mit Kindern und bevorzugt die kinderlosen Ehepaare. — Daß unzurei­
chende Wohnverhältnisse zu den Umständen zählen, die ein herabgehen 
der Geburtenhäufigkeit bewirken, wird kaum einem Zweifel unterliegen, 
vgl. A. Grotjahn, Geburtenrückgang, Geburtenregelung 1914, 
$. 346: „Die Kinderbeschränkung wird in der städtischen Bevölkerung 
immer mehr sich ausdehnen, wenn wir nicht den unglücklichen Kasernen« 
tppus durch die weiträumige Bauweise wenigstens von jetzt ab abzulö­
sen beginnen." Die Gebürtigkeitsziffern betragen in Berlin:

1880 1890 1900 1905 1910 1913
39,94 31,86 26,72 24,60 21,45 19,61 %0

Im Zusammenhang hiermit zeigt die für die Beurteilung des Woh­
nungswesens wichtige Hausstandsziffer (durchschnittliche Zahl der Mit­
glieder einer Haushaltung) folgenden Rückgang:

1871 
4,62

1880 1919
3,21 Personen.

Rach Silbergleit, Statistisches Jahrbuch der Stadt Berlin, 32. 
Jahrg., 1913, S. 111, wurden vom Rückgang der Fruchtbarkeit gerade 
die Stadtteile mit breiten Schichten der Arbeiterbevölkerung am meisten 
betroffen.

Der in den obigen Zahlen ausgedrückte außerordentliche Rück­
gang der Geburtenziffer ist zu berücksichtigen, wenn Ziffern der 
Wohnungsbelegung aus verschiedenen Zählperioden verglichen 
werden. Auf die Fehlschlüsse, die sich bei Nichtbeachtung dieses 
Umstandes einstellen, wurde oben $.56 hingewiesen.

Nach einer von dem um das Siedelungswesen hochverdienten Landrat 
Bert hold (Blumenthal bei Bremen) für das Jahr 1915 zusammen­
gestellten Tabelle, die eine Anzahl von hannoverschen Kreisen umfaßt, 
ergibt sich, daß diejenigen Kreise, die in der Ansiedelung das Klein- 
Hans mit Landzulage festhalten, für die Geburtenhäufigkeit und den Be­
völkerungsüberschuß Ziffern ausweisen, die über die Zahlen der rein 
städtischen, mit Stockwerkshüufung und Vielwohnungshaus bebauten 
Kreise um die Hälfte und mehr hinausgehen.

1910
4,26 3,72
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Einwirkungen auf die gesundheitlichen Verhältnisse können er­
folgen durch die Stockwerks!age der Wohnung und durch die 
Form der Anlegung einer Wohnung innerhalb eines Gebäudes.

Die sog. Kellerwohnungen werden allgemein als der Gesundheit ab­
träglich betrachtet, insbesondere für die Kinder. Die hoch gelegenen 
Stockwerke bieten den Nachteil des Treppensteigens, der sich insbesondere 
bei Zrauen -schwangeren) und kleinen Kindern geltend macht. Auch 
wird eine etwa vorhandene Rnlage zu organischen Leiden, wie Herz­
leiden, ungünstig beeinflußt (Dr. med. VO. Feilchenfeld, Lharlotten- 
burg). Nach den Feststellungen von L. $ lüg ge fmden sich in den viel- 
jtötfigen Vielwohnungshäusern die ungünstigsten Wärmeverhältnisse. In 
Mietskasernen ist die Steigerung der Schädigungen in den höchsten Stock­
werken statistisch nachzuweisen,' Großstadtwohnungen 1916, S. 74. Die 
hohe Treppenlage bewirkt ferner, daß den Bewohnern das verlassen 
der Wohnung erschwert und nicht genügende Bewegung in freier Luft 
gegeben ist. Vgl. oben S. 65.

Bezüglich der Dachwohnungen ist zu unterscheiden: 1. ob sie un­
mittelbar unter der Bedachung oder mit Anwendung einer Isolierung 
(Wärme- und Kälteschutz) gebaut sind' 2. ob ihre Anlegung als Zube­
hör bei dem Kleinhaus oder zur Steigerung der Stockwerksausnutzung 
bei dem Vielwohnungshaus erfolgt. Die eigentlichen (nicht isolierten) 
Dachwohnungen gelten als gesundheitlich anfechtbar, wenn sie leicht ge­
baut sind. Die Nachteile einer solchen Dachwohnung bestehen darin, daß 
sie den Extremen der Temperatur ausgesetzt ist und im Sommer über­
mäßige Hitze, im Winter übermäßige Kälte aufweist. Insbesondere ist 
die Säuglingssterblichkeit eine hohe. —- Anders ist die solide und mit 
gutem Isoliermaterial gebaute Dachwohnung, genauer Mansardenwoh­
nung, zu betrachten, gegen die von seiten der Hygieniker kaum etwas 
eingewendet wird, wenn die Stockwerkslage keine übermäßig hohe und 
wenn gegen bestimmte Nachteile der Dachwohnung Vorkehrung getrof­
fen ist.
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III. Die Haus- und Siedlungsformen.
Die hausformen.

Die entscheidenden Einrichtungen, aus denen das jeweilige Bau= 
syst ein hervorgeht — Bebauungsplan, Straßenanlage, Boden­
erschließung — haben wir zuvor S.36 kennen gelernt. Es ist die 
Hufgabe der planungs- und Hufteilungstechnik, auf bestimmte 
hausformen hinzuarbeiten und durch ihre Maßnahmen, deren 
Wirkung eine allgemeine und unbedingte ist, die Entwicklung der 
Bauweise zu regeln. Die Stadtplanung darf sich indes nicht damit 
begnügen, schematisch eine hausform vorzuschreiben- sie muß viel-



mehr — die Nichtbeachtung dieser Grundforderung war einer der 
schlimmsten Fehler im festländischen Städtebau des 19. Jahrhun­
derts — auf die verschiedenarttgen Wohnungsgattungen und Woh­
nungsbedürfnisse Rücksicht nehmen.

Solcher Wohnungsgattungen hat man seither allgemein drei 
unterschieden: 1. die Großwohnung (auch herrschaftliche Woh­
nung)- 2. die Mittelwohnung und 3. die Kleinwohnung. Durch 
meine Untersuchungen wurde zunächst festgestellt, daß und aus 
welchen Gründen die sog. Kleinwohnung in der neuzeitlichen Stadt 
den weitaus überwiegenden Teil des wohnungsbestandes aus- . 
macht und der selbständigen Behandlung im Städtebau bedarf. 
Die überwiegende Mehrzahl der städtischen Einwohner gliedert 
sich heute in Haushaltungen mit einem begrenzten, aus Arbeits­
lohn und Gehalt herrührenden Einkommen. Der Bedarf an Klein­
wohnungen und kleinen Mittelwohnungen ist auf mindestens 85 % 
sämtlicher städtischen Wohnungen zu veranschlagen. Die Woh­
nungen in den oberen Preislagen bilden nur einen geringen 
Prozentsatz des großstädtischen wohnungsbedarss. 3n reinen In­
dustriestädten ist das Verhältnis vielleicht noch ein schärferes. Die 
Klein- und Mittelwohnung — wir bezeichnen sie jetzt mit dem zu­
erst in den Niederlanden angewandten Ausdruck als die Volkswoh­
nung — müßte heute eigentlich dem Städtebau das Gepräge 
geben.

Rach dem Stand der Linkommenstatiftik für 1916 verlangten in 
Preußen insgesamt 91 o/o der städtischen Bevölkerung die Kleinwohnung 
bis zu 400 ist. und die kleine Mittelwohnung bis zu 600 M. Jahres­
miete. Eine erhebliche Bedeutung stand noch der Einkommensgruppe zu, 
für die die größere Mittelwohnung von 600—1200 KT. in Betracht 
kommt. Die höheren Einkommen, die für die großen und herrschaftlichen 
Wohnungen ausreichen, umfaßten noch nicht 3% der städtischen Bevölke­
rung. In einzelnen Städten mag die Verteilung über, in anderen wird 
sie unter dem allgemeinen Staatsdurchschnitt stehen, wenn selbst die seit 
Ende 1918 eingetretene Steigerung der Löhne und Gehälter sich mit 
Effektiverfolg behaupten sollte — es stehen ihr die Geldentwertung 
und die gesteigerten Kosten der Wohnungsherstellung gegenüber — so 
wird sich die bei der Mittelwohnung gezogene Grenzlinie nicht wesent­
lich verschieben.

Unserer im „monumentalen Städtebau" erzogenen Zeit wird 
unter allen Verzichten auf eingewurzelte Meinungen vielleicht 
gerade das Eingeständnis am schwersten fallen, daß die Klein-
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Wohnung unserer Stadtanlage das Gepräge geben sollte. Und doch 
beruhen auf der Verkennung dieser Tatsache die Mißgriffe in 
unserem deutschen Siedelungswesen, wie andererseits aus der 
richtigen Erkenntnis der Verhältnisse die Vorzüge des Städte­
baus der Flachbauländer hervorgehen. Unser Städtebau ist un­
befriedigend, weil wir einem unwahren Inhalt eine unwahre 
äußere Form gegeben haben. Huf die Gesamtheit der Bevölke­
rung, die ihr wirtschaftliches, kulturelles und politisches Dasein 
in den Städten findet, ist in den meisten unserer Großstädte nicht 

. die geringste Rücksicht genommen. Gleichviel, ob wir innere oder- 
äußere Momente, die Bodenbesitzverhältnisse, die Straßenanlage, 
die Grundstücksteilung, den Häuserbau betrachten, nirgends ge­
langen die tatsächlichen Voraussetzungen zu ihrem Hecht und zu 
dem notwendigen Husdruck. Unsere seitherige städtische Boden- 
entw'cklung erweckt den Hnschein. als ob das Wachstum unserer 
Städte keinen anderen Zweck hätte, als den Gegenstand des ge­
winnbringenden Geschäftsbetriebes einiger wenigen Personen zu 
bilden.

Die künstlerischen Forderungen im Wohnungswesen und im Städte­
bau fallen übrigens mit den volkswirtschaftlichen, rechtlichen und po­
litischen Gesichtspunkten vollständig zusammen. Val. über die künstle­
rische Bewertung der hausformen hdb. d. Ww., 4. Hufl., S. 227 iu. 523 f.

Die zur Hnwendung gelangenden hauptformen des Woh­
nungsbaues, deren wohnungstechnischer wert ein wesentlich ver­
schiedener ist, sind: 1. Mietskaserne und Vielwohnungshaus,' 
2. Mehrwohnungshaus; 3. Familienhaus oder Individualhaus.

1. während die Verbreitung der hausformen der Mietskaserne 
und des vielwohnungshauses laut flbb. 1 S.7 zuvor im einzelnen 
besprochen wurde, ersehen w'.r eine Reihe bau- und wohnungs­
technischer Einzelheiten aus der beifolgenden Rbb.6, die den 
Grundriß des „Wohngebäudes" der Hbb/5 S. 41 darstellt. Für 
die Beurteilung der wohnform ist die Betrachtung des Grund­
risses von wesentlicher Bedeutung. Das Massenmietshaus bietet 
überhaupt ke'ne „Wohnungen" , die diesen Namen verdienen - jedes 
he:mg<ühl ist hier aufgehoben. Die Zahl der Räume der Woh­
nung, abgesehen von ihrer Große, ist zu gering und unzureichend 
für die Trennung nach Hlter und Geschlecht. Die Kleinwohnung 
hat regelmäßig keine Lstierlüftung, und dieser Mangel ist unab-

III. Die Haus- und Siebeluttgsformen70



Ni

□

«2Dl
Jz

□ □ V□c:

F1 Bk
C28' CiAz-A-

5

Kk

;
Hk

Nk

1. Die ^ausformen 71
stellbar. Die Wohnungen 
haben niemals hinreichend 
Licht und Sonne. Die Tem­
peratureinflüsse wirken über­
mäßig ; die Luft in dem 
Massenmietshaus selbst ist
schlecht.

Das Haus Rbb. 6 enthält 
auf jedem Stockwerk fünf 
Kleinmobnungen von einer 
Stube, Kammer und Küche 
und sechs Kleinwohnungen von 
Stube und Küche, zerfallend 
in drei Vorderwohnungen und 
wfyit Hofwohnungen. veach- 
tenswert find insbesondere die 
Eckwohnungen (E, H, K, N), 
bei denen sich der Klüngel an 
Licht, Luft und Sonne beson­
ders kraß zeigt. Die Rborte 
befinden sich meist außerhalb 
der Wohnung und dienen 
z. T. mehreren Familien.

Rus der Gegenüberstel­
lung der Rbb. 4 und 5 bzw. 
6 können wir ferner ent­
nehmen. welche Fortschritte 
in dem Dautypus der Miets­
kaserne überhaupt denkbar 
und möglich sind. Es wäre 
möglich, die Höfe baupoli­
zeilich noch mehr zu ver­
breitern, die Bauhöhe noch 
weiter herabzumindern. Die 
Verschwendung an Bauland, 
zu der der Typus der Miets­
kaserne zwingt, könnte noch 
weiter getrieben werden. 
Eine weitere Verteuerung 
der Mieten wäre die ein­
zige sichere Folge; eine
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Besserung der Wohnverhältnisse ist bei dieser Bauform aus­
geschlossen.

2. Das Mehr wohnungshaus ist als Bauform in Deutsch­
land neuerdings namentlich in solchen Stabten zur Anwendung 
gelangt, die bis in die 70er Jahre des letzten Jahrhunderts in 
der städtischen Ausbreitung vornehmlich an der Bauweise des 
Uleinhauses festhielten, dann aber infolge von städtebaulichen 
und verwaltungspolitischen Maßnahmen gezwungen wurden, zu 
einer mehrstöckigen Bauweise überzugehen. Zu den in dieser Rich­
tung wirkenden Maßnahmen zählen insbesondere die Anlegung 
kostspieliger, breiter Straßen, der Erlaß von Bauordnungen mit 
schematischen, auf die Stockwerkshäufung berechneten Anforderun­
gen, die Einführung neuer Einrichtungen des Grundbuchwesens 
und die an diese Vorgänge anschließende Auftreibung der Boden- 
werte, die den Flachbau unmöglich machte.

Die Bauform des Mehrwohnungshauses findet sich, was kaum 
der Hervorhebung bedarf, in den verschiedensten Landesteilen 
Deutschlands- in großem Umfang ist sie vornehmlich bei den 
rasch vorschreitenden Stadterweiterungen der Großstädte von 
Rheinland und Westfalen eingeführt worden.

Rach dem in Elberfeld-Varmen ausgebilbeten Grundriß enthält das 
rheinische Mehrwohnungshaus zumeist auf jedem Geschoß zwei Woh­
nungen, die je drei Räume umfassen. Die Wohnungen haben regelmäßig 
Ouerlüftung, die sich aus der Anordnung des Grundrisses hier ebenso 
von selbst ergibt, wie sie sich bei der Mietskaserne verbietet. Anders der 
Düsseldorfer Grundriß mit rückwärtigem Anbau.

Daß das Mehrwohnungshaus gegenüber der Mietskaserne als 
die wesentlich bessere Hausform anzusprechen ist, braucht nicht 
besonders betont zu werden. Gleichwohl bleibt gegenüber dem 
Individualhaus hier eine Reihe von Nachteilen bestehen, die von 
betn Stockwerksbau unabtrennbar sind, wie namentlich Gemein­
schaft der Treppen, verminderte oder nicht genügende Zahl der 
Nebenräume, verringerte Erreichbarkeit der frischen Luft (oben 
S.65) u. a. m.

3. Das Hamilienhaus (Rleinhaus, Individualhaus), es sei 
Ein- oder Zweiwohnungshaus, ist in Deutschland und in einzelnen 
kontinentalen Staaten — und nur hier (s. Abb. 1) — in der markt­
mäßigen oder unternehmermäßigen Bautätigkeit stark zurückge­
drängt worden - es zeigt indes seine bau- und wohnungstechnische
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Überlegenheit überall, roo seine Ausführung nicht durch spekula­
tive Interessen und verfehlte verwaltungstechnische Maßnahmen 
verhindert wird und die Auftreibung der Ladenpreise durch Zwi­
schenmänner und Laustellenhandel unmöglich ist. Diese Voraus­
setzungen waren nach der seitherigen Lage der Dinge in Deutsch­
land insbesondere gegeben bei dem unter Ausschaltung der Loden- 
spekulation und ihres Einflusses betriebenen Wohnungsbau, den 
ich unter der Bezeichnung „Bautätigkeit unter Gewinnverz cht" zu­
sammenfasse. wir verstehen hierunter die dem privatgewerblich­
spekulativen Bauwesen entgegengesetzten formen der Wohnungs- 
Herstellung.

Der Rusbrui „Bautätigkeit unter Gewinnverzicht" umschließt alle 
diejenigen Bestrebungen, die auf die Bautätigkeit gerichtet sind ohne Rb« 
sicht dc§ Erwerbs und des Gewinnes, fei es aus dem Hausbau selber 
oder aus dem vermieten von Wohnungen. Der im obigen aufgestellte 
Begriff umfaßt demnach die Tätigkeit im Wohnungswesen 1. von Reich, 
Staat, Gemeinde, 2. von Rrbeitgebern und Stiftungen, endlich 3. die 
weitverzweigte gemeinnützige Bautätigkeit, ausgeübt von privaten 
Bauvereinigungen. Das gemeinsame Moment in allen diesen Bestre­
bungen ist, daß auf den Gewinn aus dem Ergebnis der Bautätigkeit ver­
zichtet wird.

Die gewinnlose Bautätigkeit hatte bereits vor Kriegsausbruch 
hervorragende Leistungen und einen großen Umfang aufzuwei­
sen' fte hat infolge der nach Ktiegsbeenötgung eingetretenen Ver­
hältnisse ihre Bedeutung nochmals in außerordentlichem Aus­
maße gesteigert und ist neuerdings zu dem wichtigsten, in Deutsch­
land zur Zeit fast zu dem alleinigen Träger des Wohnungsbaues 
geworden. Ls erscheint naheliegend, daß aus diesem (Ergebnis 
allgemeine Schlüsse gezogen werden gegen den privaten Er­
werb und Gewinn als solchen. Lin solcher Rückschluß erscheint 
indes nicht gerechtfertigt, wo die gewinnlose Bautätigkeit gute 
Leistungen zu verzeichnen hat — nicht überall und nicht durch­
gängig sind solche anzutreffen — so beruhen sie lediglich darauf, 
daß die Unternehmen sich den fehlerhaften Einrichtungen ent­
ziehen konnten, die unser privates Baugewerbe bisher beherrsch­
ten. In solchem Fall finden wir niedrige Bodenpreise, nicht künst­
lich verteuert durch Stockwerkshäufung, gute Bebauungspläne, 
zweckmäßigen Straßenbau, und demgemäß, was uns nottut, siede­
lungstechnisch günstige, wirtschaftsgemäße ^ausformen. Die gün-
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Stabtbaumt k)olch'Ulm.
Nbb. 7. Linfamilien'Reihenhäuser Ulm.

stigen (Erfolge ber geroinnlofen Bautätigkeit beweisen also nichts 
gegen die private Unternehmung als solche, sondern nur gegen 
die schlechten Einrichtungen ber Bodenpolitik, die das private 
Baugewerbe leistungsunfähig machten.

Unter den Förderern des Uleinhausbaues gebührt der Stabtgemeinbe 
Ulm eine Sonderstellung, insofern hier durch Oberbürgermeister Hch. 
v. Wagner ein geschlossenes System gemeindlicher Bodenpolitik geschaf­
fen wurde, das die wirtschaftliche, bautechnische und soziale Seite der 
Wohnungsherstellung vollständig umfaßt. Die Stadt begann ihre Für­
sorge für die Uleinwohnung im Jahre 1888 zunächst durch Erbauung 
eines großen, 21 Wohnungen umfassenden Vielwohnungshaus es, 
ging indes infolge der hierbei gemachten ungünstigen Erfahrungen seit 
1894 zu de: Errichtung von Uleinhäusern über, die außer der Eigen­
tümerwohnung nock eine abvermietbare Wohnung im Obergeschoß ent­
halten. Seit 1902 wurde die Form des reinen Einfamilienhau­
ses, als freistehendes Doppelhaus erbaut, angenommen, während seit 
1917 das Reihenhaus zur Anwendung gelangt' vgl. die Kbb. 7. Zu 
jedem Haus gehört eine Gartenfläche, die den Jahresbedarf an Ge­
müse für eine mittelstarke Familie deckt. — Line trefflich durchgeführte 
städtische wohnungsanlage im Einfamilienhaussystem wurde in den 
Jahren 1914 f. seitens der Stadtgemeinde in Görlitz durch Stadtbau­
rat Küster errichtet. Die Baukosten stellen sich für die erbauten Ein­
familienhäuser, trotz der großen Vorteile der Bausorm, nicht ungünstiger
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Paul vonatz und $. L. Schaler.
ctbb. 8. Einfamilien-Doppelhaus. Zeppelin-Wohlfahrt-Friedrichshafen.

als die Anlage von Wohnungen in dreigeschossigen Mehrwohnungshäu- 
sern. In großen: Umfang wurde die Zarin des Einfamilienhauses bei den 
durch das Reich und die Bundesstaaten durchgeführten oder unterstütz­
ten Siedelungsbauten angewandt, mit Beteiligung des Reichsamts des 
Innern wurde seit 1914 die Arbeitergartenstadt Spandau-Staaken (un­
ter Mitwirkung von Staatssekretär Scheidt und Professor Paul 
Schnlitthenner) angelegt, zu einem erheblichen Teil im System des 
Einfamilienhauses Uber die Bauten der Einzelstaaten s. Hdb. d. Ww., 
4.Hufl., 5. 511 f. Unter den Arbeitgebern hat die Zirma Zriedr. 
Krupp in Essen die umfangreichste Bautätigkeit entfaltet. Als eine grö­
ßere Arbeiterwohnstadt wurde die auf 5000 Einwohner berechnete und 
auf spätere Erweiterung eingerichtete Siedelung Lmscher-Lippe (Kreis 
Recklinghausen) erbaut, deren von Baurat Schmohl entworfener Be­
bauungsplan sich durch bemerkenswerte Wirkungen in der Straßenfüh­
rung und Gebäudestellung auszeichnet. Die Hergäbe eines reichen Stif­
tungskapitals ermöglichte den Bau der umfangreichen Anlage „Marga­
retenhöhe", durch die ein eigener Stadtbezirk — von Georg Metzendorf 
erbaut — an die Stadt Essen angegliedert wurde. Durch die Zeppelin- 
Wohlfahrt-Ges. wurde im Jahre 1917 bei Zriedrichshafen eine Siede­
lung err^htet (Abb.8), deren Anlegung durch Prof. Paul Bonatz und 
$. L. Schaler erfolgte; bei der Straßenanlegung und Geländeaufteilung
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Neugebauer und Schmidt-Nltona. 

flbb. 9. Einfamilien-Neihenhäuser. Zteenkamp-Kltona.

"roie bei dem Hausbau selber wurden die wirtschaftlichen Gesichtspunkte 
genau beachtet und hierbei in jeder weise günstige Lösungen erzielt. 
Hus der großen Zahl der neueren, von der Großindustrie geschaffenen 
Anlagen seien noch genannt: Gmindersdorf-Beutlingen (Prof. Theodor 
Fischer), Chemische Fabrik Merck-Darmstadt (Prof. Putzer), Them. Fa­
brik Griesheim-Clektron (Hans Vernoulli), Maschinenfabrik Augsburg- 
Hürnberg, Siedelungen Birkenau (Begbmstr. Schweighardt) und wer­
derau (Prof. Buff), Friedr. Bayer & To., Leverkusen, Cornelius Heyl, 
Worms, Bad. Anilin- und Sodafabrik, Ludwigshafen, Mannesmann­
werke, Düsseldorf u. a. m. Unter den ersten Arbeitgebern, die sich mit 
den wirtschaftlichen Fragen des Uleinwohnungsbaues beschäftigten, sind 
Bich. Zanders und die Fortführerin seiner Bestrebungen, Frau Anna 
Zanders geb. v. Siemens, in Berg.-Gladbach zu nennen, durch deren 
Siedelungsbauten der Beweis erbracht wurde, daß „das Arbeiter-Ein­
familienhaus erhalten werden kann, wenn die geeigneten bodenpoliti­
schen Maßnahmen rechtzeitig getroffen werden."

Bedeutsame Anregungen, wie praktische Leistungen im Uleinhausbau 
sind der Gartenstadtbewegung zu danken. Als Gartenstadt wird 
eine Form der Siedelung bezeichnet, die die Vorzüge des städtischen Zu­
sammenwohnens und der hieraus entspringenden gesellschaftlichen und
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Geh. Baurat Paul Fischer-Berlin
flbb. 10. Ansiedelung Gaienhofen (prov. Posen), Marktplatz und Brunnen.

geschäftlichen Vorteile vereinigen will mit einer dem Landleben ange­
näherten wohnweise. Zugleich soll die städtische Grundrente, insoweit sie 
durch die Gründung und das Wachstum der Städte gesteigert wird, der 
Allgemeinheit zufließen. Unter den Gartenstadtsiedelungen seien er­
wähnt: hellerau b. Dresden (Architekten Riemerschmied, Tessenow, Mu- 
thesius), Uatshof b. Königsberg i.pr. (Zritz Bletjer); Stockfeld-Straß- 
burg i. (Elf., Neumünster, hüttenau (Georg Metzendorf), Magdeburg, 
Riederwald-Zrankfurt a.M., Karlsruhe, Nürnberg, Stettin, Dortmund, 
Leipzig Martenbrunn, flitorm (f. flbb. 9), Wandsbek. Lmft klagen, Ber- 
lin-Zalkenberg (Bruno Taut), Mannheim, Berg.-Gladbach.

Kleinhausbauten gelangen in großem Umfang zur Ausführung bei 
der ländlichen m.d halbländlichen Ansiedelung, sowie neuerdings bei den 
Stadterweiterungen von Mittel- und Kleinstädten, für die sich das sog. 
Uentengutsverfahren — das an die Stelle der Kapitalzahlung die Ren- 
tenzahlung setzt — von bedeutendem wert erwiesen hat. Das Renten» 
gutsprinzip gelangte zuerst zur Anwendung bei der Besiedelung von 
Posen und Westpreußen, wo ganze Dörfer, zusammenhängende und zer­
streute Siedelungen, neu geschaffen wurden. Aus dem großen, in mühe­
voller Arbeit von deutscher Seite geschaffenen Kuliurwerk sei hier die 
Abb. 10 wiedergegeben. Zu den städtischen Kleinhaussiedelungen, die mit 

des Rentengutsverfahrens errichtet werden, vgl. hdb. d. Ww., 4. Aufl, 
S, 466 u. 470.



vielfach begegnet man der irrtümlichen Umrahme, als ob das Mein­
haus schlechthin gleichbedeutend mit Ligenbesitz, das Großhaus gleich­
bedeutend mit Mietswohnung sei. Dies ist keineswegs der Fall. Das 
Uleinhaus dient in den Flachbauländern in gleicher weise der Vermie­
tung und dem gewerbsmäßigen hausbesitz. wie in Deutschland die Miets­
kaserne. VOo das Einfamilienhaus oder Linwohnungshaus die Normal- 
form der Wohnungsproduktion bildet, wird es selbstverständlich allge­
mein als Kapitalsanlage und Mietshaus genutzt.

2. wirtschaftliche Voraussetzungen und Bauweise.
A. Baulandbeschaffung unb Bobenprets.

Die seitens einer Bauunternehmung anzuwendende Haus- und 
wohnungsform wird zunächst bestimmt durch den Badenpreis,- 
nur bei niedrigem Bodenpreis ist der Flachbau ausführbar - wäh­
rend durch hohe Bodenpre'.se die Stockwerkshäufung erzwungen 
wird. Bezüglich der Preisgestaltung des Baugeländes in den 
städtischen Wohnbezirken bestehen die wesentlichsten, bisher in der 
Öffentlichkeit nur wenig erörterten Unterschiede zwischen den 
Flachbauländern einerseits und den Ländern der neueren Stock­
werkshäufung andererseits. Die Länder der intensivsten städti­
schen Konzentration und des ausgebildeten Kapitalismus sind 
nicht die Länder der hohen Baulandpreise. 3n England, dem 
Lande der stärksten und am raschesten vorgeschrittenen städtischen 
Zusammendrängung (f. oben S. 23 f.) kostet der Quadratmeter Bau­
gelände für Klein* bzw. Urbeiterwohnungen in den großen Pro­
vinzstädten 5—6 HL, in der Siebenmillionenstadt London 8 bis 
10HL in den Stadterweiterungsbezirken- in Belgien in dem 
Stadterweiterungsgebiet der Provinzstädte 4—5 Fr., in betn der 
größten Städte (Gent, Lüttich, Lrüssel-Ltterbeek) 10—15 Fr. für 
den (Quadratmeter bei Flachbau. 3n Berlin dagegen kostet der 
(Quadratmeter wohngelände in entsprechender Stadtlage bei 
M'.etskasernenbebauung 80—100 HI.; in Hamburg, Hlünchen, 
Leipzig usw. 40—60 HL Das ist durchschnittlich das Uchtfache bis 
Zehnfache der Baulandpreise anderer Länder.

(Es sollte eigentlich ausgeschlossen sein, daß derartige monströse 
Unterschiede, in denen die wirtschaftsgemäßen Voraussetzungen 
geradezu auf den Kopf gestellt sind, in gutgläubiger weise als 
das (Ergebnis einer „wirtschaftlichen Entwicklung" bezeichnet wer­
den. Mit volkswirtschaftlichen Faktoren hat der große Gegensatz

111. Die Haus- und Liedelungsformen78



der städtischen Bobenpreisgeftaltung nichts zu tun. Die Dinge lie­
gen nicht so, daß der „zaghafte" Engländer sich mit 5--10HL für 
den Quadratmeter Bauland begnügt und der anspruchslose Bel­
gier bei 3*/2*—8 HL für den Quadratmeter stehen bleiben muß, 
während der wirtschaftlich begünstigte Berliner 60—100 HL zu 
erzielen vermag. Der Unterschied beruht vielmehr in seinem Ur­
sprung lediglich auf der Verschiedenheit der Systeme des Städte­
baues. Die erste Grundlage — allerdings nur diese — für die 
Gestaltung des Baustellenpreises wird durch die Maßnahmen und 
Einrichtungen der städtischen Bodenpolitik hergestellt.

In den Flachbauländern werden Verkehrsstraßen und Wohn­
straßen, wie wir zuvor gesehen haben, verschieden behandelt. 
Für den Uleinwohnungsbau werden dem Uleinhaus angepaßte, 
einfache Wohnstraßen angelegt, in denen bei dem Ausschluß jedes 
Durchgangsverkehrs eine leichte und zweckdienliche Straßenbefesti­
gung verwendet wird. Die Kosten der Bodenerschließung sind dem­
gemäß niedrig. Das Baukapital ist, da die Finanzierung der 
Baustelle hier keinerlei Schwierigkeiten macht, leicht erhältlich. 
Der Zeitpunkt der Baureife ist unter diesen Voraussetzungen rasch 
erzielt- der Bodenhändler hat keinen Anlaß, den Zinsverlust auf 
ein hochwertiges Gelände und kostspielige Aufwendungen jahre­
lang auflaufen zu lassen und auf den Bodenpreis aufzuschlagen. 
Für die Bodenerschließung ergeben sich als Vorteile: geringe Ko­
sten und Aufwendungen, rascher Umsatz, günstige Kapitalisierung 
und leichte Verkäuflichkeit. Obwohl der Bodenpreis niedrig bleibt, 
erzielt somit der Bodenhändler gleichwohl hohen Nutzen, und das 
private Parzellierungsgeschäft gedeiht vortrefflich.

Ganz anders gestaltet sich die Bodenerschließung unter dem Sy­
stem des „imponierenden" Städtebaues, wie es oben S.36 f. erör­
tert wurde. Die schablonenmäßig breiten Straßen — 25—30 m 
für Wohnstraßen, für Prachtstraßen erheblich mehr — sind anbau­
fertig seitens des Bodenhändlers herzustellen, der hierfür hohe 
Aufwendungen zu leisten hat, nämlich für die kostenfreie Abtre­
tung des Straßenlandes, für die teuere Pflasterung, die Kanali­
sation, Beleuchtungsanlage - mitunter werden ihm noch weitgehen­
dere Verpflichtungen auferlegt. Man sollte annehmen, daß die 
Bodenhändler in Deutschland sich mit Händen und Füßen gegen 
dieses schädliche Svstem der Bodenpolitik sträuben und die billigen
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Aufteilungsformen fordern müßten. Dies war indes seither keines­
wegs der Fall. Die bodentechnische Verteuerung des Baugeländes 
ist vielmehr der deutschen Bodenspekulation hochwillkommen und 
unentbehrlich. Durch den kostspieligen Straßenbau und die an­
schließende Baublockeinteilung werden nämlich der Flachbau und 
der Rleinhausbau unmöglich gemacht,- Stockwerkshäufung und 
Mietskaserne werden notwendig. Der Boden gleitet nunmehr un­
aufhaltsam unter die Herrschaft der Spekulation, und sein preis 
kann um ein vielfaches gesteigert werden.

In dieser Haftreibung des Bodenwertes besteht der Geschäftsbetrieb 
der eigenartigen Bodenspekulation, wie sie in den Ländern mit Stock- 
werkshanfung und namentlich in Deutschland sich findet; wegen bes Gegen­
satzes zu den Flachbauländern s. oben. Zur Durchführung der Geschäfte 
wird meist die Einschiebung kapitalschwacher Bauunternehmer benutzt. 
Dem Bauunternehmer, der entweder gänzlich unbemittelt ist ober jeden­
falls den hohen preis einer Vielwohnungsbaustelle nicht aus eigenen 
Mitteln bezahlen kann, wird das Baugrundstück zu einem übermäßigen 
Preis in 'Rechnung gestellt; die Greifbarmachung bes Betrages erfolgt 
durch Hypotheken und Finanzierungsgeschäfte, vgl. hdb. d. Ww. 4. Auf!. 
$. 135 f.

(Eine amtliche Statistik der Baustellenpreise für Groß-Berlin wurde 
Mai 1914 aufgenommen; sie erstreckte sich — für die Brauchbarkeit der 
entscheidende Umstand — lediglich auf die von dem letzten Käufer, d. h. 
von dem Bauunternehmer, und zwar bei der Errichtung von Klein­
wohnungen tatsächlich gezahlten preise. Die von Bodeninteressenten 
veröffentlichten Angebote von Spekulationsland haben für die eigent­
liche Bauunternehmung keinen wert. Die Aufnahme ergab in den Ge­
meinden Berlin, Eharlottenburg, Schöneberg, Wilmersdorf, Neukölln, 
Lichtenberg und Treptow, die insgesamt 93,11 v. h. des Kleinwoh­
nungsbestandes von Groß-Berlin umfassen, für den Kleinwohnungsbau 
der Bauklasse I 92,6 ITT. für den Quadratmeter. Nominell niedrigere 
preise bestehen z.T. bei den stark beschränkten Bauklassen, bei denen die 
Bebaubarkeit bis auf 30o/o der Bodenfläche und zwei Geschosse Bau­
höhe heruntergeht. Bei niedrigen Aufschließungskosten und Anwendung 
von Kleinstraßen (wohnbaumäßige Aufteilung oben S. 74) stellen sich 
auch in Deutschland die Bodenpreise entsprechend niedriger.

Die Preistreiberei des Bodens ist 1920/21 zum Stillstand ge­
kommen, da die private Bautätigkeit in den Stadterweiterungz- 
bezirken ruhte und somit die Austreibung der Bodenwerte durch 
Baustellenhandel und kapitalschwache Bauunternehmer ausge­
schaltet war. Mit der Wiederaufnahme des privatgewerblichen 
Stockwerksbaues wird das alte Verhältnis selbstverständlicher-
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V

weise wieder in Wirksamkeit treten, vgl. unten S. 91 letzter Ab­
satz, Wandlungen bei der Bodenspekulation.

Gegenüber den schweren Mißständen im privaten Lodengeschäft 
in Deutschland erscheint es naheliegend, die Laulandbeschaffung 
durch öffentliche verbände, namentlich durch die Gemeinden zu 
empfehlen. In der Tat hat eine große Anzahl von Gemeinden in 
Erwerb und Verwertung von Laugelände vorbildliches geleistet,- 
hingewiesen sei nur auf Ulm, Essen, Neuß am Rhein, Berg.-Glad- 
bach, M.-Gladbach u. a. Andererseits aber liegen in einer ganzen 
Reihe von Gemeinden hinsichtlich der Lodenpolitik Erfahrungen 
vor, die keineswegs ermutigend lauten. Öffentlicher Grundbesitz 
ist in den letzten Jahrzehnten in Deutschland vielfach zur Be­
bauung gelangt. Durch die Geländezusuhr bei den Festungsauf- 
lafsungen in Köln, Magdeburg, Königsberg, durch die Miets­
kasernenbebauung des Tempelhofer Feldes in Berlin wurden 
indes für die Volkswohnung gewiß keine Vorteile erzielt. Auch 
der Erfolg der städtischen Bodenpolitik in Frankfurt a. M. („hohe 
Grundstückspreise und hohe Mieten", Dbgmstr. Koch, Siedelungs- 
fragen 5.44) ist nach fachmännischem Urteil „kein durchgreifen­
der". Die Zahl gleichartiger Beispiele ließe sich leicht vermehren. 
Wir müssen allerdings mit Entschiedenheit verlangen, daß die Ge­
meinde und die öffentlichen verbände Grundbesitz erwerben und 
in vorausschauender Weise Lodenvorratswirtschaft betreiben - 
ebenso scharf aber ist zu betonen, daß es mit dem öffentlichen Be­
sitz des Bodens allein nicht getan ist, sondern daß die verwer- 
tungs- und Aufteilungsformen das Wesentliche sind. Gerade weil 
die Baulandbeschaffung als der bestimmende Ausganspunkt der 
Wohnungsherstellung zu betrachten ist, sollte vermieden werden, 
daß die Allgemeinheit sich durch eine schlagwortmäßige Formel 
zufriedenstellen und damit die notwendige Wohnungsreform von 
ihrem eigentlichen Ziele ablenken läßt.

B. Vau- und verkehrswerte.
In einer Reihe von Einzelheiten haben wir die Wirkungen der 

verschiedenen Systeme des planungs- und Parzellierungswesens 
besprochen- es bleibt jetzt noch übrig die Frage zu erörtern, wie 
sich in rein bautechnischer Hinsicht die gegensätzlichen hausformen 
zueinander verhalten, d. h. ob etwa lediglich bautechnisch betrach-

KNuG 709: Eberstadt, Wohnungswesen
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tet die Mietskaserne und das Vielwohnungshaus die wirtschaft­
lich vorteilhaftere Haus- und Wohnungsform darstellen und des­
halb trotz aller siedelungstechnischen Bedenken anzuwenden seien.

von den Befürwortern der Stockwerkshäufung wird der Sachver­
halt — einleuchtend genug — folgendermaßen dargestellt.' werden 
fünf Geschosse gebaut, so gebraucht man für jede Wohnung nur 
den fünften Teil des Bodens, so daß eine entsprechende Ersparnis 
an Bodenfläche und Bodenkosten eintritt' es ist ferner für die 
große Zahl der Wohnungen nur eine Treppe, ein Dach, eine Um­
fassungsmauer erforderlich, wodurch sich naturgemäß eine Ver­
billigung ergibt. Der Bau der Mietskaserne und des Vielwoh­
nungshauses ist endlich Großbetrieb, der dem Kleinbetrieb des 
Flachbaues als Betriebsform überlegen ist. — Diese Ausführun­
gen, so klar sie klingen, sind durchweg irrtümlich.

was zunächst die Annahme einer Ersparung von Bodenfläche 
anlangt, so haben wir die Widerlegung bereits bei der Statistik . 
von Berlin gesehen, derzufolge diese Stadt der schlimmsten 3u- 
sammendrängung in Wirklichkeit als weiträumig gebaut anzu­
sprechen und nur zu einem Drittel der Bodenfläche tatsächlich 
überbaut ist (oben S.56); der vertikalen Anhäufung der Bevölke­
rung steht der verbrauch an Bodenfläche für Prachtstraßen und 
sonstige unbebaute Flächen gegenüber. 3rt anderen Städten mit 
dem System der Luxusstraße sind die Verhältnisse nicht wesent­
lich besser. Nach den Angaben von Biel, GartenstadtbewegungAst 
eben infolge des Straßenluxus, die Bevölkerungsdichte, auf 1 ha 
umgerechnet, in den deutschen Großstädten (mit Ausnahme von 
Berlin, Hamburg und Breslau) trotz der Stockwerkshäufung nicht 
stärker als selbst in den Rleinhaussiedelungen der Gartenstädte 
und Gartenvorstädte. Noch schlimmer steht es um die Annahme 
der Ersparnis von Bodenkosten: hier erweist sich die Stockwerks- 
Häufung als der rechte Schädling und Verschwender. In den Län­
dern der Mietskaserne und des Stockwerksbaues kostet, wie wir ge­
sehen haben, der Böden für den Nleinwohnungsbau das Acht­
fache bis Zehnfache der in den Ländern des Flachbaues und 
des Rleinhauses geltenden preise (oben S.78). hierbei ist zu be­
merken, daß bei dem Nleinhaus die jeder Wohnung zugeteilte 
Freifläche zumeist noch einen wirtschaftlichen wert als Garten­
land besitzt.
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Die vieljtöckige Überbauung hat nicht etwa einen subjektiven, sondern 
einen objektiven wert, so daß bei Kasernierung die Steigerung des Bo­
denpreises auf das Mehrfache der Flachbaupreise mit Selbstverständlich­
keit eintritt. Daß sie über das Verhältnis der Stockwerksanzahl weit 
hinausgeht, ist allerdings in besonderen Umständen und Einrichtungen 
begründet.

Bezüglich des zweiten Punktes (Ermäßigung der Baukosten) 
ist zu bemerken, daß die Stockwerks Häufung — was bei näherer 
Betrachtung wiederum naturgemäß erscheint — nicht eine Ver­
billigung, sondern verteuerte und unwirtschaftliche Baukonstruk­
tionen mit sich bringt. Die eine Treppe für eine Vielzahl von 
Familien muß mit großem Aufwand feuersicher hergestellt, in 
breiten Bbmessungen angelegt und in einem eigenen Treppen­
haus untergebracht sein,- sie kostet somit, auf die einzelne Woh­
nung umgerechnet, weit mehr als die einfache Anlage im Ein­
familienhaus. Bei dem Blauerwerk muß zur Sicherung der Stand­
festigkeit für jedes aufgesetzte Stockwerk jeweils die tragende 
Blauer des darunterliegenden Geschosses verstärkt werden, so daß 
mit der Häufung der Stockwerke sich die Gesamtkosten des Ge­
bäudes steigern. Das Dach des Vielwohnungshauses ist eine kost­
spielige, mit dem Kleinhaus gar nicht vergleichbare Anlage. Bau­
technisch endlich — nach der wirtschaftlichen Seite wiederum ein 
Hauptmoment — zwingt das Vielwohnungshaus zu umfangrei­
chen toten Aufwendungen, d. h. Aufwendungen für Baukonstruk­
tionen und Geländeverbrauch, denen kein nutzbarer wert gegen­
übersteht.

Die Unterbringung einer größeren Zahl von Kleinwohnungen in 
einem Gebäude erfordert kostspielige Anlagen und Vorkehrungen, die 
bei dem Kleinhaussystem entweder vollständig wegfallen oder mindestens 
einen nutzbaren Raum abgeben, hierher gehören die gemeinsamen 
Korridore, die Hausflure, Durchgänge und Zugänge u. a. m. Die Bedeu­
tung dieser „toten Aufwendungen" und der Bauverteuerung zeigt sich 
deutlich, wenn wir den Grundriß der Mietskaserne oben S. 71 be­
trachten.

Sn bautechnischer Hinsicht haben die zuerst von Th. Go ecke gemach­
ten Feststellungen ergeben, daß bei Wohnbauten die Baukosten für das 
einzelne Geschoß nicht stetig mit der Bebauungshöhe abnehmen, sondern 
nur bis zu einer gewissen Grenze, dann aber wieder zunehmen. Bei 
mehrstöckigen wohng eb äud en können sich danach die auf das 
einzelne Stockwerk entfallenden Baukosten zunächst ermäßigen,' aber 
diese proportionale Ermäßigung tritt nur bis zu einer gewissen Bau­
höhe ein, nämlich etwa bis zum dritten Geschoß, nur teilweise dagegen
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noch bis zum vierten Geschoß (—3. Stockwerk). über diese Grenze hin­
aus gewährt die Bauausführung aus technischen Gründen — auch die 
Verteuerung durch Gerüstbau und Materialtransport ist in Betracht zu 
ziehen — keinen Vorteil mehr.

3u betn dritten Punkt — Gleichstellung der Mietskaserne mit 
Großbetrieb, Kleinhaus mit Kleinbetrieb — genügt wohl der 
Hinweis, daß hier ein erkennbarer Fehlschluß vorliegt und im 
wesentlichen das Gegenteil der vorgebrachten Annahme zutreffend 
ist. Gerade das Kleinhaus wird in den Flachbauländern oft straßen­
weise von richtigen Großunternehmern hergestellt, die mit allen 
Hilfsmitteln des Großbetriebs, eigenen Ziegeleien, Arbeitsmaschi- 
nen, Transporteinrichtungen u. a. m. ausgestattet sind; während 
die Erbauer unserer Mietskasernen und Vielwohnungshäuser bis­
her wohl die rückständigste Form der leistungsunfähigen, abhän­
gigen Kleinunternehmungen darstellten.

Indes nicht allein in rein bautechnischer Hinsicht erweist der 
Kleinhausbau seine Vorzüge gegenüber dem Vielwohnungshaus - 
auch für das fertige Haus ergeben sich in seinem Gebrauchs- und 
verkehrswert — für das Wohnungswesen ein wesentlicher Ge­
sichtspunkt — Vorteile zugunsten des Kleinhauses. (Eine erheb­
liche Verteuerung durch den Lautypus als solchen entsteht in dem 
Massenmietshaus zunächst infolge der Unkosten der Verwal­
tung und Instandhaltung. (Ein Blies auf das Bauwerk und 
den Grundriß der Mietskaserne oben $.40 u. 71 genügt, um zu 
zeigen, welche Aufwendungen hier erforderlich sind für eine irgend­
wie zureichende Instandhaltung des Gebäudes, für die von einer 
großen Zahl von Haushaltungen zu benutzenden gemeinsamen 
Treppen, Zugänge und Hufgänge, für Beleuchtung, Reinigung 
und für die Anstellung eines Freiwohnung und Gehalt erfor­
dernden Portiers. Das Großhaus ist im übrigen als Lauform 
einer weit größeren Abnutzung unterworfen als das Kleinhaus. 
Die Auslagen für Verwaltung und Instandhaltung waren längst 
vor dem Kriege bei dem Großhaus zu einer schweren Belastung 
geworden. Während der letzten Jahre haben sich diese Unkosten 
zu einem solchen Umfang gesteigert, daß sie, wie hinreichend be­
kannt, in unseren Großstädten im einzelnen zu einer Notlage des 
Hausbesitzes geführt haben und bei der Rechtfertigung von Miets­
erhöhungen eine bedeutsame Rolle spielen. In der Beurteilung
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der verschiedenen hausformen ist der größere bzw. geringere 
Aufwand für Verwaltung und Instandhaltung somit als we­
sentliches Moment zu beachten.

Endlich aber ist bei dem vergleich der Bautypen der Wert der 
Freifläche in wirtschaftlicher Hinsicht (Ermöglichung der Eigen­
produktion) und vor allem in gesundheitlicher Hinsicht in Rech­
nung zu stellen, von den Milliarden, die wir jährlich für Krank­
heitsfälle und pflege aufzuwenden haben, käme — die Krzte 
wissen dies am besten — ein erheblicher Teil in Wegfall, wenn 
die Wohnverhältnisse der Kinder und der Erwachsenen befriedi­
gend wären, s. oben $. 64 f.

Für das Wohnungswesen ist ferner die Frage in Betracht zu 
ziehen, wie ein Wohngebäude nach Bauvollendung weiter verwer­
tet wird. Das fertige Haus bedeutet nicht das Ende der Wert- 
bewegung. Nach der Bauvollendung setzt vielmehr eine neue Wert­
bewegung ein, die die in der Bearbeitung des unbebauten Bodens 
geschaffenen werte in sich aufnimmt und fortbildet.

Hss Beispiel seien die folgenden Einzelziffern der Wertentwicklung 
von Berliner Mietskasernen gegeben, die von spekulationsfreundlicher 
Seite selber als typisch bezeichnet werden. Die Zahlen sind dem regel­
mäßigen kaufmännischen Verkehr entnommen und haben an keiner Stelle 
etwas mit Schiebungen oder Bauschwindel zu tun. Die Gesamtziffern 
ergeben für drei Mietskasernen:

Keine Baukosten

479534 Mk.
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hypothekarische 
Belastung

739500 Mk. 769500 Mk. 
(davon zur I. Stelle 

550000 Mk.)
Taxe der Hypothekenbank 

916650 Mk.

VerkaufspreisStöbt. Feuerkasse 

598000 Mk.

Die Wertbewegung und der verbrauch an Kreditkapital bei diesen 
als typisch bezeichneten Wohngebäuden sind bemerkenswert. Diegrund- 
buchliche Belastung beträgt an I. und II. Hypotheken 690000 M., an 
Kestkaufgeldern 49 500 M., zusammen obige 739 500 KT.; die Verkaufs­
preise betragen 769500M. — gegenüber 480 000 M. Baukosten. Durch 
den erstmaligen verkauf dieser neubebauten Grundstücke ist, wenn 
wir etwa noch die Aufwendungen für das Straßenland berücksichtigen, 
ein Spekulationsgewinn von rund 275 000 ITC. greifbar geworden, der 
durch die grundbuchliche Belastung so gut wie vollständig auf die Mie­
ter abgewälzt ist. Der Gewinn verteilt sich auf verschiedene Personen 
(vom Bodenspekulanten bis zu dem Inhaber des bebauten Grundstücks). 
Die typischen Grundstücke sind mit einer Anzahlung von 4°/o erworben
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worden, so d!aß die Verschuldung 96o/o beträgt. — Line auf 1087 
zwangsversteigerte Grundstücke erstreckte Untersuchung in Dresden er­
gab im Durchschnitt der behandelten Grundstücke eine Verschuldung von 
109,6o/o, in einzelnen Gruppen bis 115o/0 des wertes. Bet 87% der 
untersuchten Grundstücke ist „das Maß ihrer vermietbarkeit für ihr 
schließliches Schicksal größtenteils gänzlich belanglos und in den übrigen 
Fällen zum mindesten nicht entscheidend gewesen"; Schäfer, Mitt. d. 
Statist. Amtes Dresden 1906. Im allgemeinen wird man bei dem viel- 
wohnungshaus bis in die jüngste Seit die Verschuldung auf 90 bis 
95% des angenommenen wertes, mit Abweichungen im einzelnen nach 
oben und nach unten, ansetzen dürfen.

Die Ligenart der in Deutschland herbeigeführten Bodenentwicklung 
zeigt sich in einem ihrer Hauptergebnisse, der Bodenverschuldung, 
die im Jahre 1914 die Summe von 75 Milliarden Goldmark sicherlich 
erreicht, nach anderen Angaben sogar überschritten hatte. Kein anderes 
Sand hat auf diesem Gebiet ähnliche Verhältnisse aufzuweisen. In dem 
hochkapitalistischen Belgien, in dem intensiv besiedelten und bewirt­
schafteten Königreich der Niederlande, in England ist die hypothekarische 
Verschuldung allgemein eine wesentlich niedrigere und regelmäßig mit 
Tilgung verbunden. Uber die Susammenhänge von Bodenverschuldung 
und Bodenwert und die in Wissenschaft und Praxis vertretenen An­
schauungen vgl. Hdb. d. Ww., 4. Aufs., 5. 155 u. 383 f.; zu den Be­
leihungen a. a. (D. 5. 397.

In engstem Susammenhang mit den oben geschilderten Verhältnissen 
stehen die Grundstückskrisen, die in Deutschland keine vereinzelte 
oder vorübergehende Erscheinung, sondern eine notwendige Subehör un­
seres Systems der Bodenkapitalisierung bilden. Die Sustände im Neal- 
kredit zeigen ferner das scheinbar widerspruchsvolle Ergebnis, daß zu­
gleich übermäßige Kapitalzufuhr und Kapitalmangel für die Bodenkul­
tur besteht; wir haben infolge der vorerwähnten Umstände eine Über­
sättigung mit Spekulationskapital, dagegen einen ständigen Mangel an 
Produktivkapital. Mit den Kriegsereignissen hängt diese Gestaltung der 
Uealkreditverhältnisse in keiner Weise zusammen; der „Notstand" im 
Nealkredit war lange vor Kriegsausbruch eingetreten, wie auch die Ein­
berufung der zu seiner Untersuchung eingesetzten Immobiliarkreditkom­
mission bereits int Jahre 1913 erfolgt ist. Schwerlich aber wird man von 
den Gegnern der hier erörterten 
Feinde eines soliden Hausbesitzerstandes seien.

wegen der neuerdings wahrnehmbaren Abkehr der Bodenspekulation 
vom Stockwerksbau vgl. unten 5.91; es scheint, daß mit dem Wegfall 
der Auftreibung der Bodenpreise in der Stadterweiterung auch das In­
teresse an der Stockwerkshäufung aufhört.

Sustände sagen können, , daß sie
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IV. Neuere Maßnahmen und Bestrebungen. 
Gesetzgebung und Verwaltung.

Seit den 90er Jahren des letzten Jahrhunderts setzt in der 
Wissenschaft der systematische widerstand gegen das herrschende 
System der Bauweise ein und neue Anschauungen für die plan­
mäßige Stadterweiterung werden aufgestellt. Ls beginnt der mühe­
volle weg der Reformierung des Wohnungswesens. Unter den 
gegebenen Verhältnissen konnten indes Wohnungsanlagen, bei 
denen diese neuen Gesichtspunkte verwirklicht wurden, zunächst, 
wie wir gesehen haben, nur von der gewinnlosen Bautätigkeit 
durchgeführt werden (oben S.73). Für die allgemeine Bautätig­
keit dagegen blieben die vorhandenen Hindernisse und Hemmungen 
bestehen, die teils auf persönlichem, teils auf sachlichem Gebiet 
lagen. Die großstädtischen Selbstverwaltungen waren nach ihrer 
damaligen Zusammensetzung fast allgemein in ihren Interessen 
mit dem System der Stockwerkshäufung verbunden, und auch in 
den Parlamenten stieß eine siedelungstechnische Reform auf wi­
derstand. Die Staatsregierungen allerdings brachten der woh­
nungspolitischen Neugestaltung von Anfang an Verständnis ent­
gegen/ sie suchten zunächst die dem neuen Städtebau entgegen­
stehenden Schranken, soweit sie auf staatlichen Gesetzen und Ver­
ordnungen beruhten, zu beseitigen.

In Preußen wurde im Jahre 1894 mit den eigentlichen vor­
arbeiten für ein Wohnungsgesetz begonnen, die indes jahrelang 
über den Kreis von Erwägungen und Verhandlungen nicht vor­
rückten. Nachdem ein Ministerialerlaß vom 19. März 1901 auf 
die Mißstände im Wohnungswesen hingewiesen und auf die Ge­
meinden im Sinne der Wohnungsbesserung einzuwirken versucht 
hatte, wurde im Jahre 1903 der erste Entwurf eines woh- 
nungsgesetzes veröffentlicht,- er fand jedoch bei den Vertretern 
der Selbstverwaltung eine so entschiedene Gegnerschaft, daß von 
der weiteren Behandlung zunächst Abstand genommen wurde. 
Die Regierung ging nunmehr im Verwaltungswege mit einer 
Reihe von Maßnahmen vor, indem durch Runderlaß vom 20. De­
zember 1906 die Anlage einfacher billiger Wohnstraßen und bau­
polizeiliche Erleichterungen bei Kleinbauten für zulässig erklärt



und empfohlen wurde. 3m Jahre 1911 wurde die Neubearbei­
tung bes wohnungsgesetzes wiederum in Hngriff genommen,- die 
Vorlage gelangte am 17. Januar 1914 an den Landtag und wurde 
nach schwierigen Verhandlungen endlich am 28. März 1918 zum 
Gesetz erhoben.

Das preußische Wohnungsgesetz von 1918 ist die letzte städtebau­
liche Tat des alten Staates. Soweit die Gesetzgebung in Betracht 
kommt, ist hiermit die Abkehr von dem seit den 70er Jahren zur 
Herrschaft gelangten System vollzogen. Gegenüber der seitherigen 
Übung stellt das Wohnungsgesetz neue Grundsätze auf für die 
Gebiete der Geländeaufteilung, der Straßenanlegung und der 
Baulanderschließung, sowie für die baupolizeiliche Behandlung 
der Wohngebäude. Gesetze und Verordnungen mit gleichartigen 
Zielen sind in den meisten Bundesstaaten ergangen. Für die Ent­
wicklung eines wirtschaftsgemäßen Städtebaues waren hiermit 
die erforderlichen Vorbedingungen geschaffen.

Das preuß. Wohnungsgesetz schreibt vor, daß den durch den Be­
bauungsplan seither wahrzunehmenden Interessen (Verkehr, Feuersicher­
heit, öffentliche Gesundheit) das Wohnungsbedürfnis hinzuge­
fügt wird, das in der Planlegung, den Straßengattungen und der Er­
schließung von Baugelände zu berücksichtigen ist. Die Wirkung der Vor­
schrift ist, daß das oben S. 36 erörterte Schema der Geländeeinteilung 
mit seinen Folgewirkungen beseitigt wird. 3n dem Gebiet der Stadt­
erweiterung ist in den Wohnbezirken die wohnbaumäßige Geländeauf­
teilung mit den entsprechenden Formen der Bodenerschließung anzuwen­
den. Unter Abweichung von dem ersten Entwurf des Jahres 1903 wird 
in Anlehnung an das von mir der Staatsregierung erstattete Gutachten 
ferner bestimmt: A. die Anwendung der wohnbaumäßigen Parzellierung 
ist durch abgestufte Vorschriften für die unterschiedlichen Straßengat­
tungen — Wohnstraße, wohnhöfe usw. — sicherzustellen (zur Abwehr 
der Bestrebungen, die cm dem kostspieligen Straßenbau im Interesse der 
Bodenpreissteigerung festhalten),- B. für die verschiedenen Gattungen 
von Wohngebäuden — Großhaus und Kleinhaus — sind unterschied­
liche baupolizeiliche Vorschriften zu geben (Beseitigung der auf die 
Stockwerkshäufung berechneten Schablone),- C. von dem der Gemeinde 
zustehenden Bauverbot an nicht anbaufertigen Straßen kann für den 
Bau von Kleinwohnungen Befreiung erteilt werden, falls kein überwie­
gend berechtigtes Gemeindeinteresse entgegensteht.

An der Ausarbeitung des Gesetzentwurfs waren die damals zustän­
digen Ministerien für Handel und Gewerbe, des Innern, der öffent­
lichen Arbeiten und für Landwirtschaft beteiligt. Die allgemeine Bear­
beitung des Entwurfs lag in den fänden des (im August 1919 verstor-
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denen) wirklichen Geheimen Oberregierungsrates Neu mann der seit 
1893 in hervorragender weise für das Wohnungswesen tätig gewe­
sen ist.

Die Umwälzung von 1918 und der Ausgang des Weltkrieges 
brachten für das Wohnungswesen Wandlungen von tiefgehender 
Wirkung. Die neue Negierung in Deutschland übernahm in den 
Wohnverhältnissen eine nach jeder Nichtung schwierige und schwer 
belastete Erbschaft. Längst vor dem Kriege hatten sich auf jedem 
Teilgebiet des Wohnungswesens Mißstände, vielfach zum Not­
stand gesteigert, ausgebildet,- durch die Kriegsereignisse und deren 
Folgen wurde naturgemäß eine weitere Verschärfung herbeige­
führt. Zu den altüberkommenen traten jetzt neue Schwierigkeiten 
außerordentlichen Umfangs hinzu, die an.die Tatkraft derReichs- 
und Landesregierungen ungewöhnliche Anforderungen stellten.

hinsichtlich der am meisten hervortretenden Erscheinungen — 
Wohnungsnot und Darniederliegen der Bautätigkeit — wurde 
für die Allgemeinheit die Notlage ziemlich unvermittelt nach Ab­
lauf des Jahres 1918 erkennbar. Die Bautätigkeit für private 
Rechnung war allerdings nach Kriegsausbruch im Jahre 1914 
rasch zurückgegangen und seit 1916 fast vollständig zum Stillstand 
gekommen. Am wohnungsmarkt dagegen brachten die ersten 
Kriegsjahre zunächst sogar ein Abflauen der Nachfrage und eine 
Zunahme der Leerwohnungen- erst von 1916 ab zeigte sich eine 
Knappheit an Kleinwohnungen, die sich während der folgenden 
Jahre rasch steigerte und nach Kriegsende die schlimmsten For­
men der Wohnungsnot annahm. Unter den mit Kriegsabschluß 
hervortretenden und insgesamt in gleicher Richtung wirkenden 
Umständen sind insbesondere zu nennen: 1. der Ausfall des regel­
mäßigen Zuwachses an Wohnungen, wis-sie die normale Bau­
tätigkeit in einem fünfjährigen Zeitraum hergestellt Haben würde,- 
2. der Mehrbedarf an Wohnungen für die während des Krieges 
aufgeschobenen, nunmehr ungestüm sich steigernden Eheschließun­
gen ; 3. der Mehrbedarf für die Neuansiedelung von Arbeitern, 
die infolge der verkürzten Arbeitszeit im Gebiet des Bergbaues 
und der Großindustrie erforderlich wurden- 4. der Zustrom an 
Flüchtlingen aus den dem Reich entrissenen Landesteilen, der seit 
1919 einen stetig steigenden Umfang annahm. 3nt einzelnen ist 
hierzu folgendes zu bemerken:
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vor dem Krieg hat der jährliche Zuwachs an Haushaltungen (Za. 
milienhaushaltungen, einzelnlebende Personen ungerechnet) in Deutsch­
land rund 200 000 betragen, deren wohnungsbedarf das Baugewerbe 
zu befriedigen hatte,- für die damalige Bautätigkeit ist in Betracht zu 
ziehen, daß zu jener Zeit außerdem für die durch Abbrüche und Umbau­
ten wegfallenden Wohnungen Ersatz zu schaffen war, deren Zahl auf 
etwa 40 000 anzusetzen ist. Die im Krieg eintretenden Vevolkerungs- 
verlujte an Gefallenen führten andererseits nicht immer zu dem Frei­
werden einer Wohnung, da häufig die Wohnung beibehalten oder nur 
verkleinert wurde. Die Bewegung der Bevölkerungsziffer ist an sich über­
haupt nicht schlechthin entscheidend für den wohnungsbedarf,- maß­
gebend ist für den Neubedarf in der Hauptsache die Neugründung von 
Haushaltungen, also namentlich die Ziffer der Eheschließungen. Nach 
Kriegsende ist die Zahl der Eheschließungen rasch emporgeschnellt, so in 
München von 5375 des Jahres 1913 auf 10 125 im Jahre 1919, in 
Augsburg von 1296 auf 1974 usw. „In einer Neihe größerer und klei­
nerer Gemeinden ist die Einwohnerzahl kaum merklich gestiegen, meist 
sogar gesunken, während die Zahl der Haushaltungen bis 1919 we­
sentlich stieg",- Z. Ww. Bap. 1920, $. 20. Bezüglich der Neuansiedelung 
in den Bergbaubezirken s. unten. Zu der Stärke der Flüchtlingsbe- 
wegung bemerkt hie vwg.: „während des Krieges sind etwa 150 000 
Deutsche aus Rußland, je 50000 aus England und Frankreich, weitere 
50 000 aus anderen Ländern, zusammen also etwa 300 000 zurückge­
kehrt, während und nach Abschluß des Krieges sind etwa ebensoviele aus 
dem Ausland Zugewandert. Dazu kommen etwa 150000 Elsaß-Loth­
ringer und 350—400 000 Deutsche aus den polnisch gewordenen Lan­
desteilen",- 20. Aug. 1920, S. 231.

.Das vorgehen der Regierung bezweckte zunächst die Wieder­
belebung der Bautätigkeit. Mit dem Ausgang des Jahres 1918 
waren die Baustoffpreise und die Arbeitslöhne — diese gleich­
zeitig unter einem wesentlichen Rückgang der Arbeitsleistung 
— stark gestiegen und setzten während der nächsten Jahre, in einer 
die Entwertung der deutschen Geldwährung sogar übersteigenden 
Gegenbewegung, ihre scharfe Steigerung fort. Bei einer Klein­
wohnung, deren Herstellung im Jahre 1914 6000IH. gekostet 
hatte, stiegen die Herstellungskosten im Laufe des Jahres 1919 
sprungweise auf 20—40 000 M., während sie 1920/21 sich bis 
auf 105 000 M. und darüber, d. i. auf das Achtzehnfache der 
Friedenspreise erhöhten. Die unternehmermäßige Herstellung von 
Wohnungen war auf solchen Grundlagen unmöglich. Die Reichs­
regierung hatte sich bereits im Jahre 1918 grundsätzlich mit 
Rücksicht auf das Anwachsen der Baukosten für die Gewährung 
von Baukostenzuschüssen erklärt in der Voraussetzung, daß die
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Bundesstaaten und die Gemeinden zusammen die gleiche Summe 
aufwenden würden. Der Zuschuß soll für denjenigen Teil des 
Bauaufwandes Ersatz leisten, der „durch die infolge des Krieges 
herbeigeführte, vorübergehende, übermäßige Verteuerung des 
Bauens verursacht ist".

3n Durchführung dieser Grundsätze wurden bedeutende Sum­
men aus öffentlichen Mitteln für den Volkswohnungsbau bereit­
gestellt. In den Jahren 1919 und 1920 sind zur Belebung der 
Wohnungsbautätigkeit schätzungsweise von Reich, Ländern und 
Gemeinden zusammen etwa 3160 Millionen Mark aufgewendet 
worden- daneben wurden für die besonderen Zwecke der Berg- 
arbeitersiedelung rund 1100 Millionen Mark zur Verfügung ge­
stellt, insgesamt wurden also etwa 4260 Millionen Mark in dem 
Zeitraum von zwei Jahren dem Wohnungsbau zugeführt. Die 
Zahl der neuerbauten Wohnungen, für die aus den vorerwähnten 
öffentlichen Geldern Bauzuschüsse bewilligt wurden, dürfte auf 
etwa 110 000 zu veranschlagen sein. Für die Gewährung von 
Zuschüssen gilt allgemein als Voraussetzung, daß die wohnbau­
mäßige Parzellierung, der Flachbau und das Kleinhaus mit eige­
ner Freifläche zur Anwendung gelangen. Bei der Bewilligung der 
Zuschüsse wurden anfänglich verhältnismäßig große Beträge für 
Hochbauten (Stockwerkshäufung) gegeben, was sich zum Teil dar­
aus erklärt, daß die großen Städte am frühesten mit der Ein­
reichung von Anträgen zur Stelle waren. In der praktischen 
Busführung zeigten sich indes mehrfach ungünstige Ergebnisse,' 
die Zahl der vor Bauvollendung unfertig liegen gebliebenen Bau­
ten ist bei den Stockwerksbauten eine erheblich größere als bei 
dem Flachbau. Eine besondere Hervorhebung verdient es, daß 
neuerdings im spekulativen Bodengeschäft, dem seitherigen haupt­
träger der Stockwerkshäufung, eine veränderte Wertung der Bau­
weise eingetreten ist und gerade spekulative Unternehmungen zum 
Flachbau übergegangen sind.

Der jüngste .Bericht einer der größten Berliner Bodengesellschaften 
bemerkt im Jahre 1920, nach Hervorhebung des günstigeren Absatzes 
von Linzelbauparzellen: „Unser hauptgebiet, die Verwertung von Hoch- 
baugelände, indessen.lag völlig brach. Die Errichtung von Wohnhäusern 
in Hochbaubezirken mit Hilfe von Teuerungszuschüssen 
hat sich unter den gegenwärtigen Verhältnissen als praktisch nicht durch­
führbar erwiesen." Zugleich hat die führende Berlinische Boden- und
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Baugesellschaft seit *1919 in großem Umfang sich im Vau von Rleinhaus- 
. siedelungen betätigt »und in Groß-Berlin, sowie in einer Unzahl anderer: 

Gemeinden eine Reihe vortrefflicher Unlagen erbaut. Die gleiche Ge­
sellschaft hat auf dem zur Bebauung mit Mietskasernen bestimmten 
Tempelhofer Felde-Verlin im Jahre 1920 auf die Wetterführung der 
Ztockwerkshäufung verzichtet und für den noch nicht überbauten Teil 
des großen Geländes den Flachbau eingeführt (f. oben $. 80).

Für die Fortführung des Zuschußverfahrens in der seitherigen 
Form ergaben sich seit dem Jahre 1920 Schwierigkeiten nach ver­
schiedenen Richtungen. Die durch Reich und Staat zur Verfügung 
gestellten Geldbeträge waren aufgebraucht,' für die Beschaffung 
der weiter erforderlichen großen Summen mußten nach Möglich­
keit neue Wege gesucht werden. In der Praxis hat sich überdies ge­
zeigt, daß die Gewährung von Geldzuschüssen seitens des Staates 
die erhoffte Wirkung einer Erleichterung der Bautätigkeit nicht in 
dem gewünschten Maße gebracht hat. Gleichlaufend mit den 
Staatszuschüssen ist eine weitere Erhöhung der Baukosten eingetre­
ten, die die gewährten Beihilfen zum großen Teil aufgezehrt hat.

Die seit dem Jahre 1921 ergriffenen Maßnahmen gehen des­
halb dahin, durch feste Begrenzung der Zuschüsse und Überprü­
fung der Bauentwürfe auf eine sparsame Bauwirtschaft hinzuwir­
ken. Ferner wurde versucht, neue Quellen der Geldbeschaffung zu 
eröffnen. Für den Bau von Bergmannssiedelungen wurde eine 
besondere Hb gäbe (von 6 HL für die Tonne Steinkohle und Bri­
ketts, 2M. für die Tonne Rohbraunkohle) eingeführt, deren Er­
trägnis in den Bergbaubezirken zur Verwendung gelangt. Durch 
Gesetz vom 12. Februar 1921 hat ferner der Reichstag bestimmt, 
daß die Länder verpflichtet sind, in den Rechnungsjahren 1921 
und 1922 zusammen mindestens den Betrag von 30 M. auf den 
Ropf ihrer Bevölkerung für die Förderung des Wohnungsbaues 
aufzuwenden. Zur Deckung der aufzubringenden Beträge erheben 
laut Reichsgesetz vom 26. Juni 1921 die Länder und die Ge­
meinden eine Hb gäbe von je 5% (insgesamt also 10%) des jähr­
lichen Nutzungswertes der vor dem l.Juli 1918 fertiggestellten 
Gebäude- an Stelle der Hb gäbe können geeignetenfalls Zuschläge 
zu Steuern vom Grundbesitz erhoben werden. Die Gemeinde er­
hält ferner das Recht zur Erhebung einer besonderen Wohnungs­
luxussteuer. Der preußische Staat hat weiter, um jede Stockung 
in der Bautätigkeit zu verhüten, durch Gesetz vom 14. Januar
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1921 die Summe von 400 Millionen Mark für den Wohnungs­
bau zur Verfügung gestellt.

Die Wohnungsherstellung erfolgte in Deutschland seit 1919s. im we­
sentlichen in den oben S. 73 erörterten Formen der gewinnlosen Bautä­
tigkeit.' Unter den größeren, durch Beteiligung des Reichs und der Län­
der geschaffenen Siedelungen seien genannt: Piesteritz-Wittenberg, im 
Anschluß an die Reichsstickstoffwerke im System des Einfamilienhauses 
mit trefflichen Wirkungen angelegt (durch die Berlinische Bodengesellschast 
unter Leitung der Architekten Salvisberg und Jatzow); wohnungsbau­
ten der preuß. Bergverwaltung in westf. Bezirken, namentlich bei Buer, 
Gladbeck und im Saarbrücker Revier (3BÜ. 1920, S. 569); Bauten der 
Eisenbahnverwaltung, vwg. 24. Aug. 1920. Seitens des Staates Ham­
burg wurde durch Baudirektor Fritz Schumacher im Jahre 1920 eine 
Rleinhausjiedelung von 658 Wohnungen, in Anlage und Ausführung 
gleich bemerkenswert, errichtet' vwg. 1920, S. 136. In Lübeck wurde 
1919/20 eine größere Zahl von Rleinwohnungen in Zweiwohnungs­
häusern erbaut; ZBV. 1920, S. 605.

Die Stadtgemeinden sind in großer Zahl bereits im Jahre 1919 
mit Maßnahmen der Bauförderung vorgegangen und haben bedeutende 
Geldmittel (wohnungsverband Groß-Berlin 120 Millionen, Magde­
burg u. a.) bereitgestellt. Aus den Jahren 1920/21 — eine irgendwie 
vollständige Aufzählung zu geben ist unmöglich — seien folgende Bau­
vorhaben und Geldbewilligungen erwähnt: Berlin-Reukölln, Stargard, 
Nürnberg, Leipzig, Baden-Baden, Krefeld, Rendsburg, Allenstein, Düs­
seldorf, Görlitz, Frankfurt a. ©., Saalfeld, Zittau u. a. (Einzelangäben j. 
die vwg.). Die früher erwähnten Städte wie Ulm, Neuß, M.-Gladbach 
u. a. haben ihre Tätigkeit im Wohnungsbau fortgesetzt. Umfangreiche 
Anlagen wurden durch die Städte Rüstringen, Zoppot und durch zahlreiche 
Mittel- und Uleinstädte errichtet. Ausgedehnte großstädtische Vorort-Siede- 
lungen hat der Kreis Niederbarnim-Lerlin (Arch. R Broderfen) ge­
schaffen.

(Eine besondere Hervorhebung verdient der Wiederaufbau von 
Ostpreußen, wo die gewaltige Aufgabe der Gutrnachung der durch 
die russischen Verwüstungen verursachten Schäden zu lösen war. 
Trotz der drückenden Last der Rriegszeit und der noch schlimmeren 
Not der folgenden Jahre wurde das Werk aufgenommen und zu 
einem großen Teil bis 1921 von Deutschland durchgeführt.

Es handelte sich um den Aufbau von 32 000 zerstörten Gebäuden 
und um den Ausgleich der allen Gebieten in Landwirtschaft, Gewerbe, 
Handel und Verkehr zugefügten Schädigungen. Die große Aufgabe, für 
die sich Architekten aus ganz Deutschland zur Verfügung stellten, erfor­
derte eine Reihe von organisatorischen Einrichtungen, um die sich Geh. 
Baurat Paul Fischer besondere Verdienste erworben hat. Zu den 
Schwierigkeiten der verschiedensten R 't, die bei der Ausführung zu über-



winden waren, und zu den erreichten Leistungen vgl. vwg. 1920, $. 101 f. ; 
Lübbert, BKbs. 1921, 5. 131 f. u. 143f.

Unter den neueren Organisationen ist die (in enger Anlehnung an die 
Reichsversicherung für Angestellte begründete) gemeinnützige Aktien­
gesellschaft für Angestelltenheimstätten zu nennen, die seit 1918 eine be­
deutende Zahl von Liedelungen fertiggestellt und größere Unterneh­
mungen in Angriff genommen hat. — Für den Bau von Wohnungen 
im Bereich der Großbetriebe der Industrie haben sich sowohl die Ar­
beitgeber wie die gemeinnützige Bautätigkeit eingesetzt. Line Sonder­
stellung in dem Wohnungsbau der jüngsten Zeit nimmt der Kohlen­
bergbau ein. Die Einführung einer verkürzten Arbeitszeit und die in 
politischen Verhältnissen begründete Notwendigkeit, die Kohlenförde­
rung wesentlich zu steigern, wirkten gleichmäßig in der Richtung, daß 
eine starke Vermehrung der Arbeiterzahl vorgenommen werden mußte 
und sich das dringende Bedürfnis der raschen Beschaffung neuer wohn- 
gelegenheit ergab. Insgesamt wird angenommen, daß zur Erzielung 
einer zureichenden Kohlenversorgung für Deutschland und zur Erfüllung 
der dem Deutschen Reich obliegenden Lieferungsverpflichtungen die Neu­
ansetzung von etwa 150 000 Arbeitern (Stein- und Braunkohlen zu­
sammengerechnet) erforderlich sein wird. Zu der Einführung der dem 
Bau von Bergmannswohnungen dienenden Kohlenabgabe j. oben S. 92. 
Mit Rücksicht auf die Bedeutung und die eigenartigen Verhältnisse des 
Ruhrkohlengebietes ist ein besonderer Siedelungsverband „Ruhrkohlen­
bezirk" errichtet worden, dessen Gebiet das nordöstliche Rheinland und 
das westliche Westfalen umfaßt und seinen Mittelpunkt in Essen findet, 
vgl. Gberreg.-Rat Dr. Rappaport, Wf. Wbl. 1920, $. 221; Geh. 
Rat $. w. Fischer, vwg. 1920, S. 33.

In den ostelbischen und mitteldeutschen Braunkohlenrevieren sind um­
fangreiche wohnungsbauten irrt Gange, die namentlich in der Umgebung 
von Senftenberg, Kalau, Liebenwerda, Merseburg ausgeführt werden 
und an denen die verschiedenen Großbetriebe, Ilse-Bergbau-Gesellschaft, 
Niederlausitzer Kohlenwerke usf. beteiligt sind. Anlagen größeren Um­
fangs werden von der Braunkohlen- und Brikett-Industrie-A.-G. seit 
dem Jahre 1918 errichtet, die im Anschluß an bestehende Ortschaften, 
jedoch als selbständig entworfene Siedelungen — Planung von Rud. 
Eber st ad t und Bruno Möhring — erbaut werden- vgl. den Be­
bauungsplan einer neuen, zumeist aus Zweiwohnungshäusern bestehen­
den Kleinhaussiedelung, Abb.l l.

Neuerungen von weitgreifender Bedeutung hat die Gesetzgebung 
auf dem Gebiete der Ansiedelung, namentlich für den Be­
reich der Landwirtschaft, gebracht. Durch die NeichLsiedelungz- 
Ü.0. vom 29. Januar 1919 wurden die Organisation und die 
allgemeinen Ziele für dar Siedelungswesen geregelt, während das 
Reichssiedelungsgesetz vom 11. August 1919 den Ausbau bestehen­
der Kleinbetriebe, die sog. Anliegersiedelung, in den Kreis der
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Rudolf Lberstadt und Bruno Nlöhring.
Hbb. 11. Rleinhaussiedelung Tschornegosda bet Ruhland.

siedelungstechnischen Maßnahmen einbezog. Oie Pachtschutzord­
nung vom 9. Juni 1920 ermächtigt die Landesbehorden, pacht- 
einigungsämter zu errichten, die befugt sind, für landwirtschaft­
lich und gärtnerisch benutzte Grundstücke Leistungen, die unter den 
veränderten wirtschaftlichen Verhältnissen nicht mehr gerechtfer­
tigt sind, anderweitig festzusetzen und insbesondere für Grund­
stücke unter 272 ha Kündigungen als unwirksam zu erklären. 
Das N ei ch sheimstättengefetz vom 10. Mai 1920 gibt für das Reich, 
die Länder und die Gemeindeverbände die Ermächtigung, Grund­
stücke als Wohnheimstätten (aus einem Einfamilienhaus nebst 
Nutzgarten bestehend) oder als Wirtschaftsheimstätte (die durch 
eine Familie ohne Beihilfe ständiger fremder Arbeitskräfte bewirt­
schaftet werden kann) zu Eigentum auszugeben. Oie Eigenschaft 
als Heimstätte ist grundbuchlich einzutragen- hypothekarische Be-
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lastungen können nur in der Form unkündbarer Tilgungsschul­
den aufgenommen werden, wobei die Festlegung einer Verschul­
dungsgrenze zulässig ist.

Nach dem Neichssiedelungsgesetz sind in allen Bundesstaaten gemein­
nützige Siedelungsunternehmungen, soweit nicht bereits vorhanden, zu 
begründen. — Die Verfassung des Deutschen Reiches vom 14. Rug. 1919 
stellt in Anlehnung an die Forderungen der Bodenreformer in ihrem 
Art. 155 Grundsätze über die Bodennutzung auf, die jedem Deutschen 
eine gesunde Wohnung und jeder Familie eine ihren Bedürfnissen ent­
sprechende wohn- und Wirtschaftsheimstätte sichern sollen. Die Enteig­
nung von Grundbesitz, der für die Befriedigung des Wohnungsbedürf­
nisses, sowie zur Förderung der Ansiedelung und der Landwirtschaft no­
tig ist, kann verfügt werden. Die ohne Arbeits- und Kapitalaufwendung 
entstehende Wertsteigerung des Bodens ist der Allgemeinheit nutzbar zu 
machen, vgl. Ponflck-Glaß, Das Neichssiedelungsgesetz, und H. ponfick, 
Das deutsche Siedelungswerk, Berlin 1920; w. Holzapfel, Die Siebe« 
lungsgefetzgebung, Berlin 1920; A. Damaschke, Die Bodenreform.

Zur Förderung des Wohnungsbaues können nach Erlaß des Neichs- 
arbeitsministeriums vom 7. Jan. 1921 und 9. März 1921 die Mittel der 
produktiven Lrwerbslosenfürsorge herangezogen werden, 
namentlich, wenn es sich darum handelt, die Ansiedelung von Industrie­
arbeitern auf dem Lande zu begünstigen; während für die Großstädte 
im wesentlichen nur die Beteiligung bei der Schaffung von Not- und 
Behelfswohnungen in Frage kommt; Schiele, Vwg. 1921, S. 134. — 
Den Bestrebungen einer Herabnnnderung der Baukosten dient die An­
wendung von sparsamen Bauweisen und Ersatzstoffen; der Wiederauf­
nahme des Lehmbaues wird hierbei gesteigerte Beachtung zugewendet; 
s. Staatssekretär Scheidt, Denkschr. über Ersatzbauweisen, Berlin 1919; 
A.Z.K. XII, H.3, S.504; I.Sonderheft der vwg. 1920; Schriften von 
Karl Siebold, Lindner, Engelhardt, Niemeyer, v. Nit­
gen; vwg. 1921, S. 140. Vorteile für den Baubetrieb sind ferner er­
reichbar durch sog. „Normung", die für die gleichartigen Baubestandteile 
eine gewisse Einheitlichkeit und damit Verbilligung der Herstellung an­
strebt; vwg. 1920, S. 293 f. weiter können Verbilligungen bei woh­
nungsbauten erzielt werden durch Einzelheiten in den Grundrißlöjun- 
gen, Einsparungen bei Gas- und wasferzuleitung u. a.m., s.M. Wolfs 
wf. wbl. 1918, S.240; Stadtbaurat Holzer, Z. ww.B. 1918, S.76,

Zu den die Neubautätigkeit fördernden Maßnahmen zählt die Vor­
schrift der Novelle zum Einkommensteuergesetz vom 19. März 1921, wo­
nach steuerfrei bleiben Aufwendungen für den Zweck der Erstellung von 
Kleinwohnungen, die bis 1923 baulich beendet werden, soweit sie den 
„gemeinen wert" der Bauten übersteigen, sowie Beträge, die der Steuer­
pflichtige gemeinnützigen Bauvereinigungen zuwendet.

Eine Reihe von Einrichtungen und Vorkehrungen mußte auf 
dem Gebiet des Wohnungswesens neuerdings geschaffen werden,
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um die Verhältnisse in den bestehenden Gebäuden, sowie die Be­
ziehungen zwischen Vermieter und Mieter gemäß den besonderen 
Anforderungen der Zeitumstände zu ordnen, hierunter zählen die 
Mieteinigungsämter, die Erweiterung der Wohnungsämter, die 
Aufstellung von Richtlinien und Grenzen für die Gestaltung der 
Mietpreise, die Behandlung fälliger Hypotheken u. a. m.

Mieteinigungsämter haben bereits oor dem Kriege bestanden 
in Solingen, Kempten, Gotha, Lübeck und Frankfurt a. KT.; im Anschluß 
an die Vekanntmachung vom 15. Dez. 1914 wurde die Einrichtung verall­
gemeinert. Eine Erweiterung erfuhr der Tätigkeitsbereich der Mieteini­
gungsämter durch die Ü(D. vom 26. Juli 1917 und 23. Sept. 1918, die 
dem Einigungsamt — vorbehaltlich der Genehmigung durch die Landes­
zentralbehörde — die Entscheidung über die Wirksamkeit der Kündigung 
einer Wohnung, über die Fortsetzung des gekündigten Mietverhältnisses 
bis zur Dauer eines Jahres, sowie über die Zulässigkeit der Erhöhung 
der wohnungsmiete seitens des Hausbesitzers überträgt. Der Herbeifüh­
rung eines Ausgleichs zwischen hypothekengläubiger und Hausbesitzer 
dienen die Hypothekeneinigungsämter. — Line Anzahl neuer Maßnah­
men ist seit dem Jahre 1919 zur Regelung des Wohnungsmarktes hinzu­
getreten, z. T. auf Grund der Wohnungsmangel-VG. v. 23.Juni 
1918/23. Juli 1919, die die Landeszentralbehörde zum Erlaß von beson­
deren Anordnungen zur Behebung des Wohnungsmangels ermächtigt, 
wie Vorschriften über Teilung von Großwohnungen, Beschränkung des 
Zuzugs und Aufenthalts ortsfremder Personen u. a.m.

Den Hausbesitzern gewährt die Bekanntmachung vom 8. Juni 1916 
den Schutz, daß für eine fällige Hypothek, bei Nichterreichbarkeit einer 
Vereinbarung mit dem Gläubiger, das Gericht eine Frist bis zu einem 
Jahr für die Zurückzahlung bestimmen und eine Erneuerung der Frist 
bewilligen kann. Zahlungsunfähige Hausbesitzer können ferner die Ein­
setzung einer Grundstücksaufsicht beantragen. Durch die Verordnungen 
vom l.Febr. 1919 und 22. Juni 1919 wird die Regelung der Preise für 
die Lieferung von Gas, Wasser und elektrischer Kraft, sowie die Fest­
setzung einer dem Anwachsen der Kosten für Heizstoffe entsprechenden 
Mietssteigerung ermöglicht.
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2. Die jüngste Praxis 
des Vau- und Siedlungswesens.

wenn wir die einzelnen Teile des vorausgehenden Abschnitts 
überblicken, so ergibt sich uns ein Bild größter Regsamkeit und 
emsigen Schaffens im Wohnungswesen. Gesetzgebung und Ver­
waltung vervielfältigen ihren Eifer - große Summen werden auf­
geboten, weitreichende Befugnisse gewährt, zahlreiche Maßnah-
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IV. Neuere Maßnahmen und Bestrebungen

men getroffen, um die Bautätigkeit zu fördern und zu steigern. 
Leider ist der Eindruck, den wir aus den tatsächlichen Verhält­
nissen empfangen, ein wesentlich anderer: Klagen, Wohnungsnot 
überall, steigende Schwierigkeiten; keine Abhilfe,' was geschieht, 
ist ungenügend, ein Tropfen auf einen heißen Stein. Selbst dort, 
wo man mit größter Zuversicht an einen Fortschritt glaubte, bei 
den verschiedenen Versprechungen der Ansiedelung in Stadt und 
Land, für Arbeiter und für Beamte, für Gesunde und Kriegsver­
letzte, hören wir von Warnungen und Enttäuschungen. Nichts geht 
vorwärts- die Gesetze stehen auf dem Papier. Gewiß, ein wider­
spruchsvolles Ergebnis.

Kann man der Regierung an diesen Zuständen Schuld geben ? 
Sicherlich nicht in dem Sinne,, daß man ihr mangelnde Betäti­
gung vorwirft. Die Wohnungsnot ist heute international; sie 
findet sich bei den sogenannten Siegern wie bei den Besiegten des 
Weltkrieges; sie besteht bei den valutastarken., wie bei den valuta­
schwachen Völkern. Allerdings steht auch hier wieder in der Be­
handlung des Wohnungswesens England den anderen Staaten 
voran, sowohl in der Größe der Aufwendungen, wie in dem Um­
fang der vorbereiteten Planungen, der es dem zuständigen Mi­
nister im Juni 1921 ermöglichte,, auf die Ausführung einer gro­
ßen Zahl gemeindlicher Bauvorhaben zu verzichten; auch hat Eng­
land das schwierigste, aber wirkungsvollste Mittel der Bauförde­
rung, den Abbau der gestiegenen Baukosten, unter Zustimmung 
der Arbeiter bereits zur Anwendung gebracht, wenn man indes 
die politische und wirtschaftliche Lage in Betracht zieht, so hat 
wohl Deutschland die verhältnismäßig höchsten Leistungen auf­
zuweisen. Die Gesetzgebung hat hier den weg freigemacht für 
das Fortschreiten des Siedelungswesens; das verarmte und nieder­
getretene Land bringt die größten Opfer für die notwendige He­
bung der Bautätigkeit. Trotzdem bleibt die schlimmste Notlage 
bestehen. Dürfen wir versuchen, auf die Ursachen hinzuweisen?

Zunächst sehen wir: die Gesetzgebung hat ihre Schleusen weit 
hochgezogen. Eine ungehemmte Flut von Gesetzen, Verordnungen, 
Organisationsvorschriften ergoß sich seit der deutschen Umwäl­
zung über Stadt und Land; unsere Aufzählung des vorausgehen­
den Kapitels kann kaum als zureichend gelten. Zu dem Über­
maß des Anordnens ist indes zu bemerken: es läßt sich nicht viel
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befehlen und durch Befehlen nicht Viel ausrichten. Der entgegen­
gesetzte Glaube ist ein Irrwahn. (Es ist das Zeichen einer kleinen 
Zeit und kleiner Geister, wenn allgemein in einem Volke die Sucht 
besteht, die Befehlsgewalt in die Hand zu bekommen. Die Grenze, 
an der das Befehlen aufhört wirtschaftsfordernd zu wirken, ist 
bald erreicht.

Der neue Staat hat von dem alten in der Verwaltung be­
reits eine Überorganisation übernommen,, und er hat sie nochmals 
in großem Umfang gesteigert. Die Überorganisation aber hebt 
sich selber auf - sie ist der Handlungsfähigkeit nicht forderlich, son­
dern hinderlich. Kn der Zahl seiner Gesetze und organisatorischen 
Maßnahmen wird man deshalb die Verdienste des neuen Staates 
nicht messen dürfen- den Maßstab werden wir vielmehr in den 
positiven Leistungen finden, die hier vollbracht wurden, und zwar 
unter den denkbar schwierigsten Bedingungen.

Deutschland hatte nach Kriegsende im Wohnungswesen einem 
Druck standzuhalten wie kein anderes Land, während die Neu­
bautätigkeit fünf Jahre lang stillgestanden hatte, mußte, wie 
früher erwähnt, eine Million vertriebener aus den von dem 
Reiche abgetrennten Landesteilen neu untergebracht werden,- die­
ser plötzliche Wohnungsbedarf würde selbst die volle Produktion 
von l1/o Friedensjahren glatt aufgezehrt und auch in normalen 
Zeiten die schlimmste Wohnungsnot hervorgerufen haben. Es trat 
indes weiter der Bedarf für den fünfjährigen Aufstau der Haus­
haltsgründungen hinzu- andererseits wurde durch die dem Zu­
sammenbruch der Valuta folgende Steigerung der Baukosten eine 
aus den Mietserträgen zu deckende Neubautätigkeit schlechtweg 
unmöglich gemacht. Gleichmäßig in Stadt und Land stellte sich die 
Teuerung dem Neubau und der Siedelung entgegen. Dieses Zu­
sammentreffen widriger Umstände müssen wir uns vergegen­
wärtigen, wenn wir die seitherigen Leistungen gerecht beurtei­
len und unsere Erwartungen für die nächste Zukunft richtig 
einstellen wollen. Rn eine baldige Behebung der.Schwierigkeiten 
im Wohnungswesen ist nicht zu denken. Line Reihe von Jah­
ren ist notwendig, wenn nur die drückendsten Notstände beseitigt 
werden sollen- auch dann wird es noch der größten Anstren­
gungen bedürfen, nicht um zu einer normalen Entwicklung 
des wohnungs- und Siedelungswesens, sondern um wenigstens
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ZU einer Anpassung an die neuen Verhältnisse zu gelangen, ver­
zicht auf große Erwartungen und trotzdem Aufbie­
tung aller Kräfte der nationalen Gesamtheit — das 
sind die Aussichten, wie sie uns in Deutschland für den nächsten 
Zeitabschnitt sich darstellen.

Wir können drei Gebiete unterscheiden ,die für die zu ergrei­
fenden Maßnahmen hauptsächlich in Betracht kommen: 1. die Be­
handlung des vorhandenen Wohnungsbestandes, 2. die Hebung 
der Neubautätigkeit, 3. die Entscheidung über die weiter anzu­
wendenden Formen der Bau- und Siedelungsweise. Auf jedem 
dieser drei Gebiete bestehen scharfe Gegensätze der Interessen und 
der Meinungen.

In einer vielfach verbreiteten Auffassung werden das erste und 
das zweite der vorgenannten Gebiete in engste Verbindung und 
Wechselwirkung gebracht. Man sagt, die durch die seitherige Ge­
setzgebung beschränkte Wertentwicklung des vorhandenen Woh­
nungsbestandes müsse freigegeben werden, damit eine rentable 
Wohnungsversorgung durch Neubau möglich werde. Erst menn 
die Mieten in den alten Häusern der höhe der in den Neubauten 
zu fordernden Mieten angenähert sind, kann eine zureichende 
Neubautätigkeit einsetzen,' eine „starke Wendung" gegenüber der 
seitherigen Mietspolitik, die die Mieten in den vorhandenen 
Wohnungen niedrig hält, ist erforderlich. — Diese Beweisführung 
ist indes fehlerhaft und man muß bedauern, daß sie in einfluß­
reichen Fach- und Interessentenkreisen vorgebracht wird. (Es unter­
liegt keinem Zweifel, daß bei solchen Konsumgütern, die durch 
den verbrauch zugleich aufgebraucht und aus dem Markt ge­
nommen werden., der für die Neuherstellung geltende preis der 
allgemein maßgebende sein muß. Denn alte Güter stehen hier dem 
Markte nicht oder nur in geringem Maße zur Verfügung. (Es 
wäre gewiß sinnlos., für den Getreidepreis im Jahre 1921 
den verkehrswert des Getreides aus dem Jahre 1891 anzusetzen. 
Bei Gütern, die durch den verbrauch aufgebraucht werden — man 
sollte sie nicht Verbrauchs- sondern Aufbrauchsgüter nennen — ist 
die Festsetzung der preise nach vergangenen Produktionsabschnit­
ten nicht anwendbar, hier kommt für den Markt im wesentlichen 
nur die Neuerzeugung in Betracht.

Anders auf unserem Gebieh dessen Eigenheit, wie früher er-
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wähnt, darin besteht, daß jeweils 95 oo des Gegenwartsbestandes
heute sogar erheblich mehr — aus vergangener Zeit herstam­

men. Den zur Zeit geltenden Baupreisen entsprechend müßte sich 
die Miete einer Kleinwohnung, die in der Vorkriegszeit 300 HL 
betrug, auf 6000 ITT. und darüber stellen. Eine solche oder diesem 
Betrag irgendwie nahekommende „Ungleichung" würde aber den 
für die Gesamtbevölkerung verfügbaren wohnraum nicht vermeh­
ren, sondern in gewaltigstem Umfang einschränken. Um die Auf­
bringung auch nur eines Teils einer scharfen Steigerung zu er­
möglichen, wären unvorstellbare Umwälzungen in dem Einkom­
men der Bevölkerung notwendig. (Es kann kein Zweifel darüber 
sein, daß eine starke Metserhöhung den Notstand im Wohnungs­
wesen nicht vermindern, sondern vergrößern und zugleich die 
allgemeinen Schwierigkeiten unserer Wirtschaftslage in außer­
ordentlichem Umfang verschärfen würde.

In normalen Zeiten hat die Bautätigkeit während der letzten 
Jahrzehnte seit 1880, einen allgemeinen Durchschnitt angenom­
men, jährlich etwa 11/2 bis 2 °/o des jeweiligen Bestandes betra­
gen. Die Ziffer erscheint uns an sich genug; sie würde, aus die 
heutigen Verhältnisse angewandt, einem Jahreszuwachs von 
300 000 Wohnungen entsprechen. Indes von dieser Neubauziffer 
sind wir noch weit entfernt, wir würden uns von unserem Ziel 
aber noch weiter entfernen, wenn wir der Steigerung der Mieten 
und der Ausnutzung der Marktlage freie Bahn lassen würden; 
s. unten.

Unvermeidbar ist jedoch diejenige Erhöhung des Mietsbetrages, 
die in dey Häusern alten Bestandes durch die neuere Steigerung 
der Unkosten verursacht wird. Das Haus bedarf der Instand­
haltung. wenn die Arbeitslöhne, ferner die Steuern und Ab­
gaben Hochgetrieben werden, so kann der Hausbesitzer die Neube­
lastung nicht allein tragen, sondern sie muß anteilig von den 
Mietern übernommen werden, hier ist aber auch die Grenze für 
die Mietsaufschläge zu ziehen. Die Mehrbelastung mag gedeckt 
werden; nicht aber soll das Grundstück als Ganzes durch Miets­
erhöhungen im werte gesteigert werden. Der städtische hausbesitz 
ist zu 90 o/o und darüber verschuldet, und dem nominellen Be­
sitzer gehört nur ein Bruchteil des Ganzen. Eine Wertsteigerung 
müßte vielmehr denjenigen zufallen, denen die Substanz in der
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Hauptsache gehört - dies sind die hppothekengläubiger, und ihnen 
wird man eine solche Zuwendung wohl kaum machen wollen.

vgl. hierzu die Darlegungen von Dr. Saitzew, Bekämpfung der 
Wohnungsnot, Zürich 1920. — Die Bedenken gegen die Aufhebung der 
auf den vorhandenen Wohnungen ruhenden Beschränkungen würden 
nicht beseitigt, wenn versucht werden sollte, den sich bei einer Werlsteige­
rung ergebenden Mehrwert durch eine Wertzuwachssteuer für allge­
meine Zwecke zu beschlagnahmen. Die Steigerung der Grundstücks­
erträge würde überdies zur Folge haben, daß der Grund und Boden 
in Deutschland — in weit größerem Maße als das seither schon der 
Fall war — von Nusländern aufgekauft würde. Vgl. Kuczynski, 
Überfremdung des großstädt. hsbefitzes, vierteljhefte. Deutscher Städte 
1921, S. 34.

Die Veränderung in der Lage des städtischen Hausbesitzer ist im übri­
gen, wie ich glaube, in der Hauptsache nicht durch 'das Anwachsen der 
Unkosten verursacht, sondern auf andere Umstände zurückzuführen, die 
der Hervorhebung bedürfen. In früheren Jahren brachte ein vielwoh- 
nungshaus im werte von zirka 350000 M. dem Besitzer einen Uberschuß 
von 3500—4000,111.; von diesem Einkommen hat der Besitzer bis zum 
Zusammenbruch unserer Valuta als Kleinrentner gelebt. Um 
ihn in gleichwertiger Stellung zu erhalten, müßte das Haus heute min­
destens das Zehnfache, also 30—40000KT. Uberschuß bringen; und dies 
ist allerdings unmöglich. Alle Kleinrentner in Deutschland befinden sich 
in der gleichen oder vielmehr in einer noch schlimmeren Notlage. Selbst 
die weitgehendste Zubilligung von Unkostendeckung kann den hausbesitz 
zunächst nicht in seine frühere Lage zurückbringen. Der hausbesitz muß 
andere Mittel zur Besserung seines Nenteneinkommens heranziehen und 
hat dies z.E. schon mit Erfolg getan. Es handelt sich um dje bedauer­
lichen Wirkungen, einer Krisis, die wie die früher häufig — man kann 
sagen, regelmäßig — eintretenden Grundstückskrisen (oben S. 86) von 
einem wenig widerstandsfähigen Stand nicht ohne Erschütterungen über­
wunden werden kann. *

Nltwohnung und Neuwohnung, Wohnungsvorrat und Neubau­
tätigkeit stehen allerdings hinsichtlich der Wertbildung in enger 
Wechselbeziehung. Den Ausgleich der heute zwischen beiden Ge­
bieten bestehenden Wertspannung sollten wir indes nicht darin 
suchen, daß wir den Wert der Hauptmasse der Wohnungen, des 
Wohnungsbestandes, hinaussetzen,' sondern die Frage sollte ge­
stellt werden, ob wir nicht vielmehr streben müssen, die Kosten 
der Neubauten herabzumindern und hierdurch, als auf dem einzig 
wirkungsvollen Wege, die Neubautätigkeit zu heben und zu for­
dern. Die Baukosten sind in den Jahren 1919/21 übermäßig ge­
stiegen; in ihrer Erhöhung gingen sie seither über das durch die
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Geldentwertung und die inländische Raufkraft gebotene Verhält­
nis hinaus. Der preis des Bodens für den Wohnungsbau konnte 
in diesem Zeitabschnitt nicht oder kaum erheblich steigen (s. oben 
$.80); die Preiserhöhung in der Wohnungsherstellung entfällt 
auf die Baukosten, deren außerordentliches Ansteigen jeden Teil 
und jeden Faktor des weitverzweigten Baugewerbes ergriffen 
hat. Soweit hierbei die reinen Arbeitslöhne in Betracht kommen, 
entspricht die Bewegung der seit Jahren von sozialistischen Theo­
retikern vertretenen Lehre, daß für die arbeitende Klaffe das ein­
zige Mittel der Gegenwehr gegen eine Teuerung in der Lohn­
erhöhung bestehe. Die Entwicklung der letzten Jahre, mit ihren 
stetig steigenden Nominallöhnen und sinkendem Realeinkommen, 
hat in hinreichender weise gezeigt, daß jene Anschauung irrtüm­
lich ist, und es wäre an der Zeit, daß ihr, eben vom Standpunkt 
des .arbeitenden Volkes, entgegengetreten wird. Nach den Erfah­
rungen der jüngsten Zeit kann es kaum mehr zweifelhaft sein, 
daß die Inflation der Werte und Preise letzten Endes keiner 
Klasse mehr nützt als den Kapitalisten und keinen Stand mehr 
schädigt als den des Lohnarbeiters.

Als Konsument und als Produzent hat der Arbeiterstand, und 
er in erster Reihe, ein Interesse an der Gesundung des Baumark­
tes, und nur durch den willen und die Mitwirkung der Arbeiter 
kann eine Besserung der unhaltbar gewordenen Mißstände erzielt 
werden. Zur Sache genügt der Hinweis auf England, wo, wie 
zuvor bemerkt, neuerdings im Einvernehmen mit einer straff 
organisierten Arbeiterschaft eine Senkung der gesamten Baukosten 
erreicht wurde. Daß mit der Konsolidierung der Neubautätig­
keit keine Herabminderung, sondern eher eine Hebung des Real­
lohns verbunden sein soll, bedarf kaum der Erwähnung. Auch 
wird auf absehbare Zeit der Grundsatz der Zuschußgewährung bei 
wohnungsbauten nicht in Frage gezogen werden dürfen, vor die 
Wahl gestellt, wo die „starke Wendung", von der oben gesprochen 
wurde, eintreten soll, wird man sie wohl weniger in der herauf- 
fetzung der Mieten als in der Senkung der Baukosten Herbeiwün­
schen müssen.

Mißverständnisse bestehen hinsichtlich der Mitarbeit der Woh­
nungssucher und Siedler, durch die sich im einzelnen eine erhebliche 
Herabsetzung der Baukosten erzielen läßt. Die organisierte Arbeiter-
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schuft hat der Mitarbeit der Siedler bisher Schwierigkeiten bereitet mit 
der Begründung, daß der Siedler dem Facharbeiter die Beschäftigung 
wegnehme und hierdurch die Zahl der Arbeitslosen vermehrt werde. 
Das gerade Gegenteil dieser Annahme ist indes zutreffend und erwie­
sen. Durch die Mitarbeit der Siedler wird die Ausführung zahlreicher 
Bauten ermöglicht, die sonst infolge der hohen Baukosten überhaupt 
nicht erbaut werden könnten, und eine bedeutend gesteigerte Zahl 
von Facharbeitern wie von Arbeitslosen findet durch die Hebung der 
Bautätigkeit Beschäftigung,- vgl. die praktischen Erfahrungen vwg. 
10. März 1921, S. 79; 24. Gkt. 1920, $. 265; 10. Dez. 1920, S. 315 f.; 
3ww. 1920, S. 389 und 1921, S. 65. — Seit Ende 1921 macht sich 
in Deutschland ein Mangel an gelernten Baufacharbeitern geltend. Die 
Auffüllung der durch den Krieg und die Umstellung auf Kriegsarbeit 
entstandenen Lücken in den Reihen der geschulten Arbeitskräfte wird ver­
hindert durch die seitens der Gewerkschaften aufgestellten Forderungen, 
die zwischen gelernten und ungelernten Arbeitern nur einen kaum nen­
nenswerten Unterschied in den Arbeitslöhnen zulassen. (Es ergeben sich 
hierdurch wesentliche Schwierigkeiten, die sich mit der Belebung der Bau­
tätigkeit steigern; s. verbandsdirektor Schmidt Uh. Bl. Nov.1921, $.247.— 
Beachtenswert ist der von Reg.- und Baitrat Engelbrecht begründete 
Vorschlag, daß jedes Dorf im preußischen Staate verpflichtet werden sollte, 
ein Doppelwohnhaus zu bauen, wodurch 60000 neue Wohnungen rasch 
beschafft werden konnten und zugleich günstige Rückwirkungen hinsichtlich 
der städtischen Wohnungsnot folgen würden, wochenfchr. d. Berl. Arch. Der. 
10. Jan. 1921. — Zur Anregung der Bautätigkeit wird seitens der führenden 
Hypothekenbanken die Schaffung einer besonderen Gattung von Obliga­
tionen, als Wiederaufbauobligationen bezeichnet, vorgeschla­
gen, die die Hälfte des für den nicht rentierlichen wert der Neubauten 
erforderlichen Kapitals aufbringen und mit bestimmten steuerlichen Be­
vorzugungen ausgestattet werden sollen; Frkf. Ztg. 8.Juli 1921. 
hierzu sei bemerkt, daß eine wesentliche Erleichterung der Kapitalbeschaf­
fung für Siedelungszwecke sich in der Verbindung von Hypothekarkredit 
und Lebensversicherung bietet, indem der Hypothekenschuldner eine dem 
Gläubiger haftende Lebensversicherung aufnimmt. Für die Einführung 
dieses in Belgien allgemein verbreiteten Systems hat sich der Rheitl. ver­
ein unter Führung von Landesrat Dr. Mewes vielfach, jedoch leider 
bisher ohne durchgreifende Erfolge bemüht. — Zur Erlangung von Zu­
schüssen für wohyungsneubauten wird neuerdings in verschiedetten 
Städten bei größeren Wohnungen die Ablösung der Zwangseinquartie­
rung gegen eine für den Kleinwohnungsbau zu verwendende Geldsumme 
zugelassen; Rh. Bl. Juni 1921, S. 135. — Die oben $.96 erwäbnte Neue­
rung der Steuerfreiheit für Aufwendungen zum Kleinwohnungsbau 
kann, wie Staatssekretär Scheidt (Köln. Ztg. 9.Juni 1921) mit Recht 
hervorhebt, von weitreichender Bedeutung für die Errichtung von woh- 
nupgsneubauten durch die Großindustrie werden. — Nachdem die Bau­
kosten Anfang 1922 wiederum erheblich über die auf S. 90 erwähnten 
Sähe gestiegen find, ist eine Erhöhung der Abgabe vom 26. Juni 1921 
(oben S. 92) beabsichtigt.
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Stetten mir schließlich die Frage nach der Fortentwicklung un­
serer Wohnweise, so scheint sich bei den kontinentalen Völkern eine 
Wendung und endlich die Erkenntnis anzubahnen, daß uns durch 
den imponierenden Städtebau, Stockmerkshäufung und Kasernier 
rungsformen eine verderbliche Entwicklung aufgezwungen wurde, 
wenn mir aber die Vorgänge richtig erfassen und beurteilen 
wollen, dann müssen mir Klarheit darüber haben, wo diese evo­
lutionäre Bewegung ihren Ursprung nimmt und welche eigenarti­
gen Folgen ihr zukommen. Durch meine Untersuchungen wurde 
nachgewiesen, daß der Bruch der überlieferten Entwicklung im 
kontinentalen Städtebau um die Mitte des l9. Jahrhunderts ein­
getreten und daß es das damals in Frankreich ausgebildete neue 
Stiftern gewesen ist, das für die wohnungspolitische Gestaltung 
in der Mehrzahl der kontinentalen Staaten die bestimmende 
Grundlage abgab.

wie bei jedem System handelt es sich auch hier nicht lediglich 
um die einzelnen Maßnahmen,' sie mögen im einzelnen früher be­
kannt gewesen fein; sie mögen sogar, wie die Städtehygiene, in 
anderen Ländern mit gänzlich verschiedenem Erfolg Unwendung 
gefunden haben. Das Entscheidende ist vielmehr die Zusammen­
fassung zu planmäßiger Geschlossenheit und die Konzentrierung 
auf bestimmte Wirkungen und Ziele, die einen Komplex von 
Maßnahmen zu dem Charakter eines Systems erheben, feine Herr­
schaft begründen und seine Übertragung und Ausbreitung er­
möglichen. hierdurch erklärt es sich, daß im kontinentalen Städte­
bau Schöpfungen wie die Städtehygiene einem fremden Zweck 
untergeordnet wurden und hier gerade zur Einführung der schäd­
lichsten Bauformen dienen mußten; daß zahllose Maßnahmen im 
Bereich der Bauordnung als Surrogatmittel gebraucht wurden, 
um schlechte Zustände erträglich zu machen; daß die weiten Ge­
biete des Kealkredits und der Bodenbewertung die dem willen 
zur Kasernierung entsprechende Ausgestaltung empfingen. Die 
äußere Kennzeichnung der herbeigeführten Umwälzung zeigt sich 
uns mit einem Blick aus der Abb. l, oben S.7; ihre Bedeutung 
liegt indes keineswegs allein in der wohnform, obwohl auch dieser 
Umstand erheblich genug ist. Das zur Herrschaft gebrachte Städte- 
bäusystem ist ein politisches System, das auf die gesamte in­
nere Entwicklung des Staatswesens übergreift. Als ein politisches
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Instrument wurde es auch, wie wir sahen, von seinem Urheber 
betrachtet,- das politische Ünsehen und die zentrale Stellung, die 
Frankreich unter Napoleon III. für die festländischen Volker ein­
nahm, haben in hervorragender Weise zu der Verbreitung des 
neuen Städtebaues beigetragen.

Es hatte in den letzten Jahren den Unschein, als ob es gelun­
gen wäre, das mächtige System zu erschüttern, nachdem seine 
Willkürlichkeit wie seine Schädlichkeit erwiesen war. In der 
Schweiz, in den Niederlanden, in Schweden hat die Gegenbewe­
gung eingesetzt. Ruch in Deutschland scheint der Wunsch einer 
Linderung der Siedelungsweise in weitere Kreise zu dringen. Die 
jeintgegengesetzte Meinung findet wiederum ihre Stütze in der 
Knflußreichen französischen Wissenschaft, die in ihren neuesten 
Werken die Beibehaltung ihres städtebaulichen Systems fordert. 
Die Erfahrungen der Entwicklung der letzten Jahrzehnte, wie 
die vergleiche unter den verschiedenen Ländern lassen indes kaum 
einen Zweifel, welche Bauformen den Wohnungsbau wirkungs­
voll steigern und unserer Bevölkerung eine wirtschaftlich und so­
zial angemessene Wohnweise bieten können.

Die neuen Schriften von Ugache, Uuburtin, Redont, Georges-Risler, 
$mngois BTonob geben für die französische Bodenpolitik ein ausführ­
liches Programm. Der Bereich des Städtebaues wird, ganz in Überein­
stimmung mit dem herrschenden System, definiert als Straßenverkehr, 
Hygiene und Ästhetik — circulatiön, hygiene, esthetique; das alte 
Schema, für die Praxis ergänzt durch eine unübersehbare, zur wahren 
Befehlsmanie gesteigerte Zahl obrigkeitlicher Anordnungen. Das Siede­
lungswesen gelangt überhaupt nicht zur Geltung, wegen der Einzel­
heiten s. mein hdb. d. Whgw., 4. Hust. 5. 627, 702 und 715.

Unsere Darlegung ist davon ausgegangen, daß. wir auf un­
serem Gebiet nicht die äußeren Symptome und Cinzelmaßnah- 
men, sondern die Zusammenhänge und die systematischen Grund­
lagen betrachten wollen, wir erkennen in Geschichte und Gegen­
wart im Wohnungswesen zwei entgegengesetzte Richtungen- die 
eine gekennzeichnet durch Straßenästhetik, Baufluchtlinie, Kaser­
nierung,' die andere geleitet durch das Siedelungsinteresse. Beide 
sind mit den allgemeinen Zuständen jeweils auf das engste ver­
knüpft. Jede Ordnung der Bodenverhältnisse ist Politik,' die bo­
dentechnischen Einrichtungen geben stets den Maßstab ab für den 
Rnteil der Bevölkerung am politischen Gemeinwesen. Die beiden
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älteren Perioden des Städtebaues, die wir zu schildern hatten, 
erstrebten in Deutschland die Eingliederung der Volksgesamtheit 
in den Staatsverband,' ihre Bodenpolitik war Siede­
lungspolitik. Anders die jüngste Periode, die die Bodenein­
richtungen in antisozialem Sinne und zu Rlassenvorteilen nutzte.

ctls die zentrale, bestimmende Ursache, aus der die wohnungs­
technischen Verhältnisse und ihre zahlreichen, bisher durch Einzel­
eingriffe bekämpften Mißstände hervorgingen, ist das eigenartige, 
aus dem 19. Jahrhundert überlieferte System der städtischen Bau­
weise anzusehen. Wie auf anderen Gebieten, erwächst uns auch 
auf dem des Wohnungswesens die Aufgabe, uns mit der Erbschaft 
des 19. Jahrhunderts auseinanderzusetzen. Nicht Einzelforderun­
gen und Sonderbestrebungen können hier helfen, und nicht kampf­
los wird sich eine Entwicklung zurückdrängen lassen, die mit 
ihren Einrichtungen und Interessen jeden Teil unserer Volkswirt­
schaft und Verwaltung ergriffen hat. von der Anteilnahme der 
Allgemeinheit wird es abhängen, ob unserem Wohnungs- und 
Siedelungswesen eine Gestaltung gegeben wird, die der Bedeutung 
dieses Rulturgebietes entspricht.
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Beoölferungsroefen. von Pros. l)r. L. v. Bortkiewicz. (Situ® Bö. 670.) 
Kart. ITT. 6.80, geb. M. 8.80

Die neuesten Zahlen und Daten der Bevölkerungsstatistik (Europas, verbunden mit einer 
geschichtlichen Darstellung bis zu den Reformprojekten der Gegenwart.

Die innere Kolonisation, von Landwirtschaftslehrer fl. Brenning. 
(fltluffi Bb. 261.) Kart. ITT. 6.80, geb. M. 8.80

Gibt in knappen Zügen ein vollständiges Bild von dem Stande der inneren Kolonisation in 
Deutschland, die zu den wichtigsten volkswirtschaftlichen Hufgaben der Gegenwart gehört.

Die Landfrage, von Dr. 5- Darmftaeöter^elüerfen. Geh. IN. 2.40
Die Schrift beleuchtet die $rage der Grundbesitzverteilung, der Notwendigkeit einer Verringerung 

des Großgrundbesitzes und einer tatkräftigen Bauernsiedlung und Bauernpolitik, im Hinblick auf 
die durch den ungünstigen Hbschluß des Krieges gebotene Dringlichkeit einer großzügigen Land­
reform und in Huseinandersetzung mit dem sozialdemokratischen Landprogramm.

Kriegerheiinstätten und Wohnungsfürsorge, von Professor Dr. 
<L 3- 5ud)s. Geh. ITC. 3 —

„Eine maßgebende Persönlichkeit, ein Blattn, der uns als Volkswirtschaftler immer etwas zu 
sagen hatte, tritt mit dieser Schrift in die Reihe der Vorkämpfer für die Kriegerheimstättensache. 
Hber diese Hbhandlung ist nicht nur für die Hnhänger und Verfechter des Kriegerheimstätten­
gedankens von Bedeutung, sondern für alle Wohnungsreformer und Siedlungspolitiker von 
Interesse." (Der Siedler.)

Die (Bartenftabtberoegung. von Generalsekretär H.Kampfmeqer. Hit 
27 flbb. 2. flufl. (Artn® Bb. 259.) Kart. H. 6.80, geb. H. 8.80

„Die gut ausgestattete, äußerst preiswerte Schrift faßt alles zusammen, was die Gartenstadt - 
bewegung alter und neuer Zeit im In» und Huslanöe betrifft und dürfte heutzutage eigentlich für 
jedermann, namentlich aber für den Großstädter, von hohem Interesse sein." (Gartenwelt.)

Der Kleingarten, von I. Schneiber. 2. flufl. Hit 80 flbb. (fltlu© 
Bb. 498.) Kart. H. 6.80, geb. H. 8.80

„verf. leitet den Anfänger von der Bewirtschaftung der Gemüsearten, der Behandlung des 
Obstbaues bis zum Blumengarten." (Halbmonatsschrift f. soz. Hygiene u. prakt.Medizin.)

Die Kleintierzucht, von I. Schneiber. Hit 59 flbb. im Text unb auf 
6 Tafeln, (flltu® Bb. 604.) Kart. H. 6.80, geb. H. 8.80

Behandelt die zur Linzeihaltung geeigneten Haustiere, als Geflügel, Kaninchen, Ziege, Schaf, 
Schwein, und gibt praktische Anweisungen für die Wahl der Rassen, Aufzucht und Verwertung, 
die es ermöglichen sollen, die Kleintierzucht mit den einfachsten Mitteln nutzbringend zu betreiben. 
Die wichtigsten Rassen, Einwirkungen und Hilfsmittel zur Aufzucht sind im Bild veranschaulicht.

veranschlagen, Bauleitung, Baupolizei, Heimatschutzgesetze. von
Stabtbaurat Fr. Zchultz. TTCit 3 Tafeln. (Teubners technische Leitfäden 
Bö. 12.) Kart. ITC. 28.20

Der Leitfaden weist die Wege, wie unter Berücksichtigung der veränderten wirtschaftlichen 
Verhältnisse und gesetzlichen Bestimmungen ein Bau in Übereinstimmung mit diesen auf praktischste 
und ökonomischste weise auszuführen ist. Der Studierende wie auch Praktiker wird ihnen mit 
Interesse und Nutzen für sich und die Allgemeinheit folgen.

Bürgerliche Baukunde und Baupolizei. Leitfaden für die Hand des 
Bautechnikers, von vir. Architekt L.Busse. ITCit217Abb.iniText. Geh. ITC. 14.40
Die Konstruktion von Hochbauten. Tin Handbuch für den Baufachmann, 
von Architekt (D. Frick und Pros. K. Kn oll. 2 Teile in einem Bande. ITCit 
526 Fig. im Text. Geb. ITC. 40.80
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Hochbau in Stein, von Geh. Baurat Prof. h. Walde. Mit 302 $tg> 
im Text. (Teubners technische Leitfäden Bö. 10.) M. 25.20

»Das Buch zeichnet sich neben der klaren Schrift und guten Übersichtlichkeit durch eine über­
raschende Fülle guter Abbildungen aus, die das Verständnis ungemein erleichtern. Der Aufbau 
des Textes ist vollständig organisch gehalten, so daß dem Studierenden die Arbeit erleichtert wird 

der Praktiker imstande ist, das Gesuchte sofort zu finden, ohne ein Schlagwörterverzeichnis in 
Anspruch nehmen zu müssen. Das Buch ist jedem zu empfehlen, der mit Fragen des Hochbaues 
zu tun hat.- (Ingenieur-Zeitung.)
Hochbau in Holz. von Geh. Baurat Prof. k). Walde. (Teubners technische 
Leitfäden.) [U. d. Pr. 1921.]

> Bauftofftnnöe. von Geh. hofrat Prof. Dr. M. Zoerster. (Teubners tech­
nische Leitfäden Bd. 15.) [U. d. Pr. 1921.]
Baustoffkunde. Tin Handbuch für die Baupraxis, von Geh. Reg.- und 
Gewerbeschulrat K. Jessen und Prof. IN. Girndt. ~ 5. Rufi. Mit 122 Rbb. 
im Text und auf 1 Tafel. Ged. ITT. 15.6(5

»Die Autoren behandeln in dem vorliegenden Büchlein das Bauholz, die natürlichen Bausteine, 
die künstlichen ungebrannten Bausteine, die künstlichen gebrannten Bausteine, die Mörtel, Asphalt, 
Teer, Baumetalle, Bauglas, Korksteine, Linoleum sowie Anstrichfarben und Kitte."

(Zeitschrift des österreichischen Ingenieur- und ArchiteKten-vereins.)
XXer Umbau. (Eine Zuleitung zu Umbauten und Wiederherstellungen an 
Gebäuden aller Urt. von Prof. Architekt ITT. Gebhardt. Mit 38 Rbb. im 
Text. Kart. ITT. 8.40
Veleuchtungswesen. von Ingenieur Dr. h. Lux. Mit 54 Rbb. (RITuG 
Bd. 433.) Kart. ITT. 6.80, geb. ITT. 8.80

„Verfasser ist als der langjährige Herausgeber der Zeitschrift für Beleuchtungswesen einer 
der gründlichsten Kenner der großartigen Entwicklung, die'die moderne Beleuchtungstechnik in den 
letzten Jahrzehnten erfahren hat, und er versteht es, diese Entwicklung und die ihr zugrunde 
liegenden physikalischen Tatsachen in ebenso klarer wie fesselnder weise darzustellen. Das Büchlein 
ist eine willkommene Bereicherung der Literatur über das Veleuchtungswesen." (Soz. Monatshefte.)

Deutsche Boufunfl im 19. Jahrhundert und in der Gegenwart.
Von Geh. Reg.=Rct Prof. vr. 6. Matthaei. 2. stuft. Mit 40 stbb. im Text. 
(stRu® Bb. 781.) Kart. M. 6.80, geb. M. 8.80

Verfasser will aus den mannigfaltigen und scheinbar unzusammenhängenden Bestrebungen der 
deutschen Baukunst Ms 19. Jahrhunderts deutlich erkennbare Lntwicklungslinien herausarbeiten, 
indem er den Ztilcharakter der Hauptrichtungen (Klassizismus, Romantik, Herrschaft des Histori­
zismus, Eklektizismus, der neue Geist in der Architektur) aus ihrem tieferen Zusammenhang mit 
den Hauptströmungen des deutschen Geisteslebens, unserer politischen und wirtschaftlichen Ent­
wicklung im 19. Jahrhundert zu verstehen sucht.

Leitfaden der Wohlfahrtspflege, von Dr. RItce Solomon. Unter 
Mitwirkung von S. wronsky. Geh. ITT. 18.—, geb. ITT. 24.—

In diesem Buche wird erstmalig ein Überblick geboten über die Grundlagen, die Entwicklung 
und den Aufgabenkreis der Wohlfahrtspflege, der sowohl für den Gebrauch ün Schulen und 
Kursen, für die Vorbereitung auf Prüfungen, wie für die in der praktischen Arbeit stehenden 
Kräfte bestimmt ist. Der erste Hauptteil enthält die wesentlichen theoretischen Grundlagen der 
Wohlfahrtspflege und einen geschichtlichen Überblick. Im zweiten Teil wird die Wohlfahrts­
pflege der Gegenwart behandelt und zwar in besonderen Abschnitten die allgemeine wohlfah 
pflege, Gesundheitsfürsorge, Jugendwohlfahrt, Volksbildungswesen und berufliche Fürsorge.

Grundzüge der Volkswirtschaftslehre. von Prof. Dr. G. Iahn. 
(stRu© Bb. 593.) Kart. M. 10.—, geb. M. 12.—

Line unparteiische, mit ausführlichem Literaturverzeichnis versehene Einführung in das Ver­
ständnis der Volkswirtschaft, die nach ihren Voraussetzungen, Bedingungen und wesentlichsten 
Bestandteilen der Gütererzeugung, des Güterumlaufs und der Güterverwendung behandelt wird.
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Teubners
kleine Fachwörterbücher
bringen sachliche und worterläuternde Erklärungen aller wich­
tigeren Gegenstände und Zachausdrücke der einzelnen Gebiete der 
Vatur- und Geisteswissenschasten. Sie wenden sich an weiteste Kreise 
und wollen vor allem auch dem Wchtsachmann eine verständnisvolle, 
befriedigende Lektüre wissenschaftlicher Werte und Zeit­
schriften ermöglichen und den Zugang ?u diesen erleichtern. Dieser Zweck 
hat Auswahl und Fassung der einzelnen Erklärungen bestimmt: Berück­
sichtigung alles Wesentlichen, allgemeinverständliche Fas­
sung der Erläuterungen, ausreichende sprachliche Erklärung 
der Zachausdrücke, wie sie namentlich die immer mehr zurücktretende 

humanistische Vorbildung erforderlich macht.
Mit größeren rein wissenschaftlichen Nachschlagewerken können die kleinen Fachwörterbücher 
namentlich hinsichtlich bet Vollständigkeit natürlich nicht in Wettbewerb treten, sie verfolgen ja 
aber auch gan) andere Zwecke, durch die preis und Umfang bedingt waren. Den allgemeinen 
Konversationslexika gegenüber bieten sie bei den sich ohnehin mehr und mehr spezialisierenden 
auch außerfachlichen Interessen des einzelnen Vorteile insofern, als die Bearbeitung den 
besonderen Bedürfnissen des einzelnen Fachgebietes besser angepaßt 
und leichter auf dem neuesten Stand des Wissens gehalten werden kann, als insbesondere 
auch die Neu- und Vachbeschaffung der einzelnen abgeschlossene Gebiete behandeln­
den Bande bedeutend leichter ist als die einer Gefamt-Enzyklopadie, deren erster Band ge­

wöhnlich schon wieder veraltet ist, wenn der letzte erscheint.
* in Vorbereitung bzw. unter der Presse (1922)

philosophischesWörterbuch. 2.Rufl.V.Studienrat vr.p.T hormeher. 
(Bd. 4.) geb. M. 25.—

psychologisches Wörterbuch von Dr.Z rlhGiese. (Bd.7.) geb.w.22.- 
Wörterbuch zur deutschen Literatur von Studienrat Dr. H. Röhl. 

(Bd. 14.) geb. w. 25.—
^Musikalisches Wörterbuch von privatdoz. Dr.g.tz. Moser. (Bd. 12.) 
*Wörterbuch zur Kunstgeschichte von Dr. tz.Vollmer. 
physikalischesWörterbuchv.pros.Dr.G.Berndt.(Bd.5.)geb.M.25.- 

*Chernisches Wörterbuch von Privatdozent Dr.tz.Remh. (Bd.IO.) 
*AstronomischesWörterbuch v. Observator Dr.tz.R oumann. (Bd. 11.) 
Geologisch-mineralogisches Wörterbuch von Dr. E. W. Schmidt. 

(Bd. 6.) geb. M. 25 —
GeographischesWörterbuch v.prof.Dr.O.K en d e. I.Rllgem.Erdkunde. 

(Bd.s.) geb.W. 25.—.*!l.Wötterbuch d.Län der- u.W irtschaftskunde. (13.) 
goolog.Wörterbuch v.Dr.TH.Knottnerus -M eher. (2.)geb.M.20.— 
Botanisches Wörterbuch von Dr. O. Gerte. (Bd. J.) geb. M. 20.— 
Wörterbuch der Warenkunde von Prof. Dr. W. pietsch. (Bd. 3.) 

geb. M. 25.—
Handelswörterbuch von tzandelsschuldir. Dr.V. Sittel u. Zustizrat 
Dr.M. S traust. Zugleich sünfsprachiges Wörterbuch, zusammengestellt 
von V. Rrmhaus, verpfl. Dolmetscher. (Bd. 9.) geb. M. 25.—
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Das dichterische Kunstwerk
Grundbegriffe der Urteilsbildung Ln der Literaturgeschichte.

Von Pros. vr. E. Ermatinger. Geh. M. 53.40, geb M. 64.—
Das vorliegende Buch will die Grundbegriffe literaturgeschichtlicher Urteilsbildung be­

stimmen, es sucht den Begriff des Erlebnisses aufzuhellen, so eine Bestimmung des lyri­
schen, epischen, dramatischen Stiles zu geben und enthält eine Fülle neuer Einsichten über 
den künstlerischen Prozeß und das Dichtwerk.

Von deutscher Art und Kunst
Eine Deutschkunde. Herausgegeben von Studienrgt vr.AZ.tz o fstaetter. 

3., verb. Aufl. Mit 42 Tafeln und 2 Karten. Geb. M. 46.70
„Das Geheimnis dieses Luches liegt darin, das) es uns die Kraft und Weisheit im Aller­

nächsten sehen lehrt. Es zeigt uns den Weg in unser eigenes Reich und Leben, in Land und 
Dorf und Haus der Deutschen." (Historische Zeitschrift.)

Volk und Vaterland
Schaffen und Schauen. Bd. 1. 4. Nufl. Geb. M. 46.70 
Auch in 2 Teilbänden erhältlich. I. M. 26.70. II. M. 33.40

„Diese Art staatsbürgerlicher Bildung erscheint als der wirkungsvollste Weg zur Erzie- 
hung vom bloßen Vationalgefühl zum Nationalbewußtsein." (Tägliche Rundschau.)

Des Menschen Sein und Werden
Schaffen und Schauen. Bd. 2. 3. Ausl. Geb. 1 46.70 
Nuch in 2 Teilbänden erhältlich. I. M. 20.—, II. M. 26.70

Führt in die tieferen Zusammenhange der deutschen geistigen Welt der Gegenwart ein, - 
Werden, Wesen und Ausgaben unserer Kultur, wie ihre Voraussetzungen im leiblichen 
und geistigen Dasein des Menschen aufzeigend und zur vertiefteren Lebensführung anleitend.

Die Großmächte und die Weltkrise
Von Prof. Dr.X Kjellen. Kart. M. 24.-, geb. M. 30.-

.Ksellens Meisterschaft in der knappen Charakteristik ist bekannt und sein unbeugsames 
Eintreten für das Recht ebenso. So wird das neue Buch eine Schule der Selbsterkenntnis, 
aber auch des völkischen Willens." (Zeitschrift für Deutschkunde.)

Die deutsche Lyrik in ihrer geschichtl. Entwicklung
von Herder bis zur Gegenwart. Von Prof. vr. E. Ermatt nger. I. Bd. Von Herder 
bis zum Ausgang der Romantik. Geh. M. 56.-, geb. M. 72.-. II. Bd. Vom Ausgang 

der Romantik bis zur Gegenwart. Geh. M. 42.70, geb. M. 60.- 
„DerReichtum anGernütswerten deutscher u.schwcizerischerDichtung ist das herrlicheErlebnis, 

das der Leser aus diesem nie erm udenden, immer anregendenWerke entnimmt." (Neue Zür.Ztg.)

Aus Weimars Vermächtnis
Schiller, Goethe u. das deutsche Lebensfragen in unserer klas- 
Menschheitsideal. Von Prof. v. fischen Dichtung.VonGymnasial- 
K. Bornhausen. (Bd. I.) Kart. direkter Prof. tz. Sch urig. (35b. 2.)

Kart. M. 30.—M. 20.—
Antike Kultur

VonOberstudiendir.pros.vi-.Z.Po land, Direktor Prof. vr.E.Neisinger 
und Oberstudiendir. Prof. vr. N. Wagner. Mit ca. 109 Mb. im Text, 
6 Tafeln in Kupfer- und Farbendruck und 3 Karten. Geb. ca. M. 50.—

Bietet ein Gesamtbild der Antike als der sich in überreicher Entfaltung ausbreitenden 
Lebensgestaltung griechisch-römischen Geistes in Staat und Wirtschaft, in Wissenschaft und 
Kunst, Philosophie und Religion, Leben und Treiben.
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Teubners Kün st lersteinzeichnungen
Wohlfeile farbige Originalwerke erster deutscher Künstler fürs deutsche Haus
Dte Sammlung enthält jetzt über 200B!lder in den ©roßen 100X70 cm (M.40.-), 75X55 cm 
(M. 20.-), 103X41 cm OH. 22.-) 60X50 cm (M. 25.-), 55X42 cm (M. 20.-), 

(M. ,5.-). Geschmackvolle Rahmung aus eigener Wertstätte.41X30 cm

Neu: Kleine Kunstblätter
19X24 cm je TH. 6.-. Liebermann, 9m Part. prenhel, Am Wehr. Hecker, Unter der 
alten Kastanie und Weihnachtsabend. Treuter, Bei Mondenschein. Weber» Apfelblüte.

Schattenbilder
K. W. Diefenbach „Per aspera ad astra“. Album, die 34 Zeiit». des vollst. 
Wandfrieses fortlaufend wlederg. (201/*x25 cm) TH. 70.—. Teilbilder als Wandfriese 
(42X80 cm) je TH. 20.-, (35X18 cm) je TH. 6.-» auch gerahmt in verfch. Ausfuhr, erhältlich. 
„Göttliche Jugend-. 2 Mappen, mit je 20 Blatt (257*X34 cm) je TH. 60.-. 
Einielbilder je TH. 4.-, auch gerahmt in verfch. Ausfuhr, erhältlich.
Kindermufik. 12 Blätter (2572X34 cm) in Mappe TH. 45.-. Elnielblatt TH. 4.50. 
Gerda Lurfe Schmidt (20X15 crn)jeM. 3.-. Auch gerahmt in verschiedener Aus­
führung erhältlich. Blumenorakel. Reifenspiel. Der Besuch. Der Liebesbrief. Lin Frühltngs- 
strauß. Die Freunde. Der Brief an .9bn\ Annäherungsversuch. Am Spinett. Beim 

Wein. Lin Märchen. Der Geburtstag.

Teubners Kün st lerpo st karten
(Ausf. Verzeichnis v. Verlag in Leipzig.) (jede Karte 30 Pf. Reihe von 12 Karten in Umschlag 
TH. 3.-, jede Karte unter Glas mit schwarzer Einfassung und Schnur TH. s.—, oval TH. 5.40. 
Die mit * beielchneten Reihen auch in feinen ovalen Holzrähmchen (TH. 15.- bim.TH.16.90, eckig 
TR. 12.-), in Teupa-Rahmen (eckig TR. 6.50, oval TR. 7.20) oder in Kettenrahmen (TH. 7.70). 
Teubners Künstlersteinzeichnungen in 12 Reihen. Teubners Künstlerpostkartea 
nach Gemälden neuerer Meister, i. Macco, Maienieit. 2. Koselitz, Sonnenblick. 3. Butter­
sack, Sc>mmer im Moor. 4. Hartmann, Sommerweide. 5. Kühn jr^ 9m weißen Zimmer. 9n 
UmschlagM. l.S0.*Diefenbachs Schattenbilder ln 7 Reihen. (Kindermusik.je TR. —.40, 
Reihe TH. 4.-) Aus dem Kinderleben, 6 Karten nach Bleistiftzeichn. von H ela Peters. 
1. Der gute Bruder. 2. Der böse Bruder. 3. Wo drückt der Schuh? 4. Schmeichelkätzchen. 
5. Püppchen, aufgepaßt! 6. Große Wäsche. 9n Umschlag TH. 1.50. ^Schattenriß karten von 
Gerda Luise Schmidt: 1.Reihe: Spiel und Tarn, Festim Garten, Blumenorakel, Die kleine
Schäferin» Belauschter Dichter, Rattenfänger von Hameln. 2. Reihe: DieFreunde, Der Besuch, 
9m Grünen, Reifenspiel, Ein Frühltngsstrauß» Der Liebesbrief. 3. Reihe: Der Brief an .9hn', 
Annäherungsversuch, Am Spinett, Beim Wein, Ein Märchen» Der Geburtstag. Reihe in Um- 
jchlagM. 1.50. Denkwürdige Stätten ausNordfrankr^ich. 12Orig.-Lithogr.v.K.Lohe.

Rudolf Schäfers Bilder nach der Heiligen Schrift
Der barmheriige Samariter (TH. 30.-), Jesus der Kinderfreund (TH. 25.-), Das Abendmahl 
(TR. 30.-), Hochzeit ja Kana (TH. 25.-), Weihnachten (TH. 30.-), Die Bergpredigt (TR.25-) 
(75X55 b)w. 60X50 cm), 6 Blatter in Mappe ?um ermäßigten preise von TH. 110.-. 
Diese 6 Blätter in Format kf »f o ‘Ktf hot* in Mappe M. 45.-, als 
23X30 unter dem Titel ^ I v * » f Uf v 014Ut»V Linzelblatt je TH. 10.- 
(Auch als.Kirchliche Gedenkblatter'' und als »Glückwunsch- u. Einladungskarten''erhältlich.)

Karl Bauers Federzeichnungen
Führer und Helden im Weltkrieg. Einzelne Blätter (28X36 cm) TH. 3.-

2 Mappen, enthaltend je 12 Blätter, je............................................................TR. 12.-
Lharakterköpfe zur deutschen Geschichte. Mappe, 32 Bl. (28X36 cm) TH. 45.-,

12 Bl. TH. 19.-. Einzelblatter.............................................................................TH. 3.-
Aus Deutschlands großer Zeit 1813. 9st Mappe, 16 Bl. (28X36 cm) TH. iS.-,

TH. 3.-Linzelblätter
Vollständiger Katalog üb. künstl.Wandschmuck mit farb.Wiedergabe von über 200 Blättern 
gegen Elnsend. von M.7.- oder gegen Rächn. (M. 8.-) vom Verlag in Leipzig, poststr.3,erhältlich
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